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Vorwort. 



Obgleich wir namentlich aus älterer Zeit ausführliche 
Arbeiten über das Corpus Evangelicorum besitzen, so wird doch 
in denselben über dessen katholisches Directorium meistenteils 
nur Weniges angeführt. Aber auch diejenigen, welche eingehender 
darüber gehandelt haben, beschränken sich, wie z. B. Moser, 
vorwiegend darauf, das durch die zahlreichen Sammelwerke 
grossentheils schon bekannte Quellenmaterial kritiklos aufs Neue 
abzudrucken. Dieses Quellenmaterial aber vertritt trotz seines 
grossen Umfanges vielfach einen einseitigen Standpunkt und ist 
daher durchaus ungenügend, um die eigenthümlichen das katho- 
lische Directorium betreffenden Verhältnisse richtig beurtheilen zu 
können. Es war desshalb für die Zwecke dieser Arbeit unbedingt 
erforderlich, eingehende Quellenstudien zu machen und boten in 
dieser Hinsicht ganz besonders die Archive zu Berlin , Dresden, 
Wien, Gotha und Marburg reichhaltiges Material dar. Namentlich 
war das Geh. Staatsarchiv zu Berlin sehr ergiebig und gewährte 
wichtigen Aufschluss über die Beziehungen Preussens zu dem 
katholischen Directorium. Die auf diese Weise ermittelten 
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Resultate weichen in vielen Punkten von den älteren Dar- 
stellungen ab. 

Was die Anführung von Literatur anlangt, so habe ich 
nur das sachlich Bedeutende citirt und es nicht für erforderlich 
gehalten, sämmtliche hierher bezügliche Werke aus dem 
vorigen Jahrhundert anzuführen, da dieselben meistentheils 
über die Directorialfrage nur sehr ungenaue Angaben enthalten. 
Eine ziemlich vollständige Aufzählung dieser Schriften gibt 
Pütt er in seiner Litteratur des teutschen Staats-Rechts Bd. III, 
S. 189 ff. Bd. IV, S. 209 ff. [vergl. auch Moser, Von der 
Teutschen Religions- Verfassung S. 349 f. und Teutsches Staats- 
Recht, Bd. X, S. 5 f.]. 

Für die vielfache mir gewährte Unterstützung sage ich 
den Vorständen der von mir benutzten Archive meinen 
wärmsten Dank. 

Marburg, im Juli 1880. 

Der Verfasser. 
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Einleitung. 



Das Kursächsische Directorium des Corpus Evangelicorum 
als einer ständigen, kollegialisch gestalteten Vereinigung hat 
seinen Ursprung im Jahre 1653 genommen , ). Indem die in 
diesem Jahre auf dem Reichstage zu Regensburg versammelten 
evangelischen Stände die Notwendigkeit einer festern colle- 
gialischen Verbindung, als dieses bisher der Fall gewesen war, 
einsahen, wozu sie sich zugleich durch die Bestimmungen des 
Westfälischen Friedens für berechtigt hielten, richtete sich ihr 
Augenmerk naturgemäss auf den Kurfürsten von Sachsen als 
die, wie man meinte, geeignetste Persönlichkeit, in deren Hände 
man das Directorium der neu zu organisirenden Körperschaft legen 
könnte. Nicht nur, dass die vielfachen Verdienste, die sich die 
Sächsischen Kurfürsten um die Förderung des evangelischen 
Wesens in Deutschland seit der Reformationszeit erworben 
hatten, noch in lebhafter Erinnerung schwebten, so erschien 
auch Kursachsen sowohl durch seine äussern Machtverhältnisse, 



1) Vergl. die ausführliche Darstellung bei Moser, Teutsches Staats- 
Recht, Theil X, S. 64 ff. und v. Bülow, üeber Geschichte und Ver- 
fassung des Corporis Evangelicorum, S. 96 ff. — Siehe auch Heppe in 
der Real-Encyklopädie für protestantische Theologie und Kirche, her- 
ausgeg. v. Herzog, Bd. III, S. 155. [2. Aufl. Bd. III, S. 863 f.]. 

Ueber das frühere Verhältniss der Kurfürsten von Sachsen zu den 
evangelischen Ständen vergl. ebenfalls Moser a. a. 0., X., S. 27 ff. und 
v. Bülow a. a. 0., S. 120 f. 

Frantz, Kath. Direct. des Corpus Evang. \ 
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wie durch seine Stellung im Reiche als ganz besonders qualificirt 
zu diesem Amte. Desshalb vereinigten sich am 14. Juni 1653 
acht und dreissig evangelische Stande zu einer Erklärung an 
die Kursächsische Gomitial-Gesandtschaft zu Regensburg , in- 
haltlich deren dem Kurfürsten von Sachsen das Directorium 
der Evangelischen angetragen wurde. 

Der damalige Kurfürst von Sachsen, Johann Georg I. 
[geb. 6. März 1585], welcher bereits den Abend seines Lebens 
herannahen fühlte , zeigte jedoch wenig Neigung, sich für seine 
letzten Regierungsjahre noch eine neue Sorgenlast aufladen zu 
lassen und suchte sich daher dem ihm angebotenen Direktorium 
zu entziehen *). Es bedurfte erst eines wiederholten Andringens 
von Seiten der evangelischen Stände, bis er sich endlich zur 
Uebernahme des Directorii entschloss und seiner Gesandtschaft 
zu Regensburg die erforderliche Instruction ertheilte. In Folge 
dessen fand dann am 22. Juli 1653 die erste Conferenz der 
Evangelischen im Kursächsischen. Quartier statt. 

Seitdem führte die Kursächsische Gesandtschaft das regel- 
mässige Directorium des Corpus Evangelicorum, das auch nach 
beendetem Reichstag versammelt blieb. Obwohl man keines- 
wegs mit der Art und Weise ihrer Geschäftsführung zufrieden 
war 9 ), behielt sie doch diese Funktion auch während des 1663 
beginnenden langen Reichstages ohne erheblichen Widerspruch, 
bis 1697 das Ereigniss eintrat, mit dem sich die folgende Dar- 
stellung näher zu beschäftigen haben wird. 



1) Massgebend för Jobann Georg I. war aucb der Umstand, dass 
er sieb mit dem Kaiser in gutem Einvernehmen befand und dasselbe 
durch Uebernahme des Directorii, in welchem er die Quelle von aller- 
hand Zerwürfnissen mit dem kaiserlichen Hofe erblickte, nicht stören 
wollte. — Vergl. v. Bülow a. a. 0., S. 97 f. 

2) Moser a. a. 0. X., S. 66 hebt hervor, dass sich gleich Anfangs 
»kein geringes Missvergnügen wegen der an Cbur-Sacbsen verspührten 
kaltsinnigen Führung des Directorii und Aufenthalt der vorzutragenden 
Sachen herfürgethanc habe. » 



I. Abschnitt. 

Das katholische Direktorium von 1697 bis 1717 



§. l. 

Der üebertritt des Kurfürsten Friedrich Augast I. zur 

katholisAen Kirche. 

Es ist zur Genüge bekannt und wird gegenwärtig kaum 
noch von einem Geschichtskundigen bestritten, dass der Kurfürst 
Friedrich August I. von Sachsen, als er am 1. Juni 1697 
in Baden bei Wien dem Bischof von Raab seinen Üebertritt 
zur katholischen Kirche erklärte, zu diesem Schritte lediglich 
durch die Absicht veranlasst wurde, sich dadurch den Weg 
zu der Polnischen Krone zu bahnen. Die bis in die neuere 
Zeit fortgesetzten Versuche der Curie, diese Religionsänderung 
als aus den lautersten Motiven hervorgegangen, durch eine tiefe 
und innige Begeisterung für die katholische Religion erregt zu 
bezeichnen 1 ), fallen trotz aller dafür beigebrachten Argumente, 



1) Einen solchen, vollständig verunglückten Versuch hat insbesondere 
The in er gemacht in seinem Buche: Geschichte der Zurückkehr der 
regierenden Häuser von Braunschweig und Sachsen in den Schooss der 
Katholischen Kirche, Einsiedeln 1843. Das Buch, welches allenthalben 
die tendenziöse Parteistellung des Verfassers erkennen lässt und von 
einer ziemlich oberflächlichen Auflassung zeugt, hat unverdienter Weise 

1* 



trotz des weitläufigen Beweismaterials, in sich selbst zusammen, 
wenn man die bis zur Frivolität gesteigerte Gleichgültigkeit in 
Erwägung zieht, die Friedrich August I. gegen Alles zur 
Schau trug , was mit der Religion zusammenhing *). Er 
hatte nur dem Namen nach, selbst nach seinem Uebertritt, 
eine Religion und machte von derselben nur insoweit Gebrauch, 
als sie geeignet war, seinen hochtrabenden Plänen Vorschub 
zu leisten, seinen politischen Absichten zum Werkzeug und 
Deckmantel zu dienen. Ebenso gut, wie er die katholische 
Religion annahm , nur um König von Polen zu werden, würde 
er dieselbe auch wieder von sich geworfen haben und zum 
Protestantismus zurückgekehrt sein, wenn eine neue Constellation 
der Verhältnisse ihm davon einen grössern Vortheil in Aussicht 
gestellt hätte. 

Liest man freilich die rührenden, von Verehrung gegen 
den neuen Glauben überfliessenden Briefe des Königs an den 



eine zweite Auflage erlebt. Eine wohlbegründete, wenn schon zum Theil 
recht scharfe Abfertigung hat dasselbe erfahren durch Soldan, Dreissig 
Jahre des Proselytismus in Sachsen und in Braunschweig, Leipzig 1845. 
Vergleiche auch Böttiger, Geschichte des Kurstaates und König- 
reiches Sachsen, 2. Aufl. bearb. von Fiat he, Gotha 1870, Bd. II, 
S. 304 ff. — Gretschel, Geschichte des Sächsischen Volkes und Staates, 
Bd. II , S. 470 ff. 

1) Von Loen, Kleine Schriften, Th. 1. S. 188 fuhrt z. B. 
die auch von Böttiger a. a. 0. II, S. 307 erwähnte Thatsache 
an, dass Friedrich August einstmals, als ihn sein Beichtvater daran 
erinnerte , der Messe mit beizuwohnen , seinem grossen Hunde den Rosen- 
kranz umhing. Von Loen knüpft daran die Bemerkung : »Wir könnten 
dergleichen Begebenheiten noch verschiedene anführen, um zu beweisen, 
dass die Herrn Katholiken eben keinen gar eifrigen Proselyten an Sr. 
Königl. Majestät gemacht haben«. 

Ganz anders fällt dagegen das Urtheil Theiners aus, wenn der- 
selbe a. a. 0. S. 112 f. in seiner überschwenglichen Weise erzählt, dass 
der Bischof von Raab und der Jesuit Vota den König durch ihre 
Tugenden und ihre weisen Rathschläge auf eine so hohe Stufe der 
christlichen Vollkommenheit geführt hätten, dass er »keinem auch der 
glorreichsten und frömmsten Herrscher Polens nachsteht und ihnen mit 
Recht an die Seite gesetzt werden darf«. 



Papst, wie sie insbesondere Th einer in seinem auf Seite 3 
Anmerk. 1 citirten Werke abgedruckt hat, so könnte das Urtheil 
leicht anders ausfallen. Indessen darf man dabei nicht ausser 
Acht lassen, dass dieselben von dem Einfluss der Jesuiten 
diktirt sind, von deren Netzen er vollständig umgarnt war, und 
dass es überdies im eigensten Interesse des Kurfürsten lag, der 
Curie eine möglichst günstige Ansicht über die Reinheit und 
Unwandelbarkeit seiner religiösen Gefühle beizubringen. 

Wie Friedrich August stets bestrebt war, seinen Glauben 
seinen Zwecken dienstbar zu machen, das geht u. A. auch 
daraus hervor, dass er, als er als Wahlkandidat in Polen auf- 
trat, austreuen liess, er gehöre bereits seit zwei Jahren der 
katholischen Kirche an *), während sich doch zur Evidenz nach- 
weisen lässt, dass ernstliche Verhandlungen mit der Curie erst 
aus einer Zeit datiren, wo der Kurfürst bereits der Hoffnung 
auf die Polnische Krone nahe getreten war 8 ). 

Trotz alledem würde es verkehrt sein, wollte man wegen 
dieses Uebertritts auf Friedrich August allein den Stein werfen. 



1) Vgl. Theatrum Europaeum, Th. XV. S. 302 , wo erzählt wird, der 
Kurfürst habe durch Flemming in Polen »Propositiones« ausbreiten 
lassen, in denen besonders hervorgehoben sei, »dass Se. Churfl. Durchl. 
wunderbarer Weise, als Sie vor zwei Jahren in Rom gewesen, zu der 
Catholischen Religion berufen, und derselben Kirchen Schos einverleibt 
worden«. Siehe auch Soldan a. a. 0. S. 88. 

Charakteristisch ist es auch, wenn das Theatrum Europaeum, Th. XV. 
S. 295 den Kurfürsten, als Flemming gelegentlich der ersten Mittheilung 
über die beabsichtigte Kandidatur seine Bedenken äussert, diesem er- 
wiedern lässt: »Wegen der Religion wären auch schon Mittel vorhanden, 
dass darüber nicht eben einige Schwürigkeit bleiben solte«. 

The in er, a. a. 0. sucht in einem Nachtrage den Beweis zu liefern, 
dass der Kurfürst schon im Jahre 1692 entschlossen gewesen zu sein 
scheine, die katholische Religion anzunehmen. Was er zum Beweise 
hierfür vorbringt, beweist aber im günstigsten Falle nur, dass die Kurie 
schon zu jenem Zeitpunkte es nicht an Anstrengungen hat fehlen lassen, 
ihn zum Uebertritt zu veranlassen. 

2) Vergl. Soldan, a. a. 0. S. 95 ff. 
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Für ihn, dessen immerhin nicht unbedeutender Charakter neben 
sonstigen Schwächen durch masslose Sinnlichkeit und Prunk- 
sucht beherrscht wurde, war derselbe lediglich die Consequenz 
der sich entwickelnden Ereignisse. Hatten doch schon ver- 
schiedene seiner Vorgänger mit den alten Traditionen des 
Sächsischen Fürstenhauses gebrochen 1 ); insbesondere war Johann 
Georg III. trotz seines anfanglichen Eifers 8 ) für die evangelische 
Sache in den letzten Regierungsjahren dem Katholicismus nicht 
abgeneigt 8 ), und von Johann Georg IV. behauptet Böttiger 



1) Böttiger a. a. 0. Bd. II. S. 233 ff. 

2) Wie schon Johann Georg IL einen auf die unveränderte Bei- 
behaltung der evangelischen Religion im Hause und im Lande bezüglichen 
Passus in den freundbrüderlichen Hauptvergleich v. 22. April 1657 
[Original in Dresden, Urkunde Nr. 13352] aufzunehmen sich genöthigt 
sah, so findet sich auch in analoger Weise in dem zwischen Johann 
Georg III. und Herzog Johann Adolph zu Sachsen-Weissenfels unter'm 
12. September 1682 aufgerichteten Elucidations- Vergleich [Original in 
Dresden, Urkunde Nr. 13838] sub 6., folgender Vermerk: .... »Und 
gleichwie vornehmlich wieder die wahre in Gottes wort gegründete 
Religion welche in diesen Landen durch sonderbare Göttliche Güte und 
Gnade bis dato rein und lauter erhalten worden, vermöge des Ossnabrücki- 
schen Frieden-Schlusses, ohne dem einige Veränderung nicht vorzunehmen, 
sondern vielmehr die Unterthanen von Sr. ChurfÜrstl. Durchl. und Dero 
Posterität darbey zu schützen, Also erklähren auch Ihre Cburfürstl. und 
Fürstl. Durchl. Durchl. vor Ihre Persohn und Nachkommen Sich ferner 
hiermit, dass sie ebenmassig Ihres Theils bei solcher wahren Christlichen 
Religion, wie selbe in Gottes Wortt, denen Prophetischen und Apostolischen 
Schriften gegründet, auch in der ungeänderten Augspurgischen Confession, 
Apologia, Schmalkaldischen Articuln, Grossen und Kleinen Katechismo 
Lutheri und Formula Goncordiae, verfasset, bis an Dero seeligen Lebens- 
Schluss feste beharren, weniger einiges, auch nur privat -Exercitii einer 
wiedrigen Religion sich anmassen wollen«. 

Der Recess ist, wenn schon nicht immer ganz korrekt, abgedruckt 
bei Glafey, Kern der Geschichte des Hohen Chur- und Fürstlichen 
Hauses zu Sachsen, 2. Aufl. 1737, S. 1365 ff. — Ebendaselbst S. 1321 ff. 
findet sich auch der freundbrüderliche Hauptvergleich v. 22. April 1657. 

3) Theiner, a. a. 0. S. 104 behauptet sogar, schon Johann Georg Ifl. 
habe sich mit dem Gedanken eines Uebertritts zur katholischen Kirche 
getragen und dieses ein Jahr vor seinem Tode dem Kaiser brieflich mit- 
getheilt; nur durch seinen Tod sei er an der Ausführung verhindert 



in seiner Geschichte von Sachsen, Bd. IL S. 270, dass er, um 
von dem Kaiser die Erhebung seiner Maitresse, der bekannten 
Neidschätz, in den Reichsfürstenstand zu erlangen, geradezu 
Begünstigung der katholischen Religion in Sachsen offerirt habe. 
Mochte dem nun sein, wie ihm wollte: jedenfalls war das 
blose factum des Uebertritts von Friedrich August für die 
Curie ein gewaltiger Triumph, um so mehr als bereits 1689 
und 1692 zwei andere Glieder des Sächsischen Hauses, der 
Herzog Christian August von Sachsen-Zeitz ') , dessen unter 
dem Namen Bischof von Raab schon Erwähnung geschehen 
ist, und der Herzog Albrecht von Sachsen-Weissenfels*), ihm 
vorangegangen waren. Auch gereichte es der Curie zur nicht 
geringen Genugthung und erfüllte sie mit grossem Stolze, den 
Herrscher des Landes zum Proselyten gemacht zu haben, welches 
der Hort und die Stütze der Reformation gewesen war, einen 
Fürsten, dessen Vorfahren die evangelische Sache als ihre eigene 
betrachtet und durchgeführt hatten. Man muss es desshalb 
The in er zu Gute halten, wenn er in begeisterte Worte über 
dieses »erhabene Schauspiele ausbricht, und zu dem Schlüsse 
kommt, dass die alte Mutterkirche einen schönern Triumph, als 
diesen, nicht feiern könne 8 ). 



worden. Ueber die Echtheit dieses Schreibens, über welches Theiner 
in Note 2 zu Seite 104 ein Zeugniss abgedruckt hat, vermag ich kein 
Urtheil abzugeben; jedenfalls liefert dasselbe ein vorzügliches Beweis- 
material für die sonstigen Theiner* sehen Behauptungen. 

1) Ueber die Conversion des Herzogs Christian August vergl. 
ebenfalls Theiner a. a. 0. S. 93 ff. und gegen denselben Soldan a. a. 0. 
S. 79 ff. 

Wie nicht anders zu erwarten, erlangte derselbe die höchsten kirch- 
lichen Würden und wurde bereits 1706 zum Cardinal und Erzbischof von 
Gran befördert. In seiner Eigenschaft als kaiserlicher Principal-Commissar 
auf dem Reichstage zu Regensburg werden wir später noch Gelegenheit 
haben, ihn kennen zu lernen. 

2) Vergl. über Herzog Albrecht und dessen Uebertritt Müller, 
Annales des Hauses Sachsen, S. 617. — Soldan, a. a. 0. S. 83. 

3) A. a. 0. S. 136. 
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Als die Kunde von dem geschehenen Uebertritt des Kurfürsten 
in die Oeffentlichkeit drang *), erschallte nicht blos im Sachsen- 
lande, sondern durch das ganze protestantische Deutschland 
ein allgemeiner Schrei der Entrüstung darüber, dass der Kur- 
fürst um des eitlen Glanzes willen — denn so fasste man es 
von vornherein auf — dem Glauben seiner Väter untreu ge- 
worden war. War man auch auf das Kommende schon längst 
vorbereitet und hatte man den Abfall voraus gesehen, so war 
doch die Wirkung immer noch gross genug, als man vor der 
vollendeten Thatsache stand. Wenn mit Friedrich Augusts 
Uebertritt auch nicht das Haupt des' Lutherthums vernichtet 
wurde, wie dieser in ruhmrednerischer Weise behauptete 2 ), so 
war doch immerhin dem durch mancherlei Gonflikte bereits 
geschwächten Protestantismus eine empfindliche Schädigung 
zugefügt, die durch die zu befürchtende Begünstigung der 
katholischen Religion in Sachsen noch bedeutend grösser zu 
werden drohte. Auch trug der Umstand, dass gerade der 
Kurfürst von Sachsen das Directorium der evangelischen Stande 
auf dem Reichstage zu Regensburg führte, nicht wenig zur 
Beunruhigung der Gemüther bei. Doch hiervon wird in der 
Folge des Weitern die Rede sein. 

§.2. 

Stimmung in Regensburg. Ansicht des Kurfürsten von 

Brandenburg. 

So geheim die Vorbereitungen des Uebertritts des Kurfürsten 
und der Uebertritt selbst gehalten waren 3 ), so lag es doch in 
der Natur der Sache, dass Friedrich August, wollte er 



1) Ueber die Publikation selbst vergl. den folgenden Paragraphen. 

2) Es heisst in dem Schreiben des Königs an den Papst v. 26 Febr. 

1698 [abgedruckt bei Th einer a. a. 0. Urkunde Nr. 60]: »del 

cuic [nämlich del Duca di Sassonia Veecovo di Giavarino] »zelo s'e valsa 
la destra deir Omnipotente, come di stromento, per ispegnere nel Capo 
della Sassonia, quello del Luteranesimo«. 

3) Nur der Kaiser und einige vertraute Personen wussten darum. 



daraus den gehofften Nutzen ziehen , mit der Publication nicht 
zögern durfte. So erfolgte denn in der That bald darauf durch 
den mit der Führung der Polnischen Angelegenheit betrauten 
Flemming, sowie durch den mit in's Vertrauen gezogenen 
Krongrossschatzmeister Przebendowski die Mittheilung an 
die Wähler; letzterer legte zugleich ein officielles Attest über 
den Uebertritt des Kurfürsten vor, um einem etwaigen Miss- 
trauen von vorn herein zu begegnen 1 ). 

Von Polen aus verbreitete sich die Kunde des Ereignisses 
mit ausserordentlicher Schnelligkeit nach allen Richtungen hin, 
sodass dasselbe bereits Ende Juni 1697 in Regensburg allgemein 
bekannt war 2 ). Dasselbe erregte dort eine ungemeine Sensation, 
jedoch mit grundverschiedener Wirkung: Die zu Regensburg 
anwesenden evangelischen Gesandten waren über diese Zeitung 
eben so consternirt, als die katholischen darob frohlockten und 
sich »allerhand süsse Gedanken« machten 8 ). Angesichts dieser 
Thatsachen überkam die Evangelischen einigermassen ein Gefühl 
der Entmuthigung ; mussten sie doch in dieser Gon Version eine 
neue Gefahr erblicken für die durch den Westfälischen Frieden 
geschaffene, aber durch die folgenden Ereignisse, inbesondere 
durch die fortwährenden Kriegsunruhen ohnehin erschütterte 
Position ihrer Kirche. Man betrachtete es als selbstverständlich, 
dass der Kurfürst von Sachsen nicht nur trotz aller verbrieften 
Rechte in seinem Lande der katholischen Religion Thür und 
Thor öffnen, sondern sich auch von den Evangelischen auf dem 



1) Wegen aUer sonstigen auf den Uebertritt des Kurfürsten und die 
Polnische Königswahl bezüglichen Momente muss auf die mehrfach er- 
wähnten Werke von Soldan, Gretschel und Böttiger, sowie auf die 
dort angeführte Literatur verwiesen werden. 

2) Die Proklamation erfolgte Mitte Juni; bereits am 28. Juni be- 
richtete darüber der Darmstädter Gesandte an seinem Hof. Ebenfalls 
unterm 28. Juni schreibt schon Herzog Albrecht von Sachsen -Coburg 
an die Mitglieder des Gesammthauses wegen der mit Rücksicht auf die 
Veränderung des Kurhauses vorzunehmenden Massregeln. 

3) So heisst es in einem Bericht des Brandenburger Gesandten an 
seine Regierung. 
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Reichstage lossagen und in das Lager der Katholischen über- 
gehen werde, sodass die ersteren fortan im kurfürstlichen 
Gollegium auf nur einen Vertreter beschränkt sein würden 1 ). 
Demgemäss nahm man es von vorn herein als sicher an, dass 
der bisherige Kursachsische Comitialgesandte in der Kürze werde 
abberufen und durch einen katholischen Vertreter ersetzt werden 9 ). 
Unter solchen Umständen aber konnte es nicht dem ge- 
ringsten Zweifel unterliegen, dass der Kurfürst von Sachsen 
das Directorium des Corpus Evangelicorum nicht einen Augen- 
blick länger führen dürfe. So berichteten wenigstens die meisten 
der Gesandten unter dem Einfluss der ersten Aufregung und 
ohne die Angelegenheit einer näheren Erörterung unterzogen 
zu haben, an ihre Auftraggeber. Aber auch von denjenigen, 
welche sich zuvor auf eine eingehende Erwägung der Frage 
mit den sich an dieselbe knüpfenden Consequenzen einliessen, 
kamen doch Viele zu gleichem Resultate. Denn obschon sie 
zwar annehmen zu dürfen glaubten, dass der Kurfürst mit der 
Abberufimg seines evangelischen Gesandten sich nicht allzusehr be- 
eilen werde, so wollten sie doch den staatsrechtlich anerkannten 
Grundsatz, dass der Fürst eines evangelischen Landes, seiner 
persönlichen Anhängerschaft zur katholischen Kirche ungeachtet, 
auf dem Reichstage immer noch als zum evangelischen Religions- 
theile gehörig betrachtet werden müsse, sofern er sich nur 
durch evangelische Gesandte vertreten lasse 8 ), nicht analog auf 
das Directorium des Corpus Evangelicorum bezogen wissen. 



1) Im Jahre 1692 hatte der Kaiser zwar bereits für das Braunschweig- 
Lünebargische Haus Hannover eine neue Kur errichtet. Doch wurde 
dieselbe von dem Reiche erst 1708 anerkannt. — Vgl. Pütt er, Historische 
Entwickelung der heutigen Staatsverfassung des Teutschen Reiches, 
Th. IL S. 329 ff. 

2) So berichtet der hessische Legationsrath Scheffer unter dem 11. Juli 
1697 nach Caesel: »Man glaubt auch, dass bald ein Catholicus an des 
jeteigen Chur-Sächsischen Gesantens platz werde anhero geschickt werden«. 

3) Vergleiche v. Bülow, Ueber Geschichte und Verfassung des 
Corporis- Evangelicorum , 1795, woselbst S. 27 ff. dieser Punkt einer ein- 
gehenden Betrachtung unterzogen wird. 
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Vielmehr erschien es ihnen als etwas Widersinniges, wenn 
dasselbe fortan einen für seine Person der katholischen Kirche 
zugethanen Director haben sollte. 

Unter dem Einflüsse der ersten Erregung wurden sehr bald 
Stimmen laut, welche auf Kurbrandenburg als den geeignetsten 
Nachfolger Kursachsens im Directorium hinwiesen, ein Vor- 
schlag, der von Vielen mit offener Begeisterung, von Einigen 
jedoch mit kühler Reservation aufgenommen wurde. Und in 
der That wäre Brandenburg sehr wohl geeignet gewesen, in 
dieser Hinsicht der Rechtsnachfolger Kursachsens zu werden. 
Nicht blos, dass Brandenburg nach Kursachsen die nächste 
evangelische Stimme führte und schon desshalb eine gewisse An- 
wartschaft auf das Directorium ihm nicht abgesprochen werden 
konnte, so bot auch der seit dem grossen Kurfürsten zu immer 
grösserer Entwickelung sich entfaltende Staat mit seinem durch 
und durch evangelisch gesinnten Fürstenhause die bestmögliche 
Garantie für eine wirksame und thatkräftige Förderung der 
evangelischen Interessen. Hatte doch auch Brandenburg schon 
mehrfach vorübergehend in Vertretung Kursachsens das 
Directorium geführt 1 ). 

Und wirklich war auch Kurfürst Friedrich III., der hin- 
sichtlich der Erweiterung seiner Machtstellung hinter seinem 
grossen Vorgänger nicht zurückstehen wollte, nicht abgeneigt, die 
Führung der Evangelischen, deren Angelegenheiten durch die 
Brandenburgischen Herscher schon in der mannigfachsten Weise 
gefördert waren, zu übernehmen, sofern es deren Interessen 
erheischten. Von diesem Gedanken getragen erliess er unter'm 
21. Juni 1697 a ) an seine Regensburger Gesandten v. Mettemich 
und Henniger die Instruction: .... »acht zu geben und Uns 
zu berichten, wie gedachter Chur-Sächsischerc [seil. Gesandter] 



1) Hierüber wird im II. Abschnitt ausführlicher gehandelt werden. 

2) AI so zu einer Zeit, wo die Religionsiinderung zu Regensburg noch 
gar nicht bekannt war. 

Nach Berlin war die Nachricht am 20. Juni gelangt, wie aus dem 
sonstigen Inhalte des erwähnten Bescripts hervorgeht. 
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»in dehnen Dingen, so das Churfl. Collegium und das Reich 
mit dem kaiserl. Hofe zu concertiren haben, und in specie 
wegen des Religions- Wesens sich gouverniren wird p. Nach 
diesem Umbtrit des Churfürsten von Sachsen zu der katholischen 
Religion, sind Wir der erste Evangelische Stand des gantzen 
Reichs und haben unter denselben das Directorium, wiewoll 
Wir Uns dessen nicht eher anmassen noch sonst wegen solcher 
Ghur- Sächsischen Religions- VerEnderung etwas vornehmen 1 ) 
wollen, bis sich der Kurfürst öffentlich zu der catholischen 
Religion bekannt haben wird, und womit es leyder! nun nicht 
lange wohl wird anstehen könnenc. In den folgenden Monaten 
erliess der Kurfürst Friedrich III. noch eine ganze Reihe von 
Rescripten an die Regensburger Gesandtschaft, in denen stets 
der Satz ausgesprochen wird, dass Brandenburg allerdings un- 
zweifelhaft ein Recht auf das Directorium habe, dass es jedoch 
vorläufig eine abwartende Haltung einnehmen wolle, bis sich 
herausgestellt habe, wie sich der Kurfürst von Sachsen den 
Evangelischen gegenüber in Zukunft zu verhalten gedenke. 
Der Kurfürst war nämlich nach reiflicher Erwägung allmählich 
zu der Ueberzeugung gelangt, dass es nicht gerathen sei, auf 
der Stelle und ohne Weiteres mit dem Anspruch auf das 
Directorium hervorzutreten, sondern dass es in jeder Beziehung 
vorteilhafter erscheine, abzuwarten, wie sich Friedrich 
August den Evangelischen gegenüber in Zukunft verhalten 
werde. Denn einmal musste es immerhin dahingestellt bleiben, 
ob er, trotz der momentan vorwiegenden Erbitterung gegen 
Sachsen, damit auch wirklich durchdringen würde, da nicht 
wenige Staaten das immer kräftiger sich entwickelnde Branden- 
burg mit scheelen Augen ansahen und ihm jede, selbst die 
kleinste Machterweiterung missgönnten. Sodann aber liess sich 
gar nicht absehen, welche neuen Verwickelungen der Erwerb 



1) Das an dieser Stelle im Concept des Rescriptes [Berlin] stehende 
Wort ist vollständig unleserlich; doch ist dem Sinne nach ein Ausdruck 
wie »vornehmen« unzweifelhaft zu setzen. 
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des Directorii für Brandenburg zur Folge haben konnte; jeden- 
falls erwuchs ihm neben den bisherigen Gegnern an Kursachsen, 
mit dem ohnehin nicht die besten Beziehungen bestanden, ein 
neuer erbitterter Feind, der dem sehnlichsten Lieblingswunsche 
des Kurfürsten, die Königskrone zu erwerben, leicht hindernd 
in den Weg treten konnte: trat doch dieser Wunsch gerade in 
Folge der Erhebung Friedrich August's zum Könige von 
Polen mit erneuter Heftigkeit in demselben auf 1 ). Und 
endlich war mit ziemlicher Gewissheit vorauszusehen, dass der 
Kurfürst von Sachsen, wenn ihm das Directorium werde ge- 
nommen werden, sich unzweifelhaft sofort von dem evangelischen 
Religionstheile lossagen und dem Katholicismus nur noch weiter» 
Eingang in seinem Lande verschaffen werde. 

Zu allen diesen möglicherweise zu erwartenden Nachtheilen 
aber standen die Vort heile, welche die rechtliche Anerkennung 
der faktisch bereits längst geführten Leitung der evangelischen 
Stände dem Kurfürsten Friedrich III. gebracht haben würde, 
in gar keinem Verhältniss. 

Um so mehr anzuerkennen ist es, wenn derselbe, getragen 
von jener hehren Begeisterung für die Religion , durch die sich 
das Haus Hohenzollern stets ausgezeichnet hat, sich in seinen 
Instruktionen an die Regensburger Gesandten bereit erklärte, 
seine eigenen Interessen denen des gemeinen evangelischen 
Wesens nachzusetzen und das Directorium zu übernehmen, 
sobald dieses sich durch das Sächsische Verhalten den Evan- 
gelischen gegenüber als noth wendig herausstellen würde 2 ). 

Unterdessen dauerte die Aufregung der ersten Tage auch 
in den folgenden Wochen in Regensburg fort; wenn schon die 
meisten evangelischen Gesandten durch den Mangel der nur 



1) Vergl. Droyseii, Geschichte der Preussischen Politik, Theil IV, 
Abth. 1 , S. 212. 

2) Es heisst z. B. in dem Rescript v. 3. August 1697: . . . »So balde 
Wir aber mercken, dass Chur-Sachsen die geringeste Religions-Verände- 
rung in seinen landen vornimbt, werden Wir Uns in allewege des 
Directorii anuiassen«. 
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sehr langsam eintreffenden Instruktion von ihren Höfen an 
einem entschiedenen Vorgehen, zu dem es aber später auch 
nicht kam, gehindert wurden, so Hessen sie es doch an privaten 
Erörterungen nicht fehlen, die fast alle darauf hinausliefen, 
dass der Kurfürst von Sachsen sich durch seinen Uebertritt des 
Directorii verlustig gemacht habe. Es ist desshalb nicht zu 
verwundern, wenn sich diese Befürchtung selbst dem Kursäch- 
sischen Gesandten aufdrängte und derselbe alle ihm obliegenden 
Direktorialhandlungen vorläufig möglichst zu vermeiden suchte, 
weil er sich nicht der Gefahr einer förmlichen Zurückweisung 
aussetzen wollte. Als daher wenige Tage nach dem Bekannt- 
werden der Religionsänderung eine keinen Aufschub gestattende 
Angelegenheit eine Conferenz der Evangelischen Gesandten 
erheischte, hat er, nach dem Berichte der Brandenburger Ge- 
sandtschaft, »sich nicht mehr getrauet, die Evangelischen ordentlich 
in sein Quartier zu convociren, sondern man hat es unter der 
Hand also eingerichtet und vollzogen, auch die Data darum 
etwas zurückgesetzet, damit es also lassen möge, als wenn schon 
alles geschehen gewesen, ehe man diese Zeitung bekommen«. 

§. 3. 
Erste Schritte des Kurfürsten von Sachsen zur Beibehaltung 

des Direktorii. 

Der Kurfürst Friedrich August hatte kaum von der 
gegen ihn herrschenden ungünstigen Stimmung vernommen, 
als er darauf bedacht war, derselben durch geeignete Mass- 
regeln zu begegnen, um die Führung der evangelischen Stände 
zu Regensburg selbst auf die Gefahr grösserer Concessionen hin 
für sich und sein Haus zu erhalten. Hatten die Befugnisse, 
welche er als Ausfluss seiner Direktorialstellung auszuüben hatte, 
für ihn auch keine so schwerwiegende Bedeutung und würde 
er deren Verlust vielleicht unschwer verschmerzt haben, so 
wäre doch durch ein Aufgeben derselben seine gesammte 
Stellung nicht blos den evangelischen Ständen gegenüber, sondern 
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überhaupt auf dem Reichstage erheblich verändert worden. 
Mit einem Worte: Die Ausübung des Directorii brachte ihm 
keine Vortheile; aber ein Aufgeben hätte die wesentlichsten 
Nachtheile im. Gefolge gehabt. Musste er doch ausserdem als 
ziemlich sicher annehmen, dass Brandenburg, in dem er in 
jeder Beziehung einen gefahrlichen Rivalen erblickte, alsbald 
seine Stellung bei den Evangelischen einnehmen und ihm auf 
diese Weise den Rang ablaufen würde, während er schliesslich 
gezwungen gewesen wäre, in das Lager der Katholischen über- 
zugehen l ) , wo er nun und nimmermehr hoffen konnte , auch 
nur annähernd die bisher auf evangelischer Seite behauptete 
Position einzunehmen. Ausserdem drohte dem Könige, nebeil 
zu befürchtenden Nachtheilen anderer Art , im Zusammenhange 
mit dem Verluste des evangelischen Direktorii auch noch der 
eventuelle Verlust des Direktorii im Obersächsischen Kreise, 
wovon man bereits in Regensburg gemunkelt hatte, und auf 
welches er entschieden mehr Gewicht legte, als auf das evan- 
gelische Directorium an sich 2 ). Jedenfalls waren alle diese 
Umstände, wenn sie eintraten, ganz dazu angethan, sein 
bisheriges Verhältniss im Reiche zu beeinträchtigen, ihn in 
seinen Machtbefugnissen zu degradiren : Grund genug für ihn, 
sich dagegen aus allen Kräften zu sträuben. Denn gerade zu 
jener Zeit erschien jede, auch die geringste Schmälerung seines 
Ansehens mit den grössten Gefahren verknüpft, wo es g^lt , die 
soeben erworbene Polnische Krone sich zu sichern, wo unab- 
sehbare politische Wirren und Kämpfe theils bereits eingetreten 
waren, theils in naher Aussicht standen, wo überdies in den 



1) Da er einem Brandenburger Direktorium sich gewiss niemals 
untergeordnet haben würde. 

2) Dagegen mochte ihm das Bestreben, durch Fortsetzung des 
Directorii der Evangelischen der katholischen Sache zu nützen, was die 
Curie als Motiv der Festhaltung ihm unterzuschieben geneigt war, — 
zu seiner Ehre sei es gesagt — ziemlich fern liegen, wie aus der 
8. 4 f. gegebenen Schilderung der Stellung Friedrich Augnst's der Kirche 
gegenüber zur Genüge erhellen dürfte. 
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Sächsischen Landen durch den Uebertritt des Kurfürsten zur 
katholischen Kirche die Gemüther der durchweg protestantischen 
Bevölkerung gegen ihn eingenommen waren, und ein möglicher 
Verlust dieser seiner Erblande wenn auch nicht gerade wahr- 
scheinlich war , so doch zu den Eventualitäten gehörte , mit 
denen ein umsichtiger Staatsmann rechnen musste. 

Von vorn herein war es dem Könige klar, dass die erste 
Bedingung einer unveränderten Beibehaltung des Directorii 
Sicherstellung der evangelischen Religion in Sachsen war. 
Desshalb und den hergebrachten Anschauungen folgend, erliess 

27 Juli 

er das Mandat d. d. Lobwskowa den 7 Ä ugU8 t 1697 '), in 

welchem die Versicherung abgegeben wird, dass »Wir gemeldte 
Unsere liebe Landstände und Unterthanen , bey dero Augspur- 
gischen Gonfession, hergebrachten Gewissens-Freyheit, Kirchen, 
Gottesdienst, Geremonien, Universitäten, Schulen und fort allen 
andern, wie dieselbe anitzo besitzen, allergnädigst kräftigst er- 
halten und handhaben , so denn auch niemanden zu Unserer 
itzt-angenommenen katholischen Religion zwingen , sondern 
jedweden sein Gewissen frey lassen werden«. Eine derartige 
Versicherung war auch mit Rücksicht darauf um so nöthiger, 
als die bereits unter'm J^. Juli auf katholischen Einfluss er- 
folgte Ernennung des Fürsten Egon von Fürstenberg zum 
Statthalter viel böses Blut gemacht hatte 2 ). 



1) Abgedruckt im Codex Augusteus I , S. 345 ff. — In einer Relation 
der Brandenburger Gesandtschaft v. 20. August 1697 heisst es mit Bezug 
auf diese Versicherungen: »Sie scheinen sonsten ziemlich auf schrauben 
gestellet , können auch Dero Evang. landstanden und unterthanen darum 
wenig freude oder consolation geben«. 

2) Böttiger a. a. 0. II. S. 312 erwähnt gelegentlich der Ernennung 
des Statthalters und als auf dieselbe unmittelbar folgend das bekannte 
Verbot zweier evangelischer Lieder. Dasselbe erging jedoch erst ein 
Jahr später durch Bescript v. 16. Juli 1698. Es heisst darin [Dresden]: 
»Undt weilen Unss bissher unterschieden vorkommen, dass Unser Römisch 
Katholische Religion auf denen Sächss. Canzeln angegriffen, und dar- 
wieder nachtheilig, zum Aergerniss Unserer Glaubensgenossen, gepredigt 
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Dieselben Zusicherungen wiederholte der König bald darauf 
den Abgesandten der Landstände, welche ihm zu der erlangten 
Königskrone gratulirten und zugleich ein namhaftes »Donativc 
überreichten *) ; er gab auch zur Beruhigung der Landstände 
unter'm 29. September 1697 nochmals eine eingehende Er- 
klärung ab 2 ). 

Indessen war mit diesen einfachen Versicherungen der 
evangelischen Sache wenig gedient. Der König musste grössere 
Garantien bieten, wollte er sich die Führung des Directorii 
auch fernerweit sichern. Desshalb sah er sich vor die Not- 
wendigkeit gestellt, nicht nur in Gemässheit der bestehenden 
Rechtsanschauung sich jeder persönlichen Handhabung der 
kirchenregimentlichen Befugnisse in Sachsen zu enthalten, sondern 
auch, um sich wenigstens das Recht des evangelischen Directorii 
zu sichern, dessen Ausübung zu Regensburg durch einen Andern 
vornehmen zu lassen. Gelang dieser Ausweg, so waren damit 
alle unangenehmen Consequenzen mit einem Male beseitigt. 

Zunächst galt es, eine geeignete Persönlichkeit ausfindig zu 
machen, welcher die Ausübung des evangelischen Directorii 
in- und ausserhalb des Landes ohne Gefahr für die eigenen 
Ansprüche übertragen werden konnte. Da aber war es das 
Natürlichste und auch Zweckmässigste , sein Augenmerk zu 
richten auf einen Angehörigen des eigenen Gesammthauses, auf 
einen der übrigen Sächsischen Fürsten der einen oder andern 



werde; Alss wollen Wir nicht Allein dergleichen nur zur Verbitterung 
unter beiden Religionen gereichende Anzüglichkeiten , sondern auch die 
öffentliche Absingung der beiden Lieder: »Erhalt Unss Herr bey Deinem 
Wortth* und ,0 Herre Gott Dein göttlich Wortt*, worinnen Unser Glaube 
angegriffen wirdt, ernstlich untersaget haben, auch desshalben Unsers 
Stadthalters Ld. Einsehen zu haben, befehlichen*. Dagegen protestirten 

jedoch die Geheimen Räthe unter'm _ ^ — n g^ 8 1(593 nac h einge- 

6. September 

holtem Bericht des Oberkonsistoriüms. 

1) Theatrum Europaeum, XV, S. 239. 

2) Codex Augusteus Continuatus I, S. 12. 

Frantz, Kath. Direct. des Corpus Evang. 2 
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Linie. Boten doch bei diesen zwar weniger die in der Politik 
irrelevanten Bande der Verwandtschaft, wohl aber ihre durchweg 
relativ geringe Macht die beste Gewähr dafür, dass der Aus« 
erwählte nicht mit der Zeit aus dem widerruflichen Aufträge 
ein unwiderrufliches Recht machen würde. Wenn nun die 
Wahl des Königs nicht auf den Herzog Johann Georg von 
Sachsen- Weissenfeis als den nächsten Agnaten fiel 1 ), sondern 
auf den ihm ferner stehenden Herzog Friedrich von Sachsen* 
Gotha , so geschah dieses lediglich aus dem Grunde , weil eine 
Uebertragung an Gotha ihm grössere Vortheile zu gewähren 
versprach, als dies von Seiten des Herzogs von Weissenfeis 
jemals der Fall sein konnte. Setzte doch auch, wie im folgenden 
Paragraphen erörtert werden wird, Herzog Friedrich, der 
überdies der bedeutendere von beideh war, alle Hebel in Be- 
wegung und scheute vor keinen Opfern zurück, um den ziemlich 
illusorischen Preis davonzutragen. Und der König, getreu 
seiner bisherigen Politik, benutzte in kluger Erwägung die an 
ihn herantretende Noth wendigkeit , sich der Ausübung des 
Directorii zu entäussern, um aus derselben für seine sonstigen 
Zwecke einen möglichst grossen Nutzen zu ziehen. 

Noch ehe abefr die Verhandlungen mit Sachsen-Gotha zum 
Abschluss gebracht waren, sah sich der König genöthigt, dem 
Drängen der Landstände nachzugeben und dem evangelischen 
Geheimen Raths-Director und den Geheimen Räthen zu Dresden, 
mit Ausschluss des katholischen Statthalters, die Ausübung 



1) In Betracht hätte auch kommen können der Herzog Moritz 
Wilhelm von Sachsen-Zeitz , derselbe der 1715 zur katholischen Kirche 
übertrat, aber kurz vor seinem 1718 erfolgten Tode ihr wieder entsagte. 
Indessen da . derselbe der Bruder des einflussreichsten Rathgebers des 
Königs, des Bischofs von Raab war, so hätte seine Bestellung leicht 
missdeutet werden können. Wie v. Schleinitz in seinem Berichte aus 
Dresden v. T Y September 1697 [Gotha] bemerkt, machte daher der Bischof 
von Raab auf ihn »keine reflexion, weil er wohl weiss, dass solches K. M. 
bisshero geführten Principiis im Chur Hause zu wieder, Er auch solcher 
gestalt vor sein eigen Hauss interessiret scheine, und folglich in andern 
Consiliis sich suspect machen würde«. 
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seiner. Befugnisse gegenüber der evangelischen Kirche in Sachsen zu 
übertragen. Es geschah dieses in der Instruktion v. 21. Dezember 
1697. Um allen Eventualitäten vorzubeugen, wurde in diesem 
Auftrag zugleich die Handhabung der auf das Directorium der 
evangelischen Reichsstände bezüglichen Geschäfte begriffen 1 ). 
Es ist nicht erforderlich, auf die in dieser Beziehung getroffenen 
und übrigens nur generell gehaltenen Bestimmungen an dieser 
Stelle näher einzugehen, da von den Befugnissen des Geheimen 
Raths hinsichtlich des Directorii des Corpus Evangelicorum 
später noch ausführlicher gehandelt werden wird. 

Wenden wir uns jetzt, indem wir die weiteren Vorgänge 
zu Regensburg vorläufig bei Seite lassen, zu den mit Sachsen- 
Goiha geführten Verhandlungen. 



§. 4. 
Verhandlungen mit dem Hersog von Baehson-Gotha. 

Herzog Friedrich II. von Gotha hatte kaum von den 
Vorgängen in Polen vernommen , als er auch, die Notwendig- 
keit einer Veränderung der bisherigen Befugnisse des Königs 
den Evangelischen gegenüber voraussehend, denselben zu ver- 
anlassen beschloss, ihm diese Befugnisse 8 ) bis zum dereihstigen 



1) Diese Instruktion hat die Grundlage gebildet für die spätem in 
den Sächsischen Religionssachen ergangenen Verfügungen. Sie findet 
sich in den Sächsischen Landtagsakten von 1887, Beilage zu Abth. II, 
Samml. 2, S. 177 ff. Vergl. y. Weber, Systematische Darstellung des 
im Königreiche Sachsen geltenden Kirchenrechts, 2. Aufl., Bd. I, 
S. 85 ff. - Gretschel a. a. 0. Bd. II, S. 580 f. 

2). Bestimmend rar diesen Entschluss mag auf den Herzog der Um- 
stand mit eingewirkt haben, dass der Sachsen- Altenburger Gesandte 
früher mehrfach ähnliche Funktionen ausgeübt hatte, wie sie 1653 dem 
Eunftchnschen officiell übertragen wurden [vergl. Moser, Teutsches 
Staate-Recht, Bd. X. S. 56 ff]. Wenigstens veranlasste der Herzog, da 
Altenburg inzwischen an Gotha gefallen war, schon unter'm 28. Juli 
1697 Nachforschungen hierüber in dem Archiv zu Altenburg. 

2* 
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Regierungsantritt des Kurprinzen zu übertragen 1 ). Doch schien 
ein umsichtiges Vorgehen dringend geboten und galt es daher, 
vorerst den Dresdener Hof zu sondiren. Mit dieser schwierigen 
Mission wurde der Hofrath v. Schleinitz betraut, der sich zu 
Anfang des Monats August 2 ) nach Dresden begab unter dem 
passenden Vorwande, die Gratulation des Herzogs zur Königswürde 
zu überbringen 8 ). Derselbe löste seine Aufgabe in überraschender 
Weise. Nachdem er das Terrain rekognoscirt und im All- 
gemeinen günstig gefunden hatte 4 ), wendete er sich sogleich an 



1) Sehr unangenehm niusste es unter solchen Umstanden Herzog 
Friedrich IL sein, als in dem S. 9. angeführten Schreiben v. 28. Juni 
1697 Herzog Albrecht von Sachsen-Coburg an ihn, wie an die übrigen 
Interessenten des »Fürstl. Samthauses« die Aufforderung zu einer Zusammen* 
kunft in Ilmenau richtete, um über die wegen der grossen Veränderung 
des Kurhauses zu thuenden Schritte zu berathen, und auch in der Folge 
dieses Gesuch mehrfach wiederholte. 

2) Das Herzogliche Gratulationsschreiben datirt vom 6. August, die 
dem Gesandten mitgegebene Instruction vom 8. August 1697.. 

3) In der dem v. Schleinitz mitgegebenen Instruction heisst es 
unter 6.: »Wann zu vermerken, dass dem Könige eine fernere vertrau- 
liche auch wohl nähere Verständnis im Chur- vnd Fürstl. Hause an- 
genehm, könnte von disseitiger Willfährigkeit darzu wohl contestiret, 
vnd der modus worauf abzuziehlen penetriret, auch davon relation zu 
erstatten übernommen werden«. Im Uebrigen war diese Instruction 
ziemlich allgemein gehalten. Erst auf seinen günstigen Bericht vom 
21. August erhielt v. Schleinitz unter 'm 26. August die nähere An- 
weisung, zu versuchen, ob etwa der König gegen Stellung von Truppen 
»zu Uebertragnng derer iurium, welche nicht wohl anders, als durch 
einen Evangelischen Fürsten vom Hausse in statu quo ohne änderung 
zu erhalten wehren« inklinirte. 

4) v. Schleinitz wandte sich zuerst an die Frau v. Gersdorff, 
eine bei Hofe wohlaccreditirte Dame. Von dieser erhielt er die beruhigende 
Versicherung, dass der Kurfürst von Brandenburg die Erklärung abgegeben 
habe, »dass so ferne absque detrimento, et periculo Religionig, ein zu- 
länglicher modus auszufinden, wie das Directorium in Ecclesiasticis und 
Girculo. dem Chur- pp. Hause Sachsen beizubehalten, Er selbiges vor sich 
nicht, gegen theils aber hautement prätendire« [Bericht v. 21. August 1697 
(Gotha)]. Eine derartige Erklärung hatte der Brandenburger Gesandte 
im Auftrage seines Herrn allerdings dem Kursächsischen abgegeben 
[vergl. des erstem Bei. v. 9. Juli V697 (Berlin)] und ist darauf wohl die 
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den Bischof von Raab, bei dem er ein solches Entgegenkommen 
fand, dass er schon am T 4 f September 1697 nach Gotha berichten 
konnte, derselbe sei einer Uebertragung des Directorii der 
Religionssachen an Herzog Friedrich nicht abgeneigt. 

Nach diesem unerwartet günstigen Resultate konnte der 
Herzog schon hoffen, ohne allzu grosse Opfer seinen Zweck zu 
erreichen und es begannen daher alsbald die Verhandlungen, 
welche Kursächsischer Seits durch den Bischof von Raab ge- 
führt wurden 1 ). Dieselben hatten hauptsächlich die Gegen- 
leistungen zum Gegenstande, welche der Hferzog von Gotha für 
die kommissionsweise Uebertragung des Directorii inner- und 
ausserhalb Landes machen sollte. Hierbei stiess man jedoch 
auf allerhand Schwierigkeiten, da beide Theile ihr Interesse 
möglichst im Auge hatten, sodass der erste umfassende Entwurf 
erst unter'm \% März 1698 von den beiderseitigen Bevoll-» 
mächtigten, vorbehaltlich der Ratifikation ihrer Auftraggeber, 
zu Danzig unterzeichnet wurde. Dieser Entwurf zerfiel in drei 
gesonderte Punktationen von denen die erste die Uebertragung 
des Directorii in Religionssachen betraf, während die andern 
beiden sich auf die Gothaischen Gegenleistungen bezogen. Ein- 
mal nämlich sollte der Herzog dem Könige ein Darlehn von 
300,000 Gulden Rheinisch gewähren [100,000 Gulden baar und 
200,000 Gulden durch Cession einer Hypothek an den Kaiser], 



Mittheilung der Frau v. Gersdorff gegründet, da sich Aktenstücke über 
eine directe Auslassung des Berliner Hofes aus jener Zeit nicht finden. 
1) Der Bischof von Raab war früher ein eben so laxer Protestant 
gewesen, als er sich jetzt als enragirten Katholiken zeigte [The in er a.a.O. 
8. 94 legt ihm in seiner phrasenhaften Weise eine »reine und wahrhaft eng- 
lische Seele« bei]. Derselbe war mit der Curie auf das engste verknüpft und 
gewiss mit den von derselben in Bezug auf Sachsen gehegten Absichten 
vertraut. Wenn er daher es übernahm, die Verhandlungen mit Gotha 
zu führen, so erhellt daraus, dass es im Einverständniss mit Rom geschah, 
wo man gewaltigen Werth auf die Erhaltung des Vorsitzes der evan- 
gelischen Stände für Kursachsen legte, aber doch die Notwendigkeit 
einer zeitweisen Entausserung einsah. Das Gleiche gilt von dem kaiser- 
lichen Hofe. Hoffte man doch auch auf diese Weise einem definitiven 
Erwerbe des Directorii durch das verhasste Brandenburg vorzubeugen. 
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welche durch wiederkäufliche Einräumung einiger Gotha oder 
Altenburg nahe gelegener Aemter sicher gestellt werden sollten. 
Sodanti aber verpflichtete sich der Herzog von Gotha, in Ge- 
meinschaft mit dem Bischof von Würzburg dem Könige 6000 
Mann Truppen vorläufig auf drei Jahre zu stellen. 

Zu einer Ratifikation dieser Vereinbarungen kam es jedoch 
verläufig nicht, da bezüglich der Truppenstellung und des 
Darlehns noch allerhand Streitpunkte sich herausstellten, Welche 
erst ausgeglichen werden mussten 1 ). Die Verhandlungen Wurden 
deshalb fortgesetzt und v. Schleinitz Anfang Mai nach Leipzig 
gesandt , wohin sich inzwischen der Bischof von Raab begeben 
hatte. Das Resultat der Leipziger Verhandlungen war, nachdem 
mehrere Projekte ausgearbeitet waren und alle den Beifell des 
Bischofs von Raab nicht gefunden hatten 1 ), der Vertrag d. d. 
Leipzig, den 24. Mai 1698, der alsbald von Herzog Friedrich 
vollzogen wurde und unter'm 12. Juni auch die Königliche Ge- 
nehmigung erfuhr. Derselbe fusst im Wesentlichen auf den 
Datiziger Abmachungen ; hur ist das Darlehn auf 500,000 Gulden 
erhöht und auch sonst finden sich einige Aenderuhgen. 

Indessen auch durch den Leipziger Vertrag würde ein 
definitiver Abschluss noch nicht erzielt. Nicht nur, dass der 
tleligionspunkt, namentlich soweit er sich auf Kursachseft selbst 



1) Wenn man einer Notiz des General-Feldzeugineisters v. Wartens- 
leben Glauben schenken darf, so wurden bereits die Danziger Ab- 
machungen, soweit sie den Religionspunkt betrafen, vom Könige durch- 
aus genehmigt und als verbindlich betrachtet, v. Wartensleben, der 
die Danziger Punktation mit unterzeichnet hatte, bemerkt nämlich unter 
dem nach Gotha gelangten Exemplar: »Nachdem K. M. über abgesetzte 
Punkta [ausser dem ersten, das Directorium in Religions-Sachen* betreffend, 
so von K. M. eingegangen] Dero endliche EntSchliessung, biss von Chur- 
SachsB. Ministerio dessen pflichtmassiges Bedencken eingeschickt, aus- 
gesetzt, so ist« etc. Jedenfalls steht soviel fest, dass bei den Ver- 
handlungen der Directorialpunkt von vorn herein die wenigsten Schwierig- 
keiten machte. 

2) Zu Gotha befindet sich eine ganze Reihe solcher Entwürfe bei 
den einschlagenden Akten, zum Theil mit Correkturen und Rand- 
bemerkungen des Bischofs von Raab versehen. 
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bezog, noch einige nähere Bestimmungen nöthig machte, so 
war es auch insbesondere die Frage der zu verpfändenden 
Aemter, welche weitere Verhandlungen erheischte. Im Verlaufe 
einer im Juni zwischen dem Herzog Friedrich und dem 
Bbchof von Raab zu Altenburg stattgefundenen Zusammenkunft 
wurden daher abermals verschiedene Aenderungen vorgenommen. 
Auf der Basis derselben kam es sodann zu einem neuen Ent- 
Wurfe v. 25. Juni 1698, der jedoch ebenfalls nicht die voll- 
ständige Zustimmung des Dresdener Hofes fand. Zwar sah sich 
der König veranlasst, auf Grund der bisherigen Abmachungen 
unter'm 16. Juli 1698 ein »Bekenntnisse abzugeben: »was gestalt 
Wir dem Durchlauchtigsten Fürsten .... Friedrichen, Hertzogen 

zu Sachsen etc das Directorium in Ecclesiasticis und Evangel. 

Religions Sachen ausserhalb und in Unsern GhurFurstenthumb 

und Landen auf unsere Lebens -Zeit wohl bedächtig 

Commissions- weise aufgetragen *)«. Doch wurden trotzdem die 
Verhandlungen über die nähern Modalitäten dieses Auftrags 
fortgesetzt. Dieselben führten endlich zu dem umfassenden 
Vertrage d. d. Friedenstein und Dresden, den 2. u. 8. September 
1698 2 ). Derselbe hat lediglich zum Gegenstande die Ueber- 
tragung des Directorii im Corpus Evangelicorum und in Kur- 
sachsen. Dagegen sind die übrigen Abmachungen, welche 
gleichwohl in Gültigkeit blieben und durch besondere Verträge 
weitergeführt wurden, darin nicht erwähnt. Es mochte dem 



1) Vergl. Rudolphi, Gotha Diplomatie^ 1717, Bd. I. S. 217. 

2) Auffallend muss es erscheinen, dass weder Beck in seiner 
Geschichte des Gothaischen Landes, 2 Bde. Gotha 1868 und 1870, 
noch Schulze, Leben des Herzogs von Sachsen -Gotha und Altenburg 
Friedrich IL, Gotha 1851 diesen Vertrag erwähnt. Beide führen nur 
ganz kurz die Thatsache der Uebertragung des Directorii an [Beck 
Bd. L S. 369; Schulze, S. 95 f.]. 

Aber auch Weisse, Neueste Geschichte des Königreichs Sachsen seit 
dem Prager Frieden, Leipzig 1808, Bd. I. S. 289, und nach seinem Vor- 
gänge Gretschel a. a. 0. Bd. II. S. 581 f. berufen sich für die Ueber- 
tragung des Directorii nur auf die Erklärung v. 16. Juli 1698. Böttiger 
a. a. 0- Bd. IL S. 313 lässt sich über diesen Punkt überhaupt nicht 
näher aus. 
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König mit Rücksicht auf die zu erwartende Publikation eberi 
nicht angenehm sein, diese anderweiten Vereinbarungen zum 
Gegenstande der allgemeinen Aufmerksamkeit zu mächen. 

Im Eingange des Vertrages wird als Veranlassung der 
Uebertragung angeführt, dass der Kurfürst in Folge des Er- 
werbes der Polnischen Krone und der damit verbundenen 
weiten Entfernung den Geschäften des Reichstages und nament- 
lich der evangelischen Stände nicht füglich beiwohnen, auch 
seinem Lande nicht mehr die bisherige Aufmerksamkeit schenken 
könne. Die Uebertragung an Gotha wird begründet mit der 
»rühmlichen Gonduite undt Gapacität des Durchlauchtigsten 
Fürsten und Herrn, Herrn Friedrichs Herzog zu Sachsen etc.c. Es 
ist bemerkenswert!!, dass nirgends der geschehenen Religions- 
änderung des Kurfürsten ausdrücklich gedacht wird. 

Die Abmachung selbst lautet an entscheidender Stelle: »Es 
•überlassen allerhöchst gedachte Ihre Königl. Maj. in Pohlen p. 
als Churfürst zu Sachsen p. das bey denen der Augspurgischen 
Confession Verwandten Churfürsten, Fürsten und Ständen bis 
dato durch Ihre Gesandtschaften bey denen solcher Religion 
angehörigen Sachen geführte Directorium per modum Com- 
missionis, zufolge des anfänglich zu Dantzig, und hernach zu 
Leipzig am 24ten May nechsthin* verglichenen , und von Ihrer 
Königl. Maj. ratificirten Tractats, also und dergestalt, dass auf 
allerhöchst erwehnt Ihrer Königl. Maj. Lebenszeit Se. Fürstl. 
Durchl. alles dasjenige, was ein Evangelischer Churfürst zu 
Sachsen, dem Herkommen gemäss, biss anhero inn- und ausser- 
halb des Reichs bey denen Congressibus der Evangelischen 
Churfürsten, Fürsten und Stände ordinär- und extraordinär 
Deputationen, Cammer Gerichts Visitationen undt dergleichen, 
soweit als Religions Sachen dabey vorkommen , Sowohl auch 
mit denen Nordischen Cronen in Proposition undt Consultation, 
auch Schlüssen, verrichtet und gethan, Se. Fürstl. Durchl. 
solches forthin, von wegen Ihrer Königl. Maj. von Pohlen p. 
als Churfürstens zu Sachsen p. kraflft dieses Aufftrags, thun 
und verrichten mögen. Zu welchem Ende Ihre Königl. Maj. 
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bey denen Cronen undt anderen zu solcher. Confession sich be- 
kennenden Potenzen und Fürsten, da es nöthig, alle Officia, 
den Ingress und diese Commission zu facilitiren, anwenden 
lassen wollen«. 

Der zweite Punkt des Recesses betrifft >das Ober-Directorium 
und die Handhabung des ganzen Status Ecclesiastici und Geist- 
lichen Gerichtsbarkeitc in dem Eurfürstenthum und dazu ge- 
hörigen Landen, welche ebenfalls auf Lebzeiten des Königs an 
den Herzog Friedrich übertragen wurden, jedoch mit einigen 
sehr erheblichen Einschränkungen, die sich unserer Betrachtung 
entziehen *). 

Um übrigens ja keinen Zweifel über die Natur der im Ver- 
trage enthaltenen Vereinbarungen aufkommen zu lassen, heisst 
es am Schlüsse nochmals: .... »Also erkennen Ihre FürstL 
Durchl. das besondere gegen Sie hierunter bezeigte Vertrauen 
mit freundt Dienstl. Dancke; Erklähren Sich auch hiermit freund 
Vettert, und verbindlich, dass, wie alles dasjenige, so Sie krafft 
des übernommenen Aufftrags beym Reiche sowohl, alss in 
enneldten Churfürstenthumb Sachssen, und darzu gehörigen 
Landen thun, verrichten und handeln werden, Commissions- 
weise geschiehet; Also weder Sie, noch Ihre Nachkommen, 
solches iemahls zu Ihrer Königl. Maj. und Dero ganzen Chur- 
hauses Praejudiz, anziehen, Dessen auch sich weiter nicht, alss 
auf die abgeredete Zeit anmassen wollen«. 

Im Uebrigen enthält der Recess, soweit er sich auf das 
Directorium des Corpus Evangelicorum bezieht, die näheren 
Bestimmungen übet die Art und Weise der Handhabung und 
Ausübung desselben. In dieser Hinsicht ist Folgendes hervor- 
zuheben: 

1) Der Herzog von Gotha hat sich des Kursächsischen 
Comitialgesandten in Regensburg zu allen auf das Directorium 
des Corpus Evangelicorum bezüglichen Verrichtungen zu be- 



1) Da dieser zweite Punkt für die vorliegende Untersuchung nur 
von geringem Interesse ist, so genügt eine kurze Anführung und kann 
ein Eingehen auf die Details gespart werden. 
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dienen. Das Material zu seinen Vorträgen empfangt dieser 
zwar unter Unterschrift und Siegel des Herzogs von Qotha, die 
Expedition selbst aber erfolgt zu Dresden und wird vorher »mit 
Anrath undt Zuthun des Evangelischen Geheimen Raths-Collegii 
alles überleget und beschlossene. In eiligen Sachen aber, die 
keinen Verzug gestatten, soll der Gesandte direct von Dresden 
aus instruirt werden, ohne vorherige Mittheilung an Gotha. Doch 
soll alsdann der Herzog unverzüglich durch den »Geheimbden 
Rath« hiervon in Kenntniss gesetzt werden ' und in solchem 
Falle gehalten sein, dem Gesandten die formelle Autorisirung 
nachzuschicken. 

2) Die Relationen hat der Gesandte nach Gotha zu senden, 
zugleich aber ein Duplikat nach Dresden an das Geheime 
Raths-Kollegium , welches auch die darauf erforderlichen Be- 
schlüsse fasst und in eiligen Sachen lediglich die Ausfertigung 
in mundo nach Gotha zur Unterschrift schickt »unter verhoflfter 
approbation«. In andern Sachen dagegen, »die moram leiden«, 
soll eine vorgängige Ueberlegung zwischen Dresden und Gotha 
stattfinden, worauf aber die weitere Expedition wiederum zu 
Dresden erfolgt und nur die Unterschrift des Herzogs eingeholt 
wird. 

3) Zu etwaigen besonderen »Schickungen« werden Kur- 
sachsische evangelische Ministri verwendet, die ihre Instruction 
»mit Ihrer Fürstl. Durchl. approbation« von Dresden aus em- 
pfangen. 

Aus diesen Abmachungen geht zur Genüge hervor, das* 
die dem Herzog Friedrich gewährten Directorialbefugnisse 
lediglich sich herausstellten als ein blos formelles Bestä- 
tigungs- und Vertretungsrecht, ohne irgend welche reale 
Funktionen. Der Schwerpunkt lag nach wie vor in Dresden, 
wo die eigentlichen EntSchliessungen gefasst wurden resp. ge- 
fasst werden sollten, durch eine zwar evangelische, aber immerhin 
vom kurfürstlichen Hofe in hohem Grade abhängige Behörde. 
In gleicher Abhängigkeit befand sich der Comitialgesandte zu 
Regensburg und nichts hinderte den Kurfürsten, diesem geeigneten 
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Falls geheime Instruktionen zur Abänderung und Modificirung 
der ihm unter Gothaischer Firma zugegangenen Anweisungen 
m ertheilen*). Die Abtretung des Direktoriums lief auf eine 
ganz hübsch angelegte Komödie hinaus, durch welche man die 
Evangelischen zu beruhigen gedachte: in Wahrheit — das war 
die eigentliche Willensmeinung des Königs und seiner Rathgeber — 
sollte Alles beim Alten bleiben. 

Nach dem Recesse sollte es endlich auch in dem Gebrauche 
der äusserlichen Formen zum Ausdruck gebracht werden, dass 
der Kurfürst sich nicht des Rechtes selbst, sondern nur der 
zeitweiligen Ausübung entäussern wollte. So sollte der Herzog 
von Gotha Unterzeichnen: »Von wegen Ihrer Königl. Maj. in 
Pohleta p. als Ghurfürsteri zu Sachsen p. und Dero Churfurstl. 
Hauses, von Gottes Gnaden Wir Friedrich , Herzog zu Sachsen p«. 
Der Gomitialgesandte sollte seine Relationen stets unterzeichnen 
mit dem Zusätze: »Von wegen des Ghurfürstenthumhs zu 
Sachsen p«. Und sogar das von Gotha in Direktorialsachen zu 
gebrauchende Siegel sollte das Kurwappen tragen mit der 
Umschrift: »Sig. Gommiss. Elect. Saxon. ad Gaus. Evang.« 

Der Vertrag wurde von Herzog Friedrich auf seinem 
Residenzschloss Friedenstein unter'm 2. September und vom 
König unter'm 8. September 1698 vollzogen 2 ). Gleichwohl ist 
die Publikation desselben nicht erfolgt und sein Inhalt ist auch 
niemals zur faktifecheh Durchführung gelangt. Obwohl nämlich 
km Dresdener Hofe die Absicht bestand, den bereits seit der 
Danziger Punktation dem Herzog gegenüber bezüglich der Ueber- 



1) In der THat sind späterhin derartige Massregeln in Erwägung 
gezogen worden (Siehe unten) und dürfte die Behauptung, dass dieselben 
nach dem Inkrafttreten des Vertrages mit Weissenfeis auch zur Aus- 
führung gelangt seien, wohl das Richtige treffen. 

2) Das vom Herzog Friedrich vollzogene Original des Vertrages 
befindet sich zu Dresden [Urkunde Nr. 14188«.] Der Aufbewahrungsort 
des Kurtacbsischen Originals war nicht zu ermitteln. In Gotha befindet 
sich nur* eine vidimirte Gopie desselben, welche bis auf einige in der 
Natur der Sache liegende Aenderungen am Schluss mit dem zu Dresden 
aufbewahrten Exemplar vollständig übereinstimmt. 
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tragung des Directorii übernommenen Verpflichtungen gerecht 
zu werden [das geht u. A. hervor aus einer Reihe in dieser 
Angelegenheit erlassener Schreiben], so zeigt sich doch auch 
nach dem definitiven Abschluss des Vertrages ein merkwürdiges 
Zögern in der Ausfuhrung desselben l ). Dieses Zögern findet 
seine Erklärung zunächst darin, dass der König vollständig sicher 
gehen und nicht eher erfüllen wollte, als bis der Herzog von 
Gotha seinerseits den in den correspondirenden Abmachungen 
hinsichtlich der Truppenstellung und des Darlehns übernom- 
menen Verbindlichkeiten gerecht geworden wäre oder wenigstens 
für deren Erfüllung genügende Garantie geleistet hätte 8 ). So- 
dann aber wurde es bedingt durch den inzwischen vom Herzog 
m von Sachsen- Weissenfeis gegen die Abmachungen mit Gotha 
erhobenen Widerspruch, an dem schliesslich die Ausführung 
des Vertrages überhaupt scheiterte. 

§. 5. 

* 

Widerspruch des Herzogs von Sachsen- Weissenfeis. Projekt 

einer gemeinschaftlichen Ausübung des Directorii durch 

Gotha und Weissenfeis. Abschlags mit Weissenfeis. 

Mit Rücksicht darauf, dass die Abmachungen mit Gotha 
auch die Episkopalrechte in den Sächsischen Landen mit zum 
Gegenstande hatten, deren einseitige Entäusserung durch den 



1) Der König hatte bereits am 16. Juli 1698 den verordneten Ge- 
heimen Räthen den Auftrag des Directorii angezeigt und ihnen befohlen, 
zu dessen zuverlässiger Einrichtung den Modus administrandi , wie er 
bisher gewesen, in einen Aufsatz zu bringen. Darauf ertheilte er ihnen 

6 October 
unter 'm xz—ä — ; — ? — 1698 die näheren Anweisungen rücksichtlich ihrer 
26. September 

nunmehr veränderten Stellung, wies sie jedoch an, den inzwischen auf- 
gestellten und ratihabirten Modus administrandi nicht eher dem Herzog 
von Gotha auszuhändigen, als bis dieser die geforderte Versicherung 
wegen seiner Gegenleistungen abgegeben haben würde. 

2) Dieses Zögern mag zum Theil auch mit durch die Wahrnehmung 
bedingt gewesen sein, dass die evangelischen Stände nicht die geringsten 
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König wegen des durch den freundbrüderlichen Hauptvergleich 
vom 22. April 1657 zwischen der Kurlinie und den drei Neben- 
linien hinsichtlich der geistlichen Angelegenheiten geschaffenen 
Verhältnisses nicht erfolgen konnte, sah sich der König ge- 
nöthigt, den Gonsens dieser Nebenlinien einzuholen. Von diesen 
kam der unter Vormundschaft stehende Moritz Wilhelm 
von Sachsen -Merseburg so gut wie gar nicht in Betracht. 
Aber auch Moritz Wilhelm von Sachsen-Zeitz consentirte 
ohne Weiteres und beanspruchte nur, dass die Befugnisse des 
Herzogs von Gotha nicht auf sein Land ausgedehnt würden, 
ihm vielmehr, entgegen dem Hauptvergleich, fortan die aus- 
schliessliche Ausübung der Episcopalrechte in seinem Territorium 
zugestanden würde 1 ). 

Eigentliche Schwierigkeiten waren nur von Johann Georg, 
von Sachsen- Weissenfeis zu erwarten, welcher als der nächste, 
bei einem etwaigen Erlöschen der Kurlinie erbberechtigte Agnat 
das meiste Interesse hatte. In der That erhob dieser alsbald 



Anstalten zur Beseitigung des Kursächsischen Directorii trafen, vielmehr 
durchweg eine abwartende Stellung einnahmen [vergl. • hierüber §. 6]. 

1) Es hekst in der Erklärung des Moritz Wilhelm v. 10. Juni 
1698: .... »Gleichwie nun Ew. K. M. nach allem Vermögen zu Gefallen 
zu leben, ich mir eine besondere Freude mache; alss habe ich auch in 
alle und jede Punkte des mit Sachsen Gotha errichteten Becessus ohne einzige 
Reservation oder Bedingung, ausser dass, soviel das in dem 6 ten Punkt 
hochgedachter Sr. Lbd. per modum Commissionis überlassene Directorium 
in Ecclesiasticis betrifft, solches sich nicht auf meine Lande erstrecken, 
sondern mir vorbehalten, und die Administration derer Ew. K. M. Chur- 
furstlichem Hause durch den freundbrüderlichen Hauptvertrag zukommenden 
Jurium und Reservaten in Ecclesiasticis per Commissionem , wie in dem 
oballegirten Consens mit mehreren enthalten, aufgetragen, und von mir 
ohne An- und Zurückfrage exerciret, auch Ew. schrifftliche Einwilligung 
hierunter er t heilet werden möge«. Das durch die (Instruktion des Satzes 
erforderliche »consentirt« ist in dem zu Dresden befindlichen Original 
ausgelassen. 

Zur Erläuterung ist ausserdem noch hinzuzufügen, dass diese Consens- 
erklärung schon mit Rücksicht auf den Tractat vom 24. Mai 1698 [siehe 
oben S. 22] ertheilt war, welcher sub 6. »das Directorium in Ecclesiasticis 
und Evangel. Religion s Sachen, in und ausserhalb Landes, mit allen 
Dependentien« zum Gegenstande hatte. 
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nach dem Leipziger Tractat Widerspruch, zunächst mehr in 
der Form des bescheidenen Einwandes, sodann immer energischer 
und dringender 1 )? Nachdem seine Vorstellungen, dass die 
Heranziehung eines der andern [Ernestinischen] Hauptlinie an- 
gehörenden Fürsten zu den Geschäften der Regierung unmöglich 
den Interessen des Königs entsprechen könne, nichts gefruchtet 
hatten, stellte er sich auf den Rechtsstandpunkt und behauptete, 
dass der König überhaupt gar kein Recht habe, ihn als den 
nächsten Agnaten zu übergehen und die Directorialbefugnisse 
an Gotha zu übertragen. Es widerspreche das nicht nur dem 
Erbvergleich von 1657 , sondern auch den Festsetzungen der 
Goldenen Bulle , wonach, wie es in einem in dieser Angelegen- 
heit überreichten Bedenken heisst, »terra districtus, homagia, 
vasallagia et alia quaevis ad ipsa spectantia, nee scindi, nee 
dividi, neuquavisconditione dismembraridebeant,sedinsua 
perfecta integritate perpetua maneantc. Wenn jedoch 
gleichwohl eine Commission erfolgen solle, die im Effekt eine 
Abdikation sei, so könne sie nur an den nächsten Agnaten 
geschehen: »Quae cum ita sint, bona fide inferre licet, aut ab 
Electore ad Cultum Romanae Ecclesiae transeunte Regiminis 
ante gesti continuationem abdicari plane non posse, aut, si 
abdicetur ultro, proxime successuro administrationem deberi, 
nee ipsum decore et aeque praeteriri vel exeludi, minimum 
Extraneo nee jure nee consuetudine, nee tuto, nee sine magno 
Reipublicae turbandae periculo, communteari, vel in eundem, 
quaeunque dem um ratione flat , uspiam transferri«. Den Platz 
dieses proxime successurus aber glaubte Weissenfeis während 
der Minderjährigkeit des Kurprinzen einnehmen zu können. 

Ausserdem führte der Herzog von Weissenfeis noch eine 
ganze Reihe von Gründen für seine Ansprüche in's Feld, die 



1) Herzog Johann Georg stand bis zum Mai 1698 noch unter Kur- 
sächsischer Oberrormundschaft [yergl. Weisse, Neueste Geschichte des 
Königreichs Sachsen seit dem Prager Frieden, L S. 291 f.]. Während 
der Dauer derselben war er natürlich an einem entschiedenen Auftreten 
gehindert. 



31 

er in verschiedenen, zum Theil anonymen Aufsätzen, dem 
Dresdener Hofe unterbreiten Hess l ). 

Der Kurfürst Friedrich August gerieth durch diesen 
Weissenfelser Widerspruch in die allermisslichste Lage. Er 
konnte denselben nicht ganz unberücksichtigt lassen, wollte er 
nicht Gefahr laufen, dass Johann Georg die Angelegenheit 
den evangelischen Standen selbst zur Entscheidung unter- 
breitete *); das aber war es gerade, was zu vermeiden er aus 



1) So führt s. B» ein »Sachssen-Weissenfelss. Bedencken bey der von 
Sachssen-Gotha gesuchten Acquisitum .... des Direotprii in Ecclesiasticis« 
folgende Gründe an: 

»Wirdt 1. ein neuer Status in statu formiret, undt 
*2. Die Familia biceps, wieder die Hauptverfassung nehmlich in effectu 
noch ein ChurtÜrst gemacht. 

3. Wirdt der Herr Herzog zu Sachsen Gotha in alle Collegia, nehmt 
in den Geheimen Rath, im Geheimen Kriegs Rath, in die Regierung, 
in die Renth Caminer, in die Ober Einnahme, in die Appellation, 
in den Kirchen Rath, in das Ober (Konsistorium, und ad intima 
quaevis Status et Regiminis des Ghurhauses und des Landes cum 
Directorio independente admittiret. 

4. Ihr. Königl. Mt. selbst wird ein fremder aemulus mit unumb- 
schrenckter Potestät, an die Seite gesetzet und 

5. Von Deroselben eine irrevooable Resignation des Summi Imperii 
circa sacra in manus Extraaei zum Praejudiz Ihres Churhauses, 
erhalten. 

6. In welchem Imperio gleichwohl eben wie in Secularibus das Jus 
Belli et Paris Collectarum , Oomitioruni, Extremae Prorocationis 
und dergleichen begriffen. 

7. Die Stände und Unterthanen werden von I. M. und Dero Chur- 
hause in Ecclesiasticis ab, und an den Herrn Herzog zu Sachssen- 
Gotha gewiesen, und bey diesem allen ist 

8. Viel Weiterung zu besorgen, zuuiahlen da Ihr. Maj. die Reichs- 
lehen noch nicht empfangen und Deroselben nunmehrige Interessen 
mit dem Erzherz. Hause Oesterreich nicht überall einstimmig bleiben 
möchten«. 

Die im Text angeführte Argumentation findet sich insbesondere u. A. 
in einem »Sylloge Argumentorum ex Aurea Bulla diductorum Duci Saxo- 
Weissenfelfiensi prae Gothano Regiminis Ecclesiastici Administrationen! 
asteress«. 

2) In der That hat Johann Georg derartige Drohungen bald darauf 
verlauten lassen. [Siehe S. 36, Anm. 1]. 
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allen Kräften bestrebt war. Andererseits war er gebunden 
durch das dem Herzog Friedrich einmal gegebene Versprechen, 
und wenn er auch über Rücksichten solcher Art sich vielleicht 
hinweggesetzt haben würde, so erheischte es doch der eigene 
Vortheil, die guten Beziehungen mit Gotha in keiner Weise zu 
stören. Es ist bekannt , in welcher immerwährenden Geldnoth 
sich der König befand *) und wie das unter seinen Vorgängern 
bereits gehörig ausgesogene Land kaum noch im Stande war, 
die gewaltigen Summen aufzubringen, die Friedrich August 
in seiner masslosen Prunksucht vergeudete. Zudem hatte der 
Erwerb der Polnischen Krone noch ganz ungewöhnliche Kosten 
verursacht. Unter solchen Umständen musste ihm die etwaige 
Zurückziehung des Gothaischen Darlehns, welches^ mit deni 
Directorialvertrage im engsten Zusammenhange stand, die 
grössten Verlegenheiten bereiten. 

Um sich nun wenigstens vorläufig aus diesem Dilemma zu 
ziehen und Zeit zu gewinnen, suchte der König beide Präten- 
denten unter allerhand Vorwänden hinzuhalten. Namentlich 
zögerte er dem Herzog von Gotha gegenüber mit der faktischen 
Uebertragung der Direktorialbefugnisse. Ein Grund Hess sich 
insofern leicht finden, als der Herzog von Gotha seinen Ver- 
pflichtungen sowohl hinsichtlich der Truppenstellung, als auch 
der Zahlung der bedungenen 500,000 Gulden noch nicht oder 
wenigstens noch nicht vollständig gerecht geworden war. Mit 
Rücksicht hierauf beginnt seit Mitte October 1698 zwischen 
dem Dresdener und Gothaer Hofe ein sehr reger, aber ziemlich 
unerquicklicher Briefwechsel, in welchem zunächst die Geldfrage 
im Vordergrunde steht. Als dieselbe darauf in der Hauptsache 



1) Zur Illustrirung des im Text Gesagten möge folgende Stelle aus 
einem Bericht des Gothaischen Gesandten Oferal, d. d. Lemberg, den 

—^—3*-— , 1698, dienen: »Der allgemeine miserable Zustand der 

7. October ' ' 6 

Königlichen Hoff und Militär Bedienten ist nicht gnugsam zu beschreiben; 

der König ist mit Versetzung seiner Pretiosen fertig, und wird kaum so 

viel übrig seyn, mit guter Manier aus Lemberg zu kommen. Mehrere 

particularia sind der Feder nicht zu vertrauen«. 
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ihre Erledigung dadurch gefunden hatte, dass der Herzog die 
stipulirte Summe bis auf einen Rest von 75,000 Gulden zahlte l ), 
musste der andere Punkt bezüglich der Stellung von Truppen 
dazu dienen, um das Zögern des Königs in Uebertragung der 
Directorialbefugnisse zu entschuldigen. Der König sagt in einem 
Schreiben ausdrücklich, dass gerade die in Aussicht gestellte 
Leistung von Hülfstruppen ihn wesentlich zur Uebertragung 
des Directorii bestimmt habe 2 ). Auch hierzu erklärte sich der 
Herzog endlich bereit 8 ) und forderte immer energischer, dass 
das Versprechen des Königs »zur endlichen völligen Gonsistenz 
schleunigst möge gebracht, vnd die Exekution vnd bestandige 
Beobachtung Dero Ministerio zuverlässig committieret werden«. 
Die Weissenfelser Ansprüche, deren übrigens in den Schreiben 
«Jes Königs an den Herzog vorläufig noch keine Erwähnung 
geschieht, wies er als völlig unbegründet zurück und stellte 
den Weissenfelser Deductionen Gegendeductionen zur Seite 4 ). 



1) Der König .quittirte d. d. Warschau, den 25. November 1698 über 
den Empfang von 425,000 Gulden. 

Böttiger a. a. O. IL S. 373 erwähnt zwar, es sei das Amt Borna 
für 500000 Gulden an den Herzog Friedrich von Gotha auf Wiederkauf 
überlassen, gedenkt jedoch des engen Zusammenhanges nicht, in dem 
dieses Geschäft mit dem Directorialvertrage stand. 

2) Es heisst in dem Königlichen Schreiben vom 15. Dezember 1698 
[Gotha]: Der Herzog wolle den Punkt wegen Stellung einiger Truppen 
von den anderen Tractaten separiren, während doch »im gegentheil 
Unsere Meinung jedesmahl dahin hauptsächlich abgezielet, dass Wir Uns 
bey dem Übertrag der Evangelischen Geistlichkeit solcher Ewr. Lbd. 
Truppen zu Unsern Diensten in Pohlen versichern mögten«. 

3) Schreiben des Herzogs d. d. Friedenstein, den 16. Februar 1699,- 
worin er die Stellung von 3000 Mann zusagt. 

4) Es heisst z. B. in einem scharf gehaltenen Promemoria: »Wird 
des gäntzlichen Vertrauens gelebet, Ihre K. Maj. werden auf beschehenen 
Vortrag und ertheilung 'wahrer information von der Sachen Bewandniss 
selbst erkennen, dass Ihro K. und Kurfürstl. Wort also verbindlich pure 
und absolute ratione Directorii ecclesiastici inn- und ausserhalb des 
Churfürstenthumbs Sachsen gegeben .... unwiederruflich zur Würeklich- 
keit gebracht sei, dass ummöglich darinnen einige Aenderung mehr ge- 
schehen könne«. 

Frantz, Kath. Direct. des Corpus Evang. 3 
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Aber auch der Herzog von Wefesenfels wurde immer 
dringender und verlangte vom König eine endliche Entscheidung. 
Er hatte sich bereits im August 1698 an den Kurfürsten von 
Brandenburg gewendet und ihn um seine Vermittelung ersucht: 
War dieser auch wenig geneigt, die Rolle eines Vermittlers ta 
übernehmen , so erklärte er doch , dass er nichts dagegen ein- 
zuwenden habe, wenn Kursachsen das Directorium durch einen 
andern evangelischen Fürsten aus seinem Hause administriren 
lasse. Sollte aber der König von Polen das Directorium »nicht 
mehr suo nomine exerciren wollen oder können, mithin an 
einen andern Evangelischen Fürsten von Dero Chur - oder Fürstl. 
Hause cediren, oder sonst der Evangelischen sich obged. massen 
nicht annehmen wollen« : alsdann würde er sein »ad Directorium 
habendes Recht schon vorzustellen auch zu mainteniren wissen« ')• 
Eine ähnliche Erklärung gab er auch dem Herzog von Gotha 
ab, als dieser bald darauf in derselben Angelegenheit ihn um 
seine Unterstützung ersuchte. In der That hatte Brandenburg 
unter solchen Umständen gar kein Interesse daran, aus seiner 
passiven Stellung 1 hervorzutreten und für den einen oder den 
andern der beiden Bewerber Partei zu nehmen. 

Endlich, als dem König kein anderer Ausweg übrig blieb, 
entschied er sich, um beiden Parteien gerecht zu werden und 
zugleich den Besitz der von Gotha gewährten Vortheile sich zu 
sichern, unter Ignorirung der bisherigen Abmachungen, da» 
Directorium an Gotha und Weissenfeis gemeinschaftlich zu über- 
tragen 2 ). Zu diesem Behuf e, um den Modus der gemeinschaft- 



Gegen die Weissenfelser Contradiktion wird namentlich angefahrt, 
dass das evangelische Direktorium gar nicht auf kaiserlicher Belehming 
beruhe: »sondern es führet ein solches ein jedesmaliger ChurFfirst von 
Sachsen, als der im Reich Vorsitzende Evangelische hohe Reichs Stand 
vor seine Person«. 

1) Kurbrandenburger Resolution auf die am 12. August 1698 vom 
Weissenfelser Geheimerath von Loss gethane Proposition. 

2) Zu diesem Entschluss mag der König bereits Anfang 1699 ge- 
kommen sein , jedenfalls spätestens im März, da das im Text angeführt* 
Gutachten bereits unter 'm 5. April ihm überreicht wurde. 
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liehen Ausübung zu präcisiren, Hess er durch die Räthe Born 
und Zech ein Gutachten, ausarbeiten. Dasselbe ist bemerkens- 
werth dadurch , dass es , ganz wie der Vertrag mit Gotha , die 
Angelegenheit lediglich von der formellen Seite auffasst. Es 
heisst darin: »Bey denen Reichssachen könnte alles bey der 
Abhandelung bleiben, nur dass der Stylus also geführet würde: 
,von wegen Ihrer Königl. Maj. in Pohlen als Churfürstens zu 
Sachsen etc. von Gottes Gnaden Wir Friedrich Herzog zu 
Sachsen vor Uns, und im Nahmen des samt Uns in gleichem 
Auftrag stehenden Durchleuchtigen Fürsten Herrn Johann 
Georgen' etc. Und dieses in denen solennen Documenten und 
Rescripten an die Gesandten zu Regensburg und anderswo, da 
Evangelische Conventus sind. Die Unterschrift geschähe zwar 
von dem Herzoge zu Sachsen Gotha alleine, im Gontextu aber 
müste dennoch Ihrer Fürstl. Durchl. zu Weissenfeis mit gedacht 
werden, und hiernach wäre das übrige alles einzurichten« *). 
Weiter heisst es: »Bey allen wichtigeren Sachen hätten beede 
Fürsten unter sich zu dem Scopo, welcher in pacto schon ent- 
halten, zu communiciren, und sich eines gewissen Schlusses zu 
vergleichen , welcher hernach an den Geh. Rath zu Dressden 
gebracht undt dem pacto gemäss verfahren würde. Sollten 
aber Ihre Fürst. Durchl. etwa, welches doch nicht zu vermuthen, 
differenter Meinung seyn, so ergienge die resolutipn nach dem- 
jenigen Gutachten, welches das Geh.-Raths-Collegium zu Dressden 
führete. Wo periculum in mora und die Sachen nach Anlei- 



Die Sinnesänderung des Königs war schon im Mai 1699 in Regens- 
burg bekannt. So berichtet die Brandenburger Gesandtschaft unter'm 
29. Mai über das umlaufende Gerücht. Freilich, wird hinzugefügt, habe 
Gotha schlechte Lust , Adjunctus von Weissenfeis zu sein und es könne 
daher noch dahin kommen, dass Weissenfeis alleine sothanes Directorium 
fuhren, und dem Kursächsischen Gesandten zu Regensburg in rebus 
Evangelicis Instructiones ertheilen möchte. 

1) Es wird in dem Gutachten betont, dass diese Massregel nur 
provisorisch sein könne, solange bis das Sachsen-Querfurter Reichsvotum 
zur Introduktion gelangt sei: »Denn hernach ist super stylo ein anderer 
Vergleich zu treffen €. 

3* 
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tung des Vertrags müssten vor die Fürsten gebracht werden, 
und einer von beeden gleich ausser Landes abwesend wäre, so 
hätte der anwesende allein inzwischen den Schluss zu befördern 
und dem pacto conformiter zu verfahren«. Ganz ähnliche 
Vorschläge machte das Gutachten auch hinsichtlich des Directorii 
innerhalb Landes. 

Obwohl es auf der Hand liegt , dass die Realisirung der in 
diesem Gutachten enthaltenen Vorschläge die grössten Un- 
zuträglichkeiten in der gegenseitigen Stellung der beiden 
rivalisirenden Fürsten zur Folge gehabt haben würde, erfuhren 
sie doch die Genehmigung des Dresdener Hofes, eben weil man 
darin die einzige Möglichkeit erblickte, sich aus der unangenehmen 
Lage herauszuziehen, die durch die neusten Drohungen des 
Herzogs von Weissenfeis bedenkliche Dimensionen angenommen 
hatte »). 

Nur insofern wich man davon ab, als man sich dahin 
entschied, das Directorium der Evangelischen Stände bei den 
neuen Verhandlungen ganz von den kirchenregimentlichen Be- 
fugnissen in Sachsen selbst zu trennen. Nur ersteres sollte den 
Gegenständ des neuen Vertrages bilden. Die letzteren sollte 
der evangelische Geheime-Rath für den König ausüben a ) , ein 
Modus, dessen Statthaftigkeit das Beispiel anderer protestan- 
tischer Länder mit katholischen Fürsten lehrte. Zu dieser 
Massregel mochte unter Andern das Bestreben geführt haben, 
die Opposition der Landstände nicht wachzurufen , welche vor- 



1) Der Herzog von Weissenfeis hatte Ende März oder Anfang April 
in Dresden einen Aufsatz überreichen lassen, in welchem es unter 3. heisst: 
»Werde Ihr. Mt. aufs angelegenste ersuchet, die Consequenz des geist- 
lichen Directorii reifflich zu überlegen, und geschehen zu lassen, dass 
ein zulängliches Expediens möge erfunden oder allenfalls die Entscheidung 
der beeden Fürstlichen Prätendenten dem Evangelischen Corpori in Regens- 
burg oder wenigstens Ihr. Mt. Evangelischen Mit Churfürsten übergeben 
und Sie darumb requiriret werdenc. 

2) Die Stellung dieses Geheimen Käthes war bereits d. d. Krakao, 
den 21. December 1697 eingehend normirt worden; siehe oben S. 19. 
Anm. 1. 
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aussichtlich gegen eine solche Uebertragung des Kirchenregiments 
an einen auswärtigen Fürsten protestirt haben würden *). Hatte 
doch der König die Geduld seiner Landstande durch die immer- 
währenden Geldforderungen bereits nur zu sehr auf die Probe 
gestellt. 

Zunächst aber galt es , beide Prätendenten von der Zweck- 
mässigkeit dieses vermittelnden Projektes zu überzeugen und 
sie zu veranlassen, demselben ihre Zustimmung zu ertheilen. 
Da stiess man jedoch bei beiden auf eine keineswegs entgegen- 
kommende Haltung. Wäre nun vielleicht auch der Widerspruch 
des Herzogs von Weissenfeis auf die eine oder andere Art tu. 
überwinden und schliesslich doch eine Einwilligung desselben 
zu erzielen gewesen, so war die Opposition des Herzogs von 
Gotha nicht so leicht zu beseitigen , der, im Vertrauen auf sein 
gutes Recht, sich dem neuen Projekte auf das entschiedenste 
widersetzte. 

Es erfolgte nämlich die officielle Mittheilung an den Herzog 
Friedrich unter'm 22. April 1699. Als Grund für seinen 
geänderten Entschluss führt der König an, dass sich »von Tag 
zu Tag mehrere undt fast ohnüberwindliche Schwierigkeiten 
herfür thun«, in welcher Hinsicht ganz besonders die von 
Herzog Johann Georg erhobenen • Remonstrationen betont 



1) Trotz alledem scheinen mit dem Herzoge von Weissenfeis, viel- 
leicht nur, um diesen monentan nachgiebiger zu machen, geheime Verein- 
barungen in dem Sinne getroffen zu sein, dass ihm gewisse Aussichten 
auf das Kirchendirektorium in Sachsen gemacht wurden, sobald erst mit 
Gotha das nöthige Arrangement getroffen sei. Bemerkenswerth ist jeden- 
falls eine Notiz in dem Königlichen Schreiben an die Geheimen Räthe 
y. 22. April 1699. In diesem wird der Entschluss mitgetheilt, das 
Directorium in comitiis beiden Bewerbern conjunctim aufzutragen. Inner- 
halb Landes jedoch solle es bei der den Käthen vormals ertheilten In- 
struction sein Bewenden haben: »dergestallt , dass Ihr in wichtigen und 
zweifelhaften Fällen mit Herzog Johann Georgens Ld. Rath bis zu 
fernerer Verordnung verfahren könnet«. 

2) In geschickter Weise wird zugleich betont, dass der Herzog 
Friedrich in seinem eigenen Fürstlichen Hause »schwere Gontradictionesc 
zu gewärtigen haben dürfte. 



36 

werden. Um daher eine allerseits befriedigende Lösung her- 
beizuführen, »seindt Wir gesinnet, dass Derüselbeh mit 

Zueaiehung Herzogss Johan Georgen von Querforth Lbd. die 
Directiön in Ecclesiasticis und zwar im Reiche [Inmassen Wäsfe 
Unsere Chur- und Erblandte angehet, Wir es inzwischen auf 
andere einrichtung ausgesetzet *)] auf arth und Weise wie es von 
Unserem geh. Collegio nunmehro ausgefertiget werden soll, ohne 
ferneren Verzug übertragen werden solle«. 

Wie nicht anders zu vermuthen war, erwiderte Herzog 
Friedrich unter'm 17. Mai 1699, dass er von dem König 
erwarte, er werde seinen in den früheren Tractaten über- 
nommenen Verpflichtungen gerecht werden, wie er v auch selbst 
in diesem Falle seine Verbindlichkeiten weiter erfüllen und 
insbesondere die noch restirende Geldsumme zu zahlen bereit 
Sein werde. Zugleich wies er auf die Unzuträglichkeiten hin, 
die der in Aussicht genommene gemeinschaftliche Auftrag des 
Dlrectorii im Gefolge haben würde. »Und ist kein Zweifel, Ew. 
Maj. werden in reiffer examinirung das absehen, welches Sie 
pro expedienti in dieser Sache mit berühret, vnd wie die Ein- 
richtung solchen Geistl. Directorii im Reich vnd die Admini- 
stration in denen Churlanden geschehen könne, selbsten mit 
so vielen obstaculis umbgeben vnd verwickelt finden, dass 
schwerlich oder ohnmöglich Selbiges zu werck zu richten oder 
darbey fortzukommen«. 

Doch der König konnte und wollte dem kein Gehör schenken;, 
vielmehr that er alsbald Schritte, um die beabsichtigte gemein— 
schaftliche Uebertragung zur Ausführung zu bringen. Namentlich 
wurde der Entwurf eines Recesses ausgearbeitet, der jedocl* 
niemals zum Vollzug gelangte. Sodann wurden die Verhand- 
lungen noch eine Zeit lang fortgesetzt, ohne zu irgend einem 
Resultate zu führen. 



1) Beachtenswert mit Hinsicht auf den Vertrag t. { September 1698 
ist die Form dieser die Einwilligung des Herzogs Friedrich als etwas 
ganz Selbstverständliches voraussetzenden Aeusserung. 
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Endlich Mitte Dezember 1699 liess der Herzog von Gothas 
um die Sache zum Austrag zu bringen, durch seinen Ab- 
gesandten von Schleinitz in Dresden einen letzten Vergleichs- 
vorschlag machen. Danach wollte er zwar insofern nachgeben, 
als er das Directorium in den Sächsischen Landen der freien 
Disposition des Königs überliess. Dagegen verlangte er nach 
wie vor die Ueberlassung des geistlichen Directorii ausserhalb 
Landes in Gemässheit der früheren Verträge »ohne einige Con- 
currenz und Aenderung«. Zudem beanspruchte er namentlich, 
dass der König bei den gerade versammelten Landständen die 
»Auswerfung eines jährlichen zulänglichen Donativs zu Be- 
streitung der bey Führung solches Directorii auffzuwendenden 
Unkostenc vermittele, und verlangte ausserdem noch von der 
Zahlung der aus dem zugesagten Darlehn von 500,000 Gulden 
noch restirenden 75,000 Gulden befreit zu werden. 

Das Resultat dieses Vorschlages war der überraschend 
schnell erfolgende Abschluss mit dem Herzog von Sachsen- 
Weissenfeis. Durch diese letzte Gothaische Forderung war 
die Aussicht auf eine spätere Verständigung so gut wie ganz 
ausgeschlossen und es erklärt sich hieraus der nunmehr unge- 
säumt erfolgende definitive Abschluss mit Weissenfeis. Derselbe 
konnte um so eher erfolgen, als das Bedenken, welches sich 
vom staatsrechtlichen Standpunkte aus gegen eine Uebertragung 
an Weissenfeis allein etwa noch hätte können geltend machen 
lassen, so gut wie ganz aus dem Wege geräumt war. Der 
Herzog von Weissenfeis führte nämlich mit seinem Fürstenthum 
Querfurt noch kein Votum auf dem Reichstage und da lag die 
Gefahr nahe, dass dieser Umstand von dem einen oder andern 
Reichsstande aufgestochen werden würde. Der Herzog Johann 
Georg hatte sich desshalb unter der Hand an verschiedene 
der einflussreicheren Fürsten, vor allen an den Kurfürsten von 
Brandenburg um eine Aeusserung hierüber gewendet und 
durchweg befriedigende Antwort erhalten. Namentlich hatte 
der Kurfürst von Brandenburg erklärt, dass das fehlende Votum 
ihn zur Administration des Directorii nicht inhabil machen 
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könne , »zumahlen auf dem Reichsstage im Nahmen Chur- 

Sachsen und von dero Ministro solch Directorium nach wie vor 
geführet werden muss , und thut zur Sachen nichts, ob derselbe 
von Sachsen Gotha oder von Sachsen Weissenfeis dirigiret und 
instruiret wird«. 

So sehr sich auch der Herzog von Gotha bis zum letzten 
Augenblick gesträubt hatte, so beruhigte er sich — freilich 
nothgedrungen — doch rasch, als der König ihn von der be- 
schlossenen Uebertragung an den Herzog von Weissenfeis allein 
in Eenntniss setzte und auf andere Weise zu entschädigen 
versprach *). Schon am 8. Januar 1700 erklärte er seinen Ver- 
zicht auf das bisher beanspruchte Directorium 2 ). 

Unter'm 18. Januar 1700 erhielten die Geheimen Räthe zu 
Dresden den Auftrag 8 ), einen neuen Modus administrandi auf* 



1) Die in dieser Hinsicht zwischen Dresden und Gotha fortgesetzten 
Verhandlungen, die zu dem Allianzvertrage v. 17. Februar 1700 führten, 
entziehen sich unserer Betrachtung. — Vgl. Schulze, Leben des Herzogs 
von Sachsen-Gotha und Altenburg Friedrich IL Gotha 1851, S. 98. 

2) Dieser schnelle Verzicht muss mit Bücksicht auf das bisherige 
Strauben des Herzogs Friedrich einigermaßen überraschend erscheinen. 
Indessen darf man dabei nicht ausser Acht lassen, dass demselben schliess- 
lich nichts weiter übrig blieb, als gute Miene zum bösen Spiele zu machen, 
da sich ihm nicht die geringste Aussicht bot, seine begründeten Ansprüche 
in Zukunft mit mehr Erfolg als bisher behaupten zu können. War ihm 
überdies doch auch eine anderweite Entschädigung zugesagt worden. 

Unrichtig ist es, wenn Beck, Geschichte des Gothaischen Landes 
Bd. IL S. 369 sagt, Herzog Friedrich habe das Directorium am 5. Febr. 
1700 an Herzog Johann Georg abgetreten. 

3) Es heisst in dem Rescript: .... »Nachdem nun die Sache dahin 
ausgeschlagen, dass des Herzogs zu Gotha Ld. uf derer Unsrigen Vor- 
stellung sich dergestalt wohl begriffen, dass Sie des gesuchten Directorii 

gänzlich, und also auch in comitiis sich begeben« Hieraus sowie 

aus dem im Text Gesagten erhellt, dass die Darstellung bei Böttiger 
a. a. O. Bd. II. S. 313 zum Mindesten ungenau ist, dass der Herzog 
Friedrich IL das Directorium lediglich desshalb zurückgegeben habe, 
weil die Uebertragung mehr zum Schein stattgefunden habe. Dieter 
früher schon hervorgehobene Umstand mag allerdings dem Herzog den 
Verzicht leichter gemacht haben; im Uebrigen aber suchte er, solange 
es irgend gehen wollte, sein Recht zu behaupten. 
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zustellen und bereits am 1. Februar 1700 wurde der Recess, 
das Directorium in Ecclesiasticis betreffend, zu Weissenfeis von 
Johann Georg vollzogen. Unter'm 5. Februar 1700 wurde 
derselbe »nach allen seinen Clausulen, Innhalt und Punkten« 
von Friedrich August ratihabirt 1 ). 

Der Vertrag ist dem mit "Hferzog Friedrich von Gotha 
geschlossenen und unter'm 2. September 1698 von diesem voll- 
zogenen fast durchweg conform, hat jedoch, wie schon ange- 
deutet, lediglich das Directorium des Corpus Evangelicorum, da- 
gegen nicht das »geistliche Ober-Directorium« im Kurfürstenthum 
und Sächsischen Landen 2 ) zum Gegenstande. Es wird in dem- 
selben noch schärfer, als dieses in dem frühern Vertrage der 
Fall war, betont, dass der Herzog alle aus diesem Auftrag 
entspringenden Handlungen nur vornehmen solle »auf vorher 
gepflogene Gommunication und Vergleichung mit dem Evangel. 
geheimen Raths-Collegio allhier zu Dressden«. Dass dieses 
geschehen, ist im Texte der Rescripte ausdrücklich hervorzu- 
heben; auch sollen die Resolutionen auf die Relationen des 
Gesandten von dem Geheime-Raths-Direktor oder den Vor- 
sitzenden Geheimen Räthen mit unterschrieben werden. Im 
Uebrigen erfolgt die Ueberlassung des Directorii, wie im alten 
Vertrage, per modum commisaonis auf Lebenszeit des Königs 
und stimmen alle sonstigen Vereinbarungen über die Ausübung 
des Directorii genau [zum grössten Theile wörtlich] mit denen 
des Gothaischen Vertrages überein, so dass mit Rücksicht auf 
die Ausführungen auf S. 23 ff. eine Wiederholung an dieser 
Stelle als überflüssig erscheint. Auch die Schlussklausel findet* 



1) Die Originale befinden sich im Archiv zu Dresden. — Der Vertrag 
ist samint der Kurfürstlichen Ratifikation vollständig abgedruckt in den 
Electa juris publici, Tom. XII. S. 487 ff., sowie im Theatrum Europaeum 
Theil XXI. ad ann. 1717, S. 47 f. — Ein Auszug, enthaltend die haupt- 
sächlichsten Bestimmungen, findet sich bei Moser, Teutsches Staats-Recht, 
Theil X, S. 67 ff. 

2) Die hierauf bezüglichen Bestimmungen des Gothaischen Vertrages 
sind in dem Weissenfelser Vertrage einfach ausgelassen. 



sich beinahe Vörtlicb, worin der Herzog von Sachsen-Weissen- 
fete verspricht« weder für sich, noch für seine Nachfolger aus 
diesem Vertrage zum Präjudiz des Kurhauses irgend welche 
Rechte herleiten zu wollen. 

8. 6. 

Verhalten der evangelischen Stande. 

Um die Verhandlungen mit Gotha und Weissenfeis zu- 
sammenhängend darstellen zu können, war es erforderlich, die 
Position des Corpus Evangelicorum zu denselben vorlaufig ausser 
Acht zu lassen. Dieselbe soll jetzt einer nähern Betrachtung 
unterzogen werden. Zu diesem Behufe müssen wir noch einmal 
in das Jahr 1697 zurückkehren und an die in §. 2. geschilderten 
Vorgänge anknüpfen. 

So gewaltig die Aufregung beim Eintreffen der sensationellen 
Nachricht vom Uebertritt des Kurfürsten von Sachsen unter 
den evangelischen Gesandten in Regensburg auch gewesen war, 
so hielt sie doch nicht lange vor und wurde schon durch die 
von den heimathlichen Höfen nach und nach eintreffenden. 
Instruktionen ganz bedeutend abgeschwächt 

* 

Die evangelischen Fürsten theilten keineswegs alle den in 
Regensburg vorwiegend vertretenen Standpunkt, dass der 
Kurfürst von Sachsen unmöglich das Directorium weiter führen 
könne; vielmehr war eine Anzahl von ihnen von vorn herein 
geneigt * das Directorium bis auf Weiteres bei Kursachsen zu 
lassen, sofern für die Sicherung der evangelischen Religion 
genügende Garantien geboten würden. Das war insbesondere 
die Meinung des mächtigsten und einflussreichsten unter ihnen, 
des Kurfürsten von Brandenburg, wie oben bereits hervor- 
gehoben wurde *). Aber auch diejenigen, welche anderer Meinung 



1) Zar Erläuterung möge ausser den bereits früher erwähnter 
Aeusserungen des Kurfürsten von Brandenburg noch eine Stelle aus eine? 

Eescript desselben an seine Regensburger Gesandtschaft v. fl *„ . 17' 
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waren, stimmten mit den Uebrigen doch in döm einen Pünktfe 
überein, dass sie sammt und sonders eine abwartende Politik 
verfolgten. Keiner wollte den Anfang machen mit einem ent- 
schiedenen Vorgehen; Jeder wollte erst sehen, welches die 
Meinung der Uebrigen über diesen Gegenstand wäre. So er* 
hielten die Gesandten fast durchweg die Instruktion, ein* 
passive Haltung einzunehmen und im Quartier des Sächsischen 
Gesandten zu erscheinen, falls dieser zu einer Gonferenz ansagen 
lassen sollte, im Uebrigen aber die Intentionen der Andern 
möglichst zu erforschen und darüber zu berichten 1 ). 

Unterdessen war der König von Polen auch nicht müssig 
und suchte das allgemeine Zögern zu seinen Gunsten auszu- 
beuten« Zunächst liess er, ohne überhaupt eine officielle Anzeige 
von seinem Religionswechsel in Regensburg gemacht zu haben, 
durch seinen Gomitialgesandten allenthalben privatim die Ver- 
sicherung abgeben, er werde in Religionssachen durchaus nicht 
das Geringste ändern, auch dafür genügende Sicherheit bestellen. 
Zugleich erhielt der Gesandte den Auftrag r um die faktische 
Fortführung des Directorii zu constatirön, möglichst schnell 
eine Gonferenz der Evangelischen zu veranstalten, was derselbe, 
wenngleich zögernd und des Erfolges ungewiss, Ende Juli 1697 
auch that. Obwohl die Gesandten sämmtlich das Gefühl hatten *), 
als »affektirte gleichsam der Chur-Sächsische diesse Zusammen- 
kunft, um sein Directorium zu continuiren«, so waren sie doch, 



hier folgen: .... »Im übrigen finden Wir dem jetzigen Interesse Evan- 
gelicorum gemes, dass ohngeachtet vieler irregularitates, so die Menagirnng 
de« Polinischen interesse bey dem Chur-Sächsischen Directorio inter 
Evangelicos nach sich ziehet, man dennoch solch Directorium Chur- 
Sachsen solange es dasselbe nicht in praejudicium fivangelicorum .... 
exerciret, lasse«. 

1) Der Einzige, welcher von seiner Regierung zu einem energischen 
Auftreten ermächtigt wurde, war der Schweden -Bremische Gesandte. 
Derselbe erklärte offen, dass der Kurfürst von Sachsen sich nicht nur 
ganz selbstverständlich des Directorii verlustig gemacht habe , sondern 
Überhaupt auch aus dem Corpus Evangelicorum excludirt werden müsse. 

2) Relation der Brandenburger Gesandtschaft v. 30. Juli 1697. 
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durch ihre Instruktion gebunden, auf derselben zahlreich 
vertreten. 

Inzwischen war in Dresden ein Aufsatz ausgearbeitet worden, 
in welchem die Grande des Nähern erörtert wurden, welche 
für eine Fortfuhrung des Directorii durch Kursachsen sprächen. 
Dieser Aufsatz, dessen Verbreitung in Regensburg durch den 
Kursachsischen Gesandten erfolgte, gipfelte darin, dass die 
vorgenommene Religionsveränderung allein die Person des Königs 
betreffe und mit den dem Kurhause zukommenden Rechten und 
Prärogativen, zu denen das Directorium Corporis Evangelici 
gehöre, nichts zu thun habe, da diese nicht der Person, sondern 
der Kurwürde und dem Lande anhafteten. Man solle doch 
erst abwarten , was der Kurfürst von Sachsen für Schritte thun 
werde, ehe man sich der Gefahr aussetze, seine Stimme für 
das Corpus Evangelicorum zu verlieren. Im Uebrigen jedoch 
vermied es der König, officiell dem versammelten Corpus irgend 
welche Mittheilungen in seiner Angelegenheit machen zu . lassen, 
die leicht zu unangenehmen Erörterungen hätten führen können. 

Nachdem die erste Conferenz, welche gewissermassen als 
Fühler gedient hatte, einen so überaus günstigen Verlauf gehabt 
hatte, erhielt der Gesandte den Auftrag, unbeirrt durch den 
etwa von Einzelnen zu erhebenden Widerspruch, in der Be- 
handlung der Direktorialgeschäfte fortzufahren, so lange dies 
irgend möglich sei. Und die evangelischen Gesandten, sie 
schickten nach wie vor ihre Kanzlisten, wenn der Kursächsische 
Gesandte etwas zu diktiren hatte, und erschienen auch selbst, 
so oft derselbe zu Konferenzen ansagen liess, was in der Folge 
nicht selten geschah '). Indessen täuschte man sich in Dresden 
doch nicht darüber, dass diese augenblickliche Ruhe möglicher- 



1) Es war ein merkwürdiges Zusammentreffen, dass die Thatigkeit 
des Corpus Evangelicorum bald nach dem Uebertritt des Kurfürsten in 
hohem Grade in Anspruch «genommen wurde durch die Pfälzischen 
Religionsbeschwerden. Auch bei den Verhandlungen hierüber fährte der 
Kursächsiche Gesandte unangefochten den Vorsitz; im Uebrigen wurde 
bekanntlich Brandenburg beauftragt von Seiten des Corpus Evangelicorum, 
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weise der Vorbote der aufregendsten Stürme sein und die 
Sachlage in jedem Moment eine vollständig andere Gestalt an- 
nehmen könnte, sobald zwischen den einflussreicheren Ständen 
eine Einigung über den einzuschlagenden Weg erfolgt war und 
diese zum offenen Handeln übergingen. Desshalb und weil zur 
Zeit noch die vorherrschende Meinung für eine Beibehaltung des 
Kursächsischen Directoriums war, vorausgesetzt, dass der König 
von Polen genügende Sicherheit biete, war man darauf bedacht, 
diese Stimmung zu benutzen, ehe der günstige Zeitpunkt vor>. 
überging. Nicht nur, dass man für möglichste Publicität der 
vom Kurfürsten seinem Lande gegebenen Religionsversicherungen 
in Regensburg sorgte: alsbald begannen auch die in den vor- 
hergehenden §§. • geschilderten Verhandlungen erst mit Gotha 
und dann mit Weissenfeis. Dass diese Verhandlungen sich so 
in die Länge zogen und dem Könige gestatteten, in jeder Be- 
ziehung möglichst seinen Vortheil im Auge zu behalten, das 
konnte nur geschehen, weil die evangelischen Fürsten und in 
Folge dessen auch ihre Comitialgesandten aus ihrem fortgesetzten 
passiven Verhalten nicht heraustraten. Vielleicht würde der 
König unter solchen Umständen von einer Uebertragung des 
Directorii in der beschriebenen Form an Weissenfeis schliesslich 
noch ganz abgesehen und den Versuch gemacht haben, es auch 
äusserlich weiter zu fuhren , wenn er nicht hätte fürchten, müssen, 
dass in solchem Falle Brandenburg Einspruch erheben und 
das Directorium völlig an sich ziehen würde. 



mit dem Kurfürsten von der Pfalz in Unterhandlung zu treten und eine 
Vermittelung anzubahnen. 

Sehr zu Statten kam es damals dem Interesse der Evangelischen, 
dass die Vertretung des Kurfürsten von Sachsen auf dem Reichstage in 
den Händen eines überaus tüchtigen Gesandten lag. Es heisst in der 
Relation des Hessen-Casseler Gesandten v. 21. December 1698 [Marburg] 
hierüber: »Die Conferentien unter denen Evangelischen Gesandtschaften 
werden von tag zu tag alss fleissiger continuirt und ist der zelus und 
assiduität des itzigen Evangelischen Directorii, so von einem Baron von 
Werter einem sehr verständigen undt gewissenhaften Gavallier vertretten 
wirdt, hierunter nicht genugsahmb zurühmen«. 
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Die Verhandlungen mit Gotha und Weissenfeis wurden 
zwar geheim geführt; aber es musste im Interesse des Königs 
liegen, dass der eingeschlagene Ausweg noch vor definitivem 
Abschluss zur Cognition in Regensburg gelangte, um dadurch 
die Bereitwilligkeit zur Stellung der geforderten Sicherheit an 
den Tag zu legen und so jeder ungünstigen Eventualität vor- 
zubeugen. Und in der That war man in Regensburg über die 
einzelnen Stadien der Verhandlungen so ziemlich auf dem 
Laufenden , vielleicht mehr , als in mancher Hinsicht es dem 
König angenehm sein konnte *). Anfanglich fanden diese Ver- 
handlungen zwar wenig Anklang bei den meisten Gesandten, 
die diesen Ausweg nicht als den geeigneten betrachteten und 
in diesem Sinne auch an ihre Regierungen berichteten. Aber 
die Zeiten waren nicht dazu angethan, mögliche Verwickelungen 
im Innern des Reiches zu provociren, und Rücksichten der 
Staatsklugheit erheischten es, zu schweigen. Das that man 
denn auch im ausgedehntesten Massse, selbst als zu Anfang 
des Jahres 1700 der endliche Abschluss des Vertrages mit dem 
Herzog von Weissenfeis bekannt wurde. Die Gesandten be- 
suchten auch in der Folge die Gonferenzen, bei denen der 
Kursachsische Gesandte den Vorsitz führte und überliessen dem- 
selben die ungehinderte Fortfuhrung aller Direktorialangelegen- 
heiten 8 ). Die anfängliche Bewegung, die so grosse Dimensionen 



1) Wie gut man in Regensburg über die Absicht des Königs unter- 
richtet war, die Uebertragung des Directorii recht zu seinem Vortheil 
auszubeuten, geht u. A. aus einer Aeusserung der Brandenburger Gesandt- 

23 Mai 
schafk hervor. Dieselbe berichtet in der Relation v. ■■ *._ . 1098 zuerst. 

2. Juni 

dass sie der Nachricht von den Abmachungen mit Gotha die Bemerkung 

entgegengestellt habe, »dass wir dem König wohl gönnen wollten, wann 

er hierdurch gold oder Volk erlangen könne«, dass aber Brandenburg 

dem gegenüber seine Rechte schon zu vertheidigen wissen werde. Was 

diesen letztem Punkt anlangt, so erfolgte bald die Anweisung, vorläufig 

nicht das Geringste vorzunehmen. 

2) Der einzige, welcher auch zuletzt noch Schwierigkeiten machte, 
war der Schwedische Gesandte. Er war von seinem König instruirt, bei 
den im Kursächsischen Quartier stattfindenden Conferenzen unter irgend 
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anzunehmen versprochen hatte, verlief vollständig im Sande 
und die ganze Angelegenheit wurde im eigentlichsten Sinne 
todt geschwiegen. Denn wenn der Kursächsische Gesandte auch 
die Einzelnen selbstverständlich von dem mit dem Herzog von 
Weissenfeis getroffenen Arrangement in Kenntniss setzte, so 
kam es doch zu keiner officiellen Mittheilung an das Corpus 
Evangelicorum *) und in Folge dessen auch zu keinem Conclusum 
desselben aber Fortfuhrung des Kursächsischen Directorii. 
Ebenso unterblieb auch die anfänglich zu Dresden beabsichtigte 
Mittheilung der geschehenen Veränderung an den Kaiser und 
die sonst in Betracht kommenden Fürsten *). 

So hatte sich ganz in der Stille der Umschwung vollzogen 
und war es zur vollendeten Thatsache geworden, dass an der 
Spitze der evangelischen Stände fortan ein katholischer Fürst 
stehen sollte, dass das Haupt derjenigen Körperschaft, welche 
die Interessen der Protestanten auf dem Reichstage zu vertreten 
berufen war , der katholischen Kirche angehörte , ein factum, 
das, ganz abgesehen von der wirklichen Bedeutung des Kui* 
sächsischen Directorii und den daraus den Evangelischen 
erwachsenen Nachtheilen, schon an sich merkwürdig genug ist 
und in der Geschichte seines Gleichen auch nicht einmal an« 
nähernd gefunden hat. 

Stellen wir jetzt noch einmal die Gründe zusammen, welche 
die Evangelischen Stände veranlassten, das Directorium in der 
Hand eines andersgläubigen Fürsten zu lassen, wenn schon mit 
den erwähnten Einschränkungen, so ist Folgendes zu bemerken: 



welchen Vorwänden nicht zu erscheinen. Aber auch er nmsste sich 
schliesslich, als seine Vorstellungen nicht den geringsten Erfolg hatten, 
der Gesammtheit fügen. 

1) Die offizielle Publikation des Vergleiches mit dem Herzog von 
Weissenf eis erfolgte erst 1717 gelegentlich der durch den Religionswechsel 
des Sächsischen Kurprinzen veranlassten Erörterungen. — Vgl. Theatrum 
Europaeum, Theil XXL ad. ann. 1717, S. 46. 

2) Bei den einschlagenden Akten in Dresden finden sich verschiedene 
Entwürfe solcher Benachrichtigungsschreiben; doch aus keinem derselben 
ist ersichtlich, dass ein Schreiben wirklich abgesandt worden wäre. 
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Die nächste Veranlassung zu dem zurückhaltenden Auftreten 
der evangelischen Fürsten ist auf Rechnung der politischen 
Verhältnisse zu setzen. Der dritte Raubkrieg Ludwig XIV. war 
kaum beendet, die Friedensunterhandlungen in Ryswick, auf 
die sich die gespannteste Aufmerksamkeit Aller concentrirte, 
waren noch in vollem Gange und schon drohten wieder neue 
Verwickelungen , als zuerst die Frage nach dem Directorium an 
die Fürsten herantrat. Da war es vor allen Dingen nöthig, im 
Reiche möglichst Ruhe und Frieden zu erhalten und nicht 
noch neue Differenzen zu den schon bestehenden heraufzu- 
beschwören. Und später nach Abschluss der Ryswicker Tractafen 
war angesichts des wachsenden Uebergewichts der katholischen 
Partei im Reiche ein enges Zusammenhalten der Evangelischen 
erst recht dringend geboten. War es doch Allen von vorn 
herein klar, dass eine Entziehung des Directorii voraussichtlich 
das Uebergehen des Kurfürsten in das katholische Lager zur 
Folge haben und damit Sachsen trotz des Westfälischen Friedens 
unwiederbringlich für den Protestantismus verloren sein würde. 
Aber selbst wenn man sich über Alles dieses hätte hinwegsetzen 
wollen, so fiel doch noch etwas Anderes schwer in's Gewicht: 
die gegenseitige Rivalität der Stände unter einander, von denen 
keiner dem andern eine, wenn auch noch so geringe Ver- 
grösserung seines Ansehens gönnte. Nur sehr schwer würde 
die erforderliche Uebereinstimmung erzielt worden sein, um 
ein neues Directorium zu bestellen. Nun hätte bei einer solchen 
Neubestellung allein Brandenburg in Betracht kommen können. 
Aber nicht nur, dass diesem alsbald verschiedene Concurrenten 
gegenüber getreten sein würden 1 ), so erfreute sich auch 
Brandenburg, eben wegen seiner steigenden Machtstellung, am 
allerwenigsten der Sympathien seiner Mitstände. War doch, 
als anfänglich das Gerücht ging, der Kurfürst von Brandenburg 
wolle sich um das Directorium bewerben, alsbald auf verschiedenen 



1) Namentlich Schweden hatte eine Zeitlang nicht übel Lust, An" 
sprach auf das Directorium zu erheben. 
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Seiten ein Einwand aus seiner Angehörigkeit zur reformirten 
Confession hergenommen worden. Trotz alledem aber würde 
höchst wahrscheinlich Brandenburg, wenn es wirklich einen 
ernstlichen Anspruch erhoben hätte, damals, vielleicht sehr zu 
seinem Nachtheil, damit durchgedrungen sein. Gerade sein 
Schweigen aber war sehr massgebend für die endliche Belas- 
sung bei Kursachsen l ). Alle diese Erwägungen bildeten die 
innere Veranlassung , wesshalb man sich bei den vom Kurfürst 
von Sachsen abgegebenen Versicherungen beruhigte und ihm 
das Directorium vorläufig beliess. Bot doch auch der mit 
Weissenfeis eingerichtete Modus der Vertretung, trotz seiner 
geringen Bedeutung, immerhin eine gewisse Garantie dafür, 
dass das evangelische Directorium nicht geradezu zum Nachtheil 
der Evangelischen gehandhabt werden würde, in welchem Falle 
eine Entziehung immer noch stattfinden konnte. Hatte man 
doch ferner auch, mit Rücksicht auf die Königlichen Ver- 
sicherungen, die gegründete Hoffnung, dass der Kurprinz in 
der evangelischen Religion werde erzogen und mit seinem der- 
einstigen Regierungsantritt das frühere Verhältniss vollständig 
wieder hergestellt werden, Grund genug, um den provisorischen 
Zustand eine Zeitlang zu ertragen. 

§. 7. 
Ausübung des Directorii durch den Hersog von Sachsen - 

Weissenfeis. 

Alsbald nach Abschluss des Vertrages mit Weissenfeis er- 
gingen von Dresden die nöthigen Anweisungen an die Geheimen 

1) Mit Rücksicht hierauf berichtet die Kurbrandenburger Gesandt- 
schaft unter'm 23. April 1700: >Wann wir mit einem und andern Con- 
fidenten daraus sprechen und ihnen sagen, Ewer Churfurstl. Durchl. hetten 
dabey intuitu des Gemeinen bestens der Evangelischen Religion, nicht 
nur kein sonderlich bedencke*n, sondern hielten auch dieses Werck pro 
causa communi nützlich; So ziehen Sie die Schultern und geben gleich- 
sahni zuverstehen, dass Ihre gnädigste Herren nicht viel dawieder zusagen 
haben werden, wann Ew. Churfurstl. DurchL damit zufrieden«. 

Frantz, K&th. Direct. des Corpus Evang. 4 



Rftthe, wie an den Comitialgesandten in Regensburg und der 
Herzog übernahm sofort seine neuen Funktionen. Eine officielle 
Mittheilung hiervon an das Corpus Evangelicorum , zu welcher 
er anfanglich nicht übel Lust hatte, unterliess er auf Abrathen 
des Kurfürsten von Brandenburg 1 ). Dieselbe wäre auch 
zwecklos gewesen, da in der Stellung des Kursachsischen Ge- 
sandten nach aussen und insbesondere dem Evangelischen 
Corpus gegenüber nicht das Geringste geändert wurde; hätte 
sie doch zudem leicht zu neuen unangenehmen Erörterungen 
führen können. Uebrigens wurde eine solche Notification in 
Regensburg auch nicht einmal vermisst 8 ). Die Interessen wurden 
in der Folge in höherem Grade durch den inzwischen begon- 
nenen Nordischen Krieg und den Spanischen Erbfolgekrieg in 
Anspruch genommen und so gerieth die Directorialangelegenheit 
bis 1717 einigermassen in's Hintertreffen. Man war froh, einen 
für alle Theile so ziemlich befriedigenden Ausweg gefunden zu 
haben , bei dem man es vorläufig bewenden liess. Zwar ver- 
suchte zu Anfang 1702 der Gothaische Gesandte noch einige 
Schwierigkeiten zu machen 8 ) v fand indessen, ausser bei Schweden, 

1) Die Beziehungen des Herzogs Johann Georg zu dem Kurfürsten 
von Brandenburg hatten sich in der lebten Zeit immer inniger gestaltet» 
Nicht nur, dass der Kurfürst demselben sein Einvernehmen mit dem hin- 
sichtlich des Directorii des Corpus Evangelicorum mit Kursachsen ge- 
troffenen Arrangement wiederholt ausgesprochen hatte: in einer unter'm 
99. April 1700 vereinbarten Erneuerung und Erweiterung eines frühem 
Allianz- Vertrages vom fi März 1695 [geschlossen mit Herzog Johann 
Adolph I. von Sachsen -Weissenf eis] sagte er dem Herzog Johann 
Georg noch ausdrücklich zu, das Exercitium des aufgetragenen Directorii 
[ohne Präjudiz eigener Rechte] in aller Weise zu fördern. 

Der Vertrag v. 29. April 1700 [ratificirt vom Herzog von Weissenfeis 
am 11. Mai, vom Kurfürsten Friedrich III. am 18. Mai 1700] findet rieh 
im Auszug bei Moerner, Kurbrandenburgs Staatsverträge von 16Ö1 bis 
1700, S. 665 f. 

2) Vergl. die Ausführung auf Seite 47. 

3) Es geht dieses hervor aus einer Relation des Kursächsischen Ge- 
sandten an den Herzog von Weissenfeis, v. 16. Januar 1702. Letzterer 
ersuchte darauf unter'm 30. Januar 1702 den König von Preussen um 
seine Unterstützung gegen Gotha, die ihm auch zugesagt wurde. 
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keinen Anklang. Schweden aber war gerade . damals am 
wenigsten in der Lage , ihm eine wirksame Unterstützung zu 
Theil werden zu lassen, und so hatte die Anregung keine 
weiteren Folgen. 

Was nun die Ausübung des Directorii. durch den Herzog 
von Weissenfeis anlangt, so war sie, wie aus den bezüglichen 
Bestimmungen des Vertrages hervorgeht und wie schon wieder- 
holt betont wurde, eine rein interne Sache. Der Kursächsische 
Gesandte in Regensburg leitete die Conferenzen und übte die 
sonstigen Directorialbefugnisse aus nach wie vor im Namen 
des Kurfürsten von Sachsen und nicht des Herzogs von Weissen* 
fels. Und wenn er auch an diesen ein Duplikat seiner Relationen 
sandte und unter seiner Unterschrift die Instruktionen empfing, 
so war im Uebrigen der Einflusa des Herzogs von Weissenfeis 
ziemlich illusorischer Natur *) , da Alles in Dresden ausgearbeitet 
und expedirt wurde. 

Ein interessantes Zeugniss über die Art und Weise, in 
welcher die Directorialbefugnisse durch den Herzog von Weissen* 
fels faktisch gehandhabt wurden, fet uns erhalten in einem 
Berichte der Geheimen Räthe an den König aus dem Jahre 1712 2 ), 
welcher desshalb im Auszug hier folgen möge. In demselben 
heisst es nämlich : Eis sei nun in so vielen Jahren über diq 



1) Hierin ist wohl auch der Grand zu suchen, dass manche ältere 1 
Schriftsteller der Weissenfelser Directorialbefugnisse überhaupt gar nicht 
gedenken; so z. B. Glafey in seinem Kern der Geschichte des hohen 
Hauses zu Sachsen, 2. Aufl. 1787. S. 498 ff., welcher gelegentlich der 
Besprechung des Directorii inter Evangelicos nur anfahrt, dass der Kur- 
fürst von Sachsen nach seinem Uebertritt zur katholischen Kirche »die 
Direction der Consüien und die Instruction der Gesandten« seinem 
Ggheime-Raths-Collegium aufgetragen habe, und zwar seien die Evan- 
geliichen Stände mit dieser »Königl. Generosite*f allerseits gar wohl zu- 
frieden gewesen. 

2) Der Bericht datirt vom 30. November 1712 und! würde "eingefordert! 
als der Herzog Christian von Sachsen- Weissenfeis nach dem Tode seines 
Bruders Johann Georg um Prolongation des mit diesem geschlossenen 
Vertrages nachsuchte. 
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VerwaMün^ des Directorii nichts zur Klage oder Beschwerung [!] 
gekommen ; »doch aber haben Ihre Hochfürstl. Durchl der 
Herzog zu Weissenfeis sich ins publicum im Uebrigen nicht so 
völlig gestellet, weil Sie mit dem Querfurthischen Voto noch 
nicht zur introduction in dem Fürsten Rathe gediehen , damit 
aber ist alle Contradiction bey beederseits Religionsverwandten 
vermieden worden, ob zwar Chur- und Fürsten des Reichs 
wohl gewusst, dass Eure Königl. Maj. die Religionssachen auf 
solche mattier überlegen und tractiren lassen, da dann zwar die 
meisten Sachen von Uns allein in consultation gezogen, bey 
Lebzeiten des geheimen Raths von Loss *) aber dann und wann 
mit Ihme Mündlich Ueberlegung gehalten , ein und ander mahl 
auch da mann mit andern in dem Consilio zustarck occupiret 
gewesen , von Ihme schriftliche Aufsetze begehret , und zur 
Vermehr- oder Minderung erhalten, die Ausfertigungen darauf! 
gestellet und mundiret, nach Weissenfeis geschicket, von des 
Herzogs Fürktl. Durchl. auch jedes mahl ohne einige fernere 
Erinnerung vollzogen, und zur contrasignirung , welche der 
Vorsitzende würckliche Geheimte Rath verrichtet, remittiret, 
hernach weiter an Orth und Ende spediret worden sindc. 

Trotz des minimalen Umfanges der dem Herzog Johann 
Georg gewährten Rechte wollte doch, als dieser am 16. März 
1712 gestorben war, sein Bruder und Nachfolger in der 
Regierung, Christian, dieselben nicht gern verlieren und 
ersuchte desshalb unter'm 24. October 1712 den König, ihn in 
den mit jenem geschlossenen Vertrag eintreten zu lassen, was 
ihm aüdh nach vorgängiger gutachtlicher Aeusserung der Ge- 
heimer} Rfthe ohne Weiteres gewährt wurde. Die Gewährung 
beweist ebenfalls zur Evidenz, wie gering der Weissenfelser 
Einflüss bisher gewesen sein musste, da andernfalls der König: 
gewiss die günstige Gelegenheit benutzt haben würde, das 
Directprium wieder vollständig an sich zu nehmen, umsomehr 

: ' » Hl'-; 



<\ . 



' 1) Von'^Ldss war der Gesandte des Herzogs von Weissenfeis in 
Dresden. 



,■ \ 
i 
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als er ziemlich sicher sein konnte , dass von den in ander^ 
Weise vollauf beschäftigten evangelischen Ständen dagegen kein 
Widerspruch erhoben werden würde. Die erbetene Prplongatior* 
erfolgte, ohne dass darüber ein neuer Recess aufgenommen 
wäre, durch Königl. Schreiben v. 15. Dezember 1712. Es heisst 
darin: »Wie Wir nun Eu. Lbd. in thunlicheji Wegen zu 
deferiren nicht ungeneigt sind, Alsso wollen Wir auch Deiro- 
selben in diesem Stücke zu gratificiren keinen sonderbarem 
Anstand nehmen, gestalt Wir denn denjenigen Auftrag, wqlcher 
vermittels Unsers im December 1699: erlassenen Schreibens* 
und hernach am 1. Februarii des folgenden Jahres aufgerichteten 
Recessus Dero Bruders Lbd. ertheilet, auch Eu. Lbd.. jedoch 
mit der maasse, dass weil alles und jedes in publico nichjt zur; 
Activität zu bringen gewesen, bey dem bissherigen Herkommen 
zugleich verbleibe, transferiren, und Ihro die Gewalt hierdurch 
in Kraft dieses also übergeben , so lange als dieser Zustandt . iq 
Unserm Chur Hausse bleibet, Sie das Directorium führen, folglich 
mit Unseren Evangelischen Geheimbden Räthen zu Dressdei>, 
über denen der Kirchen und Religion halber bey dene^n Evan T 
gelischen Churfürsten, Fürsten und Ständen in dem Reiche zii 
Regensburg, oder anders wo, woselbst Unser Churhauss Sachssen 
hiebevor die Direction geführet, einkommenden Sachen und Acten 
fleissige Communikation zu pflegen, und wenn Sie. sich pait 
einander verglichen, auch die Schriften nach dem bisherigen Stylo 
eingerichtet, selbige zu vollziehen und zur weitern Mitvollziehung 
und Aufdruckung Unsres Königl. ChurSecrets nacher Dressdea 
remittiren zu lassen , dafern auch sonst etwas zu Erreichung 
des Zwecks mehr vorträgliches beyzutragen wäre, zweifeln Wir 
nicht, es werden Ewr. Lbd. Ihre Sorgfalt nicht weniger dahin 
fürzuwenden befliessen seyn«. 

Eine officielle Mittheilung an die evangelische^ Fürsten 
resp. an deren Gesandtschaften in Regensburg erfolgte auch 
dieses Mal nicht *). Der Kursächsische Gesandte in Regensburg, 

1) Das hierüber erstattete Gutachten der Geheimen Räthe.in Dresden 
hatte ausdrücklich von einer solennen Publikation abgerathen^ • .. 
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Geheimerath von Böse, erhielt lediglich die Anweisung, bei 
der nächsten Conferenz ganz unter der Hand die evangelischen 
Gesandten von der neuen Abmachung in Eenntniss zu setzen x ). 
Durch diese in privater Form geschehene Eröffnung wurde in 
Regensburp nicht die geringste Weiterung verursacht; vielmehr 
zeigten sich die Gesandten, nach den eigenen Worten des 
von Böse 8 ), über diesen fernerweiten Auftrag an Sachsen - 
Weissenfeis »ganz satisfait«. 

Bei diesem Modus der Verwaltung blieb es bis 1717; ins- 
besondere wurden die Berichte durch den Gesandten bis zu 
diesem Zeitpunkte zugleich nach Weissenfeis erstattet und 
empfing derselbe seine Instruktionen auch unter der Unterschrift 
des Herzogs Christian 8 ). 

Es ist nicht ersichtlich, dass in der Folge bis 1716 an eine 
Aenderung des bestehenden Zustandes von irgend einer Seite 
ernstlich gedacht worden wäre, obwohl man keineswegs immer 
mit dem Verhalten des Directorii ganz einverstanden wa& 
Vielmehr gab dasselbe zu manchen Klagen Anlass; namentKcJi 
glaubten die evangelischen Gesandten zu bemerken, dass von 
Seiten des Directorii die demselben obliegenden Geschäfte nicht 
mit dem erforderlichen Eifer betrieben würden und dass es sich 
manche Verschleppung zu Schulden kommen lasse. Ein be- 
sonders eklatanter Fall dieser Art trat allerdings im Sommer 1716 
ein, wo der Kursächsische Gesandte ein vom Corpus Evangeli- 
corum beschlossenes Schreiben an den Kaiser, welches den 
Recurs an den Reichstag zum Gegenstand hatte, des Beschlusses 
ungeachtet nicht abgesandt hatte. Gerade die hierüber laut 
gewordenen Beschwerden wurden die nächste Veranlassung, 
dass man schon damals in Berlin es in reifliche Erwägung zog, 



1) König]. Rescript t. 15. December 1712. 

2) Relation y. 9. Janaar 1713. 

3) Mit der Publikation des Uebertritts des Kurprinzen hörte die 
Ueber8endung der Relationen nach Weissenfels auf. Erst 1722 beschwerte 
sich Herzog Christian hierüber und verlangte Wiederherstellung des 
alten Zustünde«. Näheres hierüber siehe unten. 
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ob eine fernere Führung des Directorii in der bisherigen Weise 
mit den Interessen der Evangelischen weiter verträglich sei, 
oder ob nicht vielmehr eine Uebernahme desselben durch 
Brandenburg - Preussen als dringend geboten erscheine. Es 
erging mit Rücksicht darauf auch eine Anweisung an die Ge- 
sandtschaft in Regensburg 1 ). Noch ehe man sich jedoch über 
die Art des Vorgehens entschieden hatte, erfolgte die Publikation 
der Religionsänderung des Kurprinzen von Sachsen und damit 
gewann die Sachlage eine vollständig veränderte Gestalt. 



1) Es heisst in dem Preußischen Recript an die Regensburger Ge- 
sandtschaft y. 26. September 1716: . . . . »Ob auch bey dieser Gelegen- 
heit« [Zurückhaltung des Schreibens] »da Chur- Sachsen in einer so im- 
portanten Occasion seine Funktion nicht verrichten will, nicht gar dahin 
su arbeiten sey, dass das Directorium inter Evangelicos künftig Uns auf- 
getragen werde, das habt Ihr zu überlegen, des Königs von Gros-Britannien 
Maj. scheinen in Ihrem Rescript an den Freiherrn von Wriesberg, 
wovon Ihr auch Gopey hierbey empfanget, davon nicht abgeneigt zu seyn, 
und sind Wir deswegen Eures ferneren Gutachtens gewärtig«. — Die in 
Bqzug genommene Copie war leider bei den einschlagenden Akten des 
Geheimen Staatsarchivs zu Berlin nicht vorhanden. Auch war es nicht 
in ermitteln, ob etwa sohon 1716 zwischen Berlin und London wegen 
des Directorii Verhandlungen gepflogen worden sind. Doch liisst sich 
wenigstens soviel mit ziemlicher Bestimmtheit vermuthen, dass, wenn 
überhaupt Verhandlungen stattgefunden haben, dieses jedenfalls nur in 
geringem Umfange der Fall gewesen ist und dieselben jedenfalls noch 
zu keinerlei bestimmtem Resultate geführt haben, da sich sonst gewiss 
irgend eine Notiz hierüber hätte auffinden lassen. 



H. Abschnitt. 

Das katholische Direktorium seit 1717. 



§. l. 

Der Uebertritt des Kurprinzen von Sachsen aar katholischen 

Kirche. 

Wie schon der Uebertritt des Kurfürsten von Sachsen nicht 
aus inneren Motiven hervorgegangen war, sondern lediglich als 
ein Akt der berechnenden Staatsklugheit sich herausgestellt 
hatte, so war dieses in noch weit höherem Grade der Fall bei der 
Religionsänderung des Kurprinzen. Nicht genug, dass Friedrich 
August für seine Person auf religiöse Ueberzeugung verzichtete: 
auch die religiösen Gefühle seiner Familie mussten zurücktreten 
vor seinen politischen Zwecken. Unbeirrt durch das Bitten 
und Flehen seiner glaubensfesten Mutter, sowie seiner Gemahlin, 
der frommen Christiane Eberhardine von Brandenburg- 
Baireuth, verfolgte er sein Ziel mit eiserner Energie. Dieses 
Ziel aber bestand in nichts Geringerem, als darin, die Polnische 
Krone in seinem Hause erblich zu machen. An eine Erreichung 
desselben aber war, ganz abgesehen von den mannigfachsten 
in dieser Hinsicht sich ihm entgegenstellenden sonstigen 
Schwierigkeiten, nicht im Entferntesten zu denken, solange 
nicht seine Familie und ganz besonders sein Sohn und 
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dereinstiger Nachfolger ebenfalls für die katholische Kirche 
gewonnen war. Desshalb musste der Kurprinz, dessen Wider- 
stand bei seinem jugendlichen Alter leicht zu überwinden war, 
katholisch werden 1 ). 

Ausserdem aber war es noch ein anderer Gesichtspunkt, 
welcher dem König, wenn vielleicht auch nicht früher, so doch 
jedenfalls zu der Zeit vorschwebte, als er die ernstlichen Be- 
kehrungsversuche des Kurprinzen gestattete und billigte. Seine 
Stellung nicht nur im Reiche und namentlich den evangelischen 
Fürsten gegenüber, sondern auch in Polen war bedenklich in's 
Schwanken gerathen. Leicht konnte ein zweites Altranstädt 
anstatt der ersehnten Erblichkeit ihm den Polnischen Thron 
dauernd entreissen und damit alle daran geknüpften Pläne für 
immer vernichten. Da galt es bei Zeiten Vorkehrungen zu 
treffen und sich der geeigneten Unterstützung zu versichern. 
Das drängte ihn naturgemäss dazu, eine möglichst dauernde 
Verbindung mit einem mächtigen katholischen Fürstenhause 
herbeizuführen. Dazu aber war die Vermählung des Kurprinzen 
mit einer Oesterreicliischen Erzherzogin das geeignetste Mittel a ). 
Indessen auch dieser Plan bot nur für den Fall eine Aussicht 
auf Erfüllung, dass der Kurprinz zur katholischen Religion sich 
bekannte. Zugleich aber trat der König durch eine Verwirk- 
lichung desselben der Realisirung jener seiner andern Absicht 



1) Was die Gemahlin des Kurfürsten anlangt, so scheiterten alle 
jesuitischen Ueberredungskünste an dem beharrlichen Widerstreben der- 
selben. 

2) Der Kurprinz [geb. 7. October 1696J war bei seinem Uebertritt 
bereits 16 Jahre alt, ein genügendes Alter, um seine dereinstige Ver- 
mählung ernstlich in Erwägung zu ziehen. 

Zur Erläuterung des im Text Gesagten möge noch erwähnt werden, 
dass der Pater Salerno, welcher im Kursächsischen Auftrag 1716 als 
Brautwerber nach Wien gesandt wurde, den Auftrag erhielt, falls die 
Bewerbung um eine der Erzherzoginnen fehl schlüge, sich unverzüglich 
an den Kurpfalzischen Hof zu begeben und dort um die Hand einer 
Prinzessin für den Kurprinzen anzuhalten. Vgl. Theiner a. a. 0. S. 191. 
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der Erblichmachung der Polnischen Krone um ein Bedeutendes 
näher. 

Gegenüber diesen glanzenden Aussichten einerseits und der 
bedrängten gegenwärtigen Lage andererseits mussten beim 
Kurfürsten die Rücksichten auf seine Stellung in Regensburg 
schweigen. Wurden doch die im schlimmsten Falle zu be- 
fürchtenden nachtheiligen Folgen vollständig aufgewogen durch 
die zu erwartenden Vortheile. Ueberdies aber hoffte der König, 
dass, wie 1697 seine Directorialbefugnisse auf dem Reichstage 
im Wesentlichen nicht alterirt worden waren, es ihm auch gelingen 
werde, dieselben nach dem Uebertritt des Kurprinzen weiter zu 
behaupten, wobei er nicfot zum Wenigsten auf die Uneinigkeit 
der evangelischen Stände unter einander rechnete. Und diese 
Erwartungen habei} ihn t wie die Zukuqft lehren sollte, nicht 
getauscht. 

Aus dem Gesagten erklärt es sich zur Genüge, wenn de* 
König den Wünschen des Papstes, den Kurprinzen zw 
katholischen Kirche übertreten zu lassen 1 )» von vorn herein 
keine sonderlichen Schwierigkeiten in den Weg legte. Das 
Einzige , wovon er sich trotz aller Gegenvorstellungen der Curie 
nicht abbringen liess , war dieses, die Conversion vorläufig noch 
hinauszuschieben und eine möglichst günstige Gonstellation der 
Verhältnisse abzuwarten. In diesem Sinne antwortete er auf 
die seit 1701 immer häufiger wiederkehrenden und immer 
dringender werdenden Ermahnungsschreiben des Papstes. Das 



1) Es würde überflüssig sein, die Vorgänge der Religionsanderung 
des Kurprinzen nach den dieselben behandelnden, zum Theil recht ein- 
gehenden Arbeiten nochmals näher zu erörtern. Dieselben sind desshalb 
im Text nur in den Umrissen gegeben, soweit es zur Charakterisirung 
von Friedrich August und zum Verstandniss des Folgenden erforderlich 
schien. Im Uebrigen muss auf die Daxstellung von Theiner a. a. 0. 
S. 151 ff. und Soldan S. 125 ff. verwiesen werden, über deren Verhftlt- 
niee zu einander das oben S. 3 Anm. 1 Gesagte gelten muss. — Eine 
kürzere Darstellung findet sich u. A. auch bei Böttiger a. a. 0. S. 357 ff., 
sowie bei Gretscbel, Geschichte des Sächsischen Volkes und Staates, 
Bd. U. S. 582 f. 
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hinderte ihn jedoch nicht, u, A. 1703 den Sächsischen Standen 
die Versicherung abzugeben , das? die Erziehung des Kurprinzen 
zu Gottes Ehren und des Landes Coqsolation und vergnüglichem 
Besten geschehen solle, und somit die Hoffnung in ihnen zu 
bestärken, der Kurprinz werde der evangelischen Kirche erhalten 
bleiben. In Consequenz dieser Zusicherung duldete der König 
in der That zum grossen Aerger der Curie vorläufig noch die 
Erziehung des Prinzen durch protestantische Lehrer, unter Auf- 
sicht von der Mutter und Grossmuttsr, 

Die kriegerischen Ereignisse der Folgezeit drängten die 
Angelegenheit ziemlich in den Hintergrund. Wenn dann auch 
deren Verlauf und namentlich der unglückliche Frieden von 
Altranstädt in gesteigertem Masse in dem Könige das Verlangen 
rege machte, durch den endlichen Uebertritt seines Sohnes 
sich mächtiger katholischer Hülfe zu versichern, so galt es doch 
gerade jetzt mehr denn je mit äusserster Vorsicht zu Werke zu 
gehen und den längst beschlossenen Uebertritt immer noch hinaus- 
zuschieben. Damit war jedoch der Curie wenig gedient. Kaum 
waren daher die Folgen von Altranstädt einigermassen ver- 
wunden, so wurde der König von Rom aus aufs Neue bestürmt, 
nun endlich mit energischem Handeln hervorzutreten. 

Der Papst sandte Anfang 1710 seinen Neffen Albani 
und den Jesuiten Salerno nach Dresden, welche dem König 
neue Versprechungen abnahmen, die dann am 7. Mai 1710 zu 
Rom im Consistorium in einer Allokution verkündigt wurden, 
von wo sie alsbald in die Oeffentlichkeit drangen. Als Gegen- 
gewicht gegen diese Allokution erfolgte die evangelische Con- 
flrmation des Kurprinzen, verbunden mit dem Genüsse des 
Abendmahls, ohne Wissen des Königs, im October 1710. Unter 
solchen Umstanden vermochte der König die Conversion nicht 
weiter hinauszuschieben, umsomehr als erneute Kämpfe in Polen 
ihm die Realisirung der an dieselbe geknüpften Erwartungen 
höchst wünschenswerth machten. Zunächst aber galt es, die 
Angelegenheit als das grösste Geheimniss zu behandeln, um 
den Widerspruch der Sächsischen Stände, ebenso wie der 
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evangelischen Fürsten nicht zu erregen, deren Argwohn bereits 
geweckt war. Unter dem Vorwande, der Kaiserkrönung bei- 
zuwohnen, wurde der Prinz Ende des Jahres 1711 nach Frankfurt 
geführt. Nachdem dort sein evangelisches Gefolge durch 
Katholiken ersetzt worden war, wurde die Reise nach Italien 
angetreten, wo der Prinz, nunmehr vollständig in der Gewalt 
der Jesuiten, aus deren Händen zu entrinnen kaum dem willens- 
kräftigsten Manne gelungen sein würde, geschweige denn dem 
leicht einzuschüchternden Jüngling, am 27. November 1712 der 
evangelischen Kirche entsagte. Dem gegenüber klingt es aller- 
dings eigenthümlich, wenn Friedrich August bei der spätem 
Publikation dies Uebertritts mit einem gewissen ostensibeln 
Nachdruck allenthalben betonte, dass die Entschliessung des 
Kurprinzen >aus freyer ungezwungener Bewegniss« hervorge- 
gangen sei, und dergleichen wohltönende Phrasen mehr 
gebrauchte, wobei er von der curialistischen Partei auf das 
Eifrigste unterstützt wurde 1 ). 



1) Ging dieselbe doch sogar so weit, zu behaupten, dass der Kur- 
prinz selbst aus eigenem freien Antriebe seinen Vater um die Erlaubnis 
ersucht habe, nach Italien reisen zu dürfen, um dort desto besser für 
sein Seelenheil sorgen zu können. — Vergl. Guarnacci, Vitae et res 
gestae Pontificum Romanorum et S. R. E. Cardinalium, Romae 1751, 
Tom. II. p. 352; siehe Soldan a. a. 0. S. 134. 

Einen wesentlich andern Eindruck freilich bekommt man, wenn man 
damit eine Notiz vergleicht, die sich findet im »Bericht eines Ungenannten 
über die Religionsveränderung des Churprinzen von Sachsen. Wien, den 
10. Oct. 1717« [abgedruckt bei Weisse, Neues Museum für die Sächsische 
Geschichte, Bd. I. Heft II. S. 101 ff.]. Es wird daselbst initgetheilt, wie 
der dänische Gesandte erzählt habe: »dass der Printz zu Frankfurth, 
ihn umb Gottes Willen gebethen Seinem König zu schreiben und zu 
bitten, dass mann Ihm doch retten möchte, weilen mann Ihm zurCatho- 
lischen Religion zwingen wolte, Er aber dieselbe nicht annehmen könnte, 
sondern bey der, bey welcher Er erzogen worden, zu leben und zu sterben 
resolviret wäre, woranff Er ihm auch die Hand gegeben und verlanget 
hätte, dass der König, sein Herr damahls, doch auch an die Königin von 
Engelland schreiben und bitten solle, dass mann Ihm doch nicht ver- 
lassen solte«. — Es wird immerhin dadurch, dass faktisch von England 
und Dänemark Abmahnungsschreiben an den König von Polen ergangen 
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Was das Verhalten der evangelischen Fürsten anlangt, so 
war diesen zwar auf indirektem Wege die Kunde gekommen, 
dass in Kursachsen eine weitere Religionsänderung im Werke 
sei; indessen blieb ihnen doch später die vollendete Thatsache 
selbst ein Geheimniss, wenn schon Gerüchte über eine geschehene 
Religionsanderung des Kurprinzen im Umlauf waren. Hierin, 
sowie in dem Umstände, dass ihre Aufmerksamkeit vollständig 
durch andere Vorgänge in Anspruch genommen wurde, mag 
der Grund zu suchen sein, dass von ihnen keine ernstlichen 
Schritte gethan wurden, um die neue dem evangelischen Wesen 
in Deutschland drohende Gefahr von demselben abzuwenden. 
Zwar hatten die zu Utrecht versammelten Bevollmächtigten der 
protestantischen Mächte aus Anlass der umlaufenden Gerüchte 
im Dezember 1712 — also zu einer Zeit, wo die Religions- 
änderung bereits erfolgt war — ein Abmahnungsschreiben an 
den König gerichtet 1 ), in welchem sie ihn ersuchten, den 
Prinzen ohne Verzug aus Italien zurückkommen zu lassen und 
ihm sein protestantisches Gefolge wiederzugeben. Indessen 
blieben doch weitere Schritte aus, ja, es ist nicht einmal er- 
sichtlich, ob auf dieses Schreiben überhaupt jemals eine Antwort 
erfolgt ist. Aehnüche Schreiben waren schon vorher ergangen 
von der Königin Anna von England 2 ), von dem König von 



sind, eine gewisse Vermuthnng dafür begründet, dass diese Bemerkung 
nicht ganz aus der Luft gegriffen ist. 

1) Das Schreiben ist abgedruckt bei Lamberty, Memoires pour 
servir a l'histoire du XVIII siecle, Tome VII. p. 343 squ. — Vgl. auch 
Theatrum Europäern», XIX. ad. ann. 1712, S. 234 f. 

2) Der Königin Anna hatte der König auf ihre geäusserten Besorg- 
nisse versichern lassen, er habe niemals die Absicht gehabt, den Kur- 
prinzen seine Religion ändern zu lassen. In einem Schreiben d. d. Windsor 
den 30. September 1712 dankt sie ihm zunächst für diese erfreuliche 
Mittheilung und fahrt dann fort: »Rien ne pouvoit venir plus a propos 
pour ma consolation dans le temps que les lettres d'Italie nous apprirent 
qu'il aUoit incessament faire le voyage de Roine. Achevez Je vous con- 
jure de calmer mes inquietudes faittes revenir de leurs craintes les veri- 
tables ainis de Votre Maison ceuz qui Vous sout attachez par des biens 
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Dänemark 1 ), sowie auf Veranlassung der ersteren von den 
Generalstaaten 8 ). Indessen mochten auch diese wohl von der 
Fruchtlosigkeit ihrer Bemühungen von vorn herein überzeugt 
sein; wenigstens unterliessen sie es ebenfalls, die Angelegenheit 
einer weitern Erörterung zu unterziehen. 

Wie gegenüber den evangelischen Fürsten, so wusste 
Friedrich August auch gegenüber den Sächsischen Land- 
ständen, deren Argwohn längst geweckt war, das Geheimniss 
des Uebertritts des Kurprinzen geschickt zu bewahren. In 
meisterhafter Verstellung 8 ) verstand er es, alle von denselben 
an ihn gerichteten Anfragen in beruhigendem Sinne zu beant- 
worten 4 ). Liess er doch auch zu der Zeit, als der Prinz sich 



durables et par des interets qui ne peuvent pas changer. Rappeies mon 
Cousin le Prince Electoral a sa patrie et si vous voulez combler ma feli- 
cite* permettez qu'a son retour J'aye la satisfaction de le voir et de 
rambrasser«. Vorstehender Auszug stützt sich auf das in Dresden befind- 
liche Original; in ziemlich fehlerhafter Gestalt ist das Schreiben ab- 
gedruckt bei Faber, Europaische Staats -Cantzley, Theil XXX. S. 5541 

1) Das Schreiben des Königs von Dänemark ist datirt Copenhagen, 
den 22. November 1712. In demselben wird ebenfalls in eindringlicher 
Weise von einer etwa beabsichtigten Religionsänderung abgemahnt und 
gebeten, die projektirte Reise des Kurprinzen nach Italien aufzugeben, 
resp. ihn , falls er schon abgereist sein sollte , baldigst zurückzurufen, 
»umb den protestantischen Puissancen dadurch allen ferneren Argwohn 
zu benebmenc. Zugleich wird daran erinnert, dass der Prinz sich durch 
Aufgeben seiner bisherigen Religion ohne Weiteres und von selbst der 
eventuellen Er bsuccession in die Dänischen Lande verlustig machen würde.— 
Vgl. das Schreiben bei Faber, Europäische Staate-Cantzley, Theil XXX. 
S. 551 ff. 

2) Lamberty, Memoire* pour servir ä l'histoire du XV1IL sieole, 
Tome VII. p. 343. 

3) Nicht gerade sehr schmeichelhaft für den König wird in den 
Jftemoires pour servir ä l'histoire du XVIII. siede, Tome DX S. 650 bei 
anderer Gelegenheit gesagt: .... »que la Cour du Roi Auguste poesedoit 
en un degre Eminent cette belle vertu que Tacite dit que Tibere aimoÜ 
par deBsus toutes ses autres vertus, savoir une parfaite dissimulation«. 

Der in Bezug genommene Ausspruch des Tacitus findet sich im seinen 
Annales, Lib. IV. cap. 71. 

4) Vgl. u. A. Soldan a. a. 0. S. 135 ff. 
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schon in Italien befand und dessen Uebertritt, wo nicht bereits 
stattgefunden hatte , so doch unmittelbar bevorstand, geflis- 
sentlich das Gerücht verbreiten , der Prinz sei überaus standhaft 
in Religionssachen und wolle sich auch durch die grössten 
Verheissungen zu der ihm so schön vorgemalten Annahme der 
katholischen Religion nicht bequemen ')• y 

Die an den etwas übereilten und von der Curie provocirten 
Uebertritt des Kurprinzen geknüpften Erwartungen realisirten 
sich nicht in dem Masse, wie der König gehofft hatte. Namentlich 
war der Oesterreichische Kaiserhof nicht gerade sehr geneigt, 
seine Einwilligung zu der projektiven Verbindung zu ertheilen 
und es bedurfte aller Ueberredungskünste des Papstes, um 
dieselbe spater herbeizuführen 8 ). Hierin mag wohl auch der 
Grund zu suchen sein 8 ), wesshalb man in Dresden das Ge- 
heimniss des Religionswechsels so lange zu bewahren bestrebt 
war, als es irgendwie anging, um es nicht vollends mit den 
evangelischen Ständen zu verderben, ungeachtet es von Rom 
aus nicht an wiederholten Aufforderungen fehlte, doch endlich 
offen hervorzutreten. Erst als im März 1717 der Kaiser die 
Publikation des Religionswechsels des Kurprinzen als eine der 
Hanptbedingungen seiner Zustimmung zu der intendirten Ehe- 
schliessung hingestellt hatte 4 ), entschloss sich der König den 
entscheidenden Schritt zu thun. Immerhin aber zog sich die 
Publikation noch eine Zeitlang hin und erst am 11. October 1717 



1) Siehe Theatrum Europaeura, Theil XIX. ad. ann. 1712, S. 231. 

2) Vgl. hierüber die angeführten Werke von Theiner S. 177, 188 ff. 
nnd Sold an S. 141 ff. 

3) Theiner a. a. 0. S. 196 behauptet, der König habe mit Rück- 
sicht auf seine Matter bei deren Lebzeiten [dieselbe starb am 1. Juli 1717] 
die Publikation nicht vornehmen wollen und hierin habe der Hauptgrund 
seines Zögern» gelegen. Ihm sind in dieser Hinsicht auch Soldan S. 143 
und Gretßchel S. 587 gefolgt. Etwas mag Friedrich August hier- 
durch immerhin beeinflusst worden sein; von entscheidender Wirkung 
aber sind derartige Bücksichten für ihn gewiss nicht gewesen. 

4) Vergl. die Erklärung des Wiener Hofes bei Theiner a. a. 0. 
Urkunde Nr. 96. 
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erfolgte sie in Wien, wohin der Prinz inzwischen in dieser 
Absicht gesandt war, in der Weise, dass der päpstlich Nuntius 
öffentlich in dem Quartier des Prinzen die Messe abhielt, worauf 
dieser sein gesammtes Gefolge zu sich berief und es, wie 
in einem Bericht des Casseler Gomitialgesandten v. Hagen 
gesagt wird , mit den Worten anredete : >Ihr Herren, nun wisst 
Ihr, was ich bin, ich bin katholisch und wünsche, dass Ihr 
mir bald nachfolgen möget«. 

Am 23. October 1717 machte der König die versammelten 
Minister mit der geschehenen Religionsänderung des Kurprinzen 
bekannt. Zugleich erliess er unter demselben Datum eine neue 
Religions-Assekuration *), in welcher die früheren Versicherungen 
wiederholt und namentlich hervorgehoben wurde, dass der 
Uebertritt des Kurprinzen nicht die geringste Aenderung in dem 
bisherigen Religionszustand veranlassen werde. 



§.2. 

Publikation des Uebertritte in Regensburg. Stellang der 

evangelischen Fürsten. Ansicht des Wiener Hofes und 

der Curie. 

Als die Nachricht von den Ereignissen zu Wien in Regens- 
burg eintraf 8 ), entstand unter der Mehrzahl der evangelischen 
Gesandten, obwohl dieselben nicht ganz unvorbereitet waren, 
eine nicht geringe Aufregung 8 ). Aehnlich wie bei gleichem 



1) Vergl. Codex Augusteus, I. S. 351 ff. 

2) Der Hess en-Casse ler Gesandte v. Hagen berichtet unter'm 20. Oct. 
1717, es sei mit verwichener Sonntagspost die Nachricht eingetroffen, dass 
am 11. October der Kurprinz zu Wien sich ordentlich zur katholischen 
Religion bekannt habe. Der Brandenburger Gesandte v. Metter nich 
berichtet das Gleiche erst unter 'm 25. October 1717. 

3) v. H a ge n ergeht sich in der einschlagenden Relation in den schärfsten 
Ausdrücken: Es herrsche grosse Bekümmerniss unter den Evangelischen, 
da alle bisher in contrarium geschehenen Versicherungen nichts anderes, 
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Anlass 1697, ergingen sie sich in lauten Erörterungen und 
setzten es ausser allem Zweifel, dass nunmehr Kursachsen das 
Directorium auf keinen Fall weiter führen dürfe. Nur Wenige, 
zu denen namentlich die Gesandten der Fürstlich Sächsischen 
Häuser gehörten, verhielten sich passiv. Zwar versuchten von 
den letzteren Einige den Uebrigen Vorstellungen zu machen 
des Inhalts, dass der König seiner Zeit die Ausübung des 
Directorii an das Haus Weissenfeis ad dies vitae aufgetragen 
habe, dass solches den Ständen bekannt gewesen und von ihnen 
theils öffentlich, theils stillschweigend approbirt worden sei, 
ohne die geringste Bedingung wegen der Religion des Kurprinzen 
zu machen , und dass demgemäss Alles wenigstens so lange im 
bisherigen Zustande verbleiben müsse, als der König lebe. 
Indessen verhallte diese gemässigtere Ansicht vorläufig noch 
ungehört in dem Tumulte der allgemeinen Erregung. 

Ganz wie 1697 trat jedoch, nachdem der erste Sturm sich 
einigermassen gelegt hatte, eine ziemliche Stille ein, da auch 
die lautesten Schreier unter den Gesandten auf eigene Hand 
ohne vorherige Instruktion von Seiten ihrer Höfe keinen ent- 
scheidenden Schritt zu thun wagten. Die sehnlichst erwarteten 
Instruktionen aber trafen nur sehr langsam ein und schrieben, 
ebenfalls wie 1097, zumeist eine abwartende Haltung vor. So 
kam es , dass , als der Dresdener Hof die ersten Schritte that, 
um sich die Weiterführung des Directorii zu sichern, sich in 
Regensburg Alle noch im Zustande der völligsten Unschlüssig- 
keit befanden. 

Zunächst ertheilte der König von Polen unter'm 23. October 
1717 seinem Comitialgesandten v. Böse in Regensburg den 
Auftrag, die Gesandten der evangelischen Stände von der 



als »pure griniasces« gewesen seien. Wenn man es dieses Mal auch 
wieder auf die leichte Schulter nehme, so sei für das evangelische Wesen 
Alles zu befürchten. Es wäre daher am Besten, wenn die in den Nordischen 
Krieg verwickelten evangelischen Mächte schleunigst Frieden machen und 
ihre Aufmerksamkeit ausschliesslich der Directorialangelegenheit widmen 
wollten. 

Frantz, Kath. Direct. des Corpus Evang. 5 
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Religionsänderung seines Sohnes in Kenntniss zu setzen. In 
diesem Rescript *) ist ausgeführt, dass der König, wie er seit über 
20 Jahren Jedermann in seinen Landen die Freiheit des Ge- 
wissens gelassen habe, um so weniger des Prinzen Gewissen habe 
beschränken wollen oder können und ihm demgemäss die 
Freiheit gelassen habe , sich zur Römisch-Katholischen Religion 
bereits vor 5 Jahren zu bekennen. Dieser Religionswechsel aber 
sei eine rein persönliche Angelegenheit, die im Eurfürstenthum 
und Landen nicht die geringste Veränderung hervorbringen 
solle, indem der Kurprinz nichts mehr und nichts weniger in 
Kirchen- und Religionssachen anzuordnen oder zu thun be- 
kommen werde. Sei es doch reichskundig, wie er selbst [der 
König] den Kirchenstaat in Sachsen in seiner Integrität und 
Wesen conservirt und nichts demselben Nachtheiliges vorge- 
nommen habe 2 ). Was das evangelische Directorium anlange, so sei 
es bisher durch den Herzog von Weissenfeis und das »geheimde 
Consilium« zur Zufriedenheit von Kaiser und Reich und insonder- 
heit der evangelischen Stände geführt worden und es solle 
auch fernerhin Alles angewendet werden, was dem Evange- 
lischen Corpus gedeihlich und billig sei: >So wollen Wir nim- 
mermehr befahren , dass jemand , um dieser Unseres Printzens 
Liebden gethanen Erklärung willen, in das der Landes-Religion 
wegen noch immerzu Evangelisch bleibende Chur-Fürstliche 
Votum einigen Zweifel setzen und widrigen Gedancken Beyfall 
geben wird«. 

Wenige Tage spater zeigte der König im Circularschreiben 
vom 25. October 1717 den evangelischen Fürsten den Uebertritt 
seines Sohnes formell an und sprach darin zugleich die Hoffnung 



1) Abgedruckt bei Moser, Teutsches Staatsrecht X. S. 70 f. - 
Faber, Europäische Staats- Cantzley, XXX. S. 535 ff. — Electa Juris 
Publici, Tom. XII. S. 6 ff. — Theatrum Europaeum XXI. ad ann. 1717, 
S. 45 ff. 

2) Ein eigentümliches Streiflicht auf jene Aeusserung wirft das seit 
1697 immer mehr hervortretende Umsichgreifen der katholischen Propa- 
ganda in Sachsen. — Vergl. z. B. Böttiger a. a. 0. II. 3. 357 ff. 
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aus, dass dadurch die gegenseitigen Beziehungen nicht den 
geringsten Abbruch erleiden würden. Im Uebrigen enthielt 
auch dieses Schreiben die Versicherung, dass die. Religions- 
änderung des Prinzen ein nur dessen Person angehendes Werk 
sei und in keiner Hinsicht Veränderungen hervorbringen 
werde *). 

Der Kursächsische Gesandte entledigte sich des ihm durch 
das Rescript vom 23. October gewordenen Auftrags in der 
Weise, dass er, ohne zu einer eigentlichen Gonferenz ansagen 
zu lassen, wo wohl die Meisten nicht erschienen sein würden, 
die Gesandten privatim ersuchte, sich zu einer bestimmten 
Stunde im Deputationszimmer des Rathhauses einzufinden, da 
er ihnen aus einem von seinem König erhaltenen Rescripte 
eine wichtige Mittheilung zu machen habe. In der in Folge dessen 
am 29. October 1717 stattgefundenen Versammlung theilte er 
darauf den Inhalt des Kursächsischen Rescriptes mit. Sämmt- 
liche Gesandten erklärten , wegen mangelnder Instruktion keine 
Antwort geben zu können , erboten sich aber , darüber an ihre 
Höfe zu berichten. Zugleich ersuchte der Brandenburger Ge- 
sandte den v. Böse, keinerlei Directorialhandlungen vorzu- 
nehmen, bis die Erklärung des Berliner Hofes eingetroffen sei. 
Damit erklärten sich sowohl die übrigen Gesandten, als auch 
v. Böse einverstanden, der zudem auf Verlangen eine Abschrift 
des Rescriptes in das Quartier des Brandenburger Gesandten 
ertheilte. Gleich nach dieser Besprechung stellte er sich zwar 
v. Metternich gegenüber, als ob er Lust hätte, zur Dictatur 
und Gonferenz ansagen zu lassen, unterliess es jedoch, als 
dieser ihm nachdrücklich erklärte, dass er weder einen Kanzlisten 
zur Dictatur schicken, noch auch selbst bei der Gonferenz 
erscheinen werde 2 ), 



1) In kluger Berechnung wird darin des Directorii überhaupt gar 
nicht gedacht und damit dessen Fortführung als selbstverständlich und 
ausser allem Zweifel stehend betrachtet. Aus gleichem Grunde unterlaßt 
«s das Rescript v. 23. October ebenfalls, auf diesen Punkt näher einzugehen« 

2) Eel. des Brandenb. Gesandten v. 1. November 1717. 

5» 
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Diese dilatorische Behandlung der Angelegenheit war nicht 
dazu angethan, in Dresden sonderliche Befriedigung zu erregen, 
umsomehr als man fürchten musste, dass die Preussische 
Antwort eine für Sachsen möglichst ungünstige sein werde. 
Desshalb und um eine möglichst schnelle Beendigung herbei- 
zuführen ,' wurden neue Massnahmen getroffen und es erging 
unter'm 9. November ein neues Schreiben an die evangelischen 
Fürsten , diesmal unter der Firma des geheimen Rathskollegiums 
zu Dresden ! ). Unter Wiederholung der in den früheren Schreiben 
enthaltenen Versicherungen wurde darin gewissermassen Be- 
schwerde geführt über die dem v'. Böse in Regensburg von 
den Gesandten abgegebene Erklärung. Es sei dieses eine Sache 
von der grössten Consequenz, von welcher das Wohl und das 
Wehe der Sächsischen Lande abhänge , und werden die Adres- 
saten desshalb ersucht, ihre Comitialgesandten dahin zu 
instruiren, »damit ratione offtbesagten Directorii alles in statu 
quo verbleibe«. Zur nachdrücklicheren Unterstützung dieses 
Gesuches waren zugleich 17 >Rationes, warum das Directorium 
inter Evangelicos in statu quo zu lassen« beigefügt 2 ). Die- 
selben enthalten nichts sonderlich Neues, was nicht bereits 
vorher schon gesagt oder angedeutet wäre, und gipfeln wesentlich 
in der jetzt schon unverhohlen ausgesprochenen Drohung, dass, 
wenn das Directorium in dem bisherigen Zustande nicht bei 
Kursachsen belassen würde, dieses noth wendig gezwungen 
sein werde, von dem Corpus Evangelicorum sich gänzlich 
abzusondern 8 ). 



1) Abgedruckt bei Moser a. a. 0. S. 71 ff. — Electa Juris Publici, 
XII. S. 466 ff. — Faber a. a. 0. S. 558 ff. — Das bei Faber abgedruckte 
Schreiben trägt als Datum den 12. November. 

2) Siehe Moser a. a. 0. S. 100 ff. — Electa Juris Publici, X1L 
S. 470 ff. — Faber a. a. 0. S. 565 ff. 

3) Die Rationes sind entworfen von dem Grafen von Wackerbar th 
und dem Hofrath von Zech, welche sich damals als Kursächsische Ge- 
sandte am Wiener Hof befanden. Der von diesen eingeschickte Entwurf 
erfuhr jedoch in Dresden erhebliche Abänderungen. 
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Wenn wir uns jetzt dazu wenden, die Stellung näher zu 
charakterisiren, welche die einzelnen evangelischen Reichsstände 
den Kursächsischen Anforderungen gegenüber einnahmen, so 
müssen wir naturgemäss mit Brandenburg-Preussen den Anfang 
machen. 

Es ist im vorigen Abschnitt bereits dargelegt worden , dass 
der Kurfürst von Brandenburg nach der Religionsänderung von 
Friedrich August aus verschiedenen Gründen der Ansicht 
war, das Directorium des Corpus Evangelicorum vorläufig dem- 
selben zu belassen und dass er seine aus der Eigenschaft als 
nächster evangelischer Reichsstand nach Kursachsen herge- 
leiteten Ansprüche nur für den Fall geltend machen wollte, 
dass das Interesse der Evangelischen es unbedingt erheischte. 
Wie schon auf S.54f. hervorgehoben ist, zog man es in Berlin 
im Jahre 1716 in ernstliche Erwägung, ob unter den oben 
dargestellten Umständen die fernere Beibehaltung des Kursächsi- 
schen Directorii noch ferner mit dem Gedeihen des evangelischen 
Wesens in Deutschland verträglich sei. Ehe man jedoch noch 
zu einem Resultate gelangt war, traten die Gerüchte von einer 
Religionsänderung des Kurprinzen mit erneuter Heftigkeit auf. 
Umsomehr hielt man da im ersten Eifer den Zeitpunkt für 



Ausser diesen 17. Rationes befindet sich zu Dresden noch ein anderer 
Entwurf zu Rationes, wie sie »derer Römisch-Catholischen Stände Ministris 
zu insinuiren«. Darin werden die Grunde zusammengestellt, aus denen 
den katholischen Ständen eine Fortführung des evangelischen Directorii 
durch Kursachsen angenehm sein müsste. Insbesondere lautet Nr. 12: 
»Dass solchemnach die Herren Römisch-Catholischen bissher bey mode- 
ranter Führung des Chur-Sächss. Directorii sich wohl befunden, und, 
wenn es an einen protestirenden Churfürsten kommen solte, vielleicht 
allerhand Missverständnisse sich ereignen dörften. Dahergegen wenn bey 
Chur- Sachsen die Direction bleibet, das Interesse Catholicorum so gar 
keinen Anstoss leidet, vielmehr gnugsame Convenienz finden wird«. 

Unter'm 12. November 1717 erhielten Wackerbarth und Zech 
beide Zusammenstellungen der Rationes übersandt »mit gnädigstem Be- 
gehren, Ihr wollet euch derer ersten bey denen Catholischen, derer sub B. 
aber gegen die Ev. Ministros, nach Unterschied derer Personen und ihren 
Princi palen Interesse gebrauchen«. 
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gekommen, wo sich Brandenburg-Preussen unter allen Umstanden 
des Directorii der evangelischen Stände annehmen müsse. Als 
daher unter'm 16. September 1717 der Graf v. Metternich 
von den in Regensburg cursirenden Gerüchten einer entweder 
schon geschehenen oder doch unmittelbar bevorstehenden 
Religionsänderung des Kurprinzen von Sachsen Mittheilung 
machte, wurde ihm am 25. September von Berlin aus erwidert: 
»Wir werden solchen falls [nämlich für den Fall eines Ueber- 
tritts des Kurprinzen] das Directorium mit eben den prae- 
rogativen wie Chur -Sachsen bishehr gethan, zu exerciren 
praetendiren , und Uns keinen Condirectorem neuerlicher Weise 
an die Seite setzen lassen, welches Ihr bey Gelegenheit zu er- 
kennen geben könnet« *). Indessen hielt man es , nachdem die 
Publikation des Uebertritts erfolgt war, nach reiflicher Erwägung 
denn doch für äusserst fraglich, ob die dem evangelischen 
Wesen im Allgemeinen, wie dem evangelischen Preussen ins- 
besondere aus einer solchen Verdrängung Kursachsens erwach- 
senden Vortheile gross genug sein würden , um die daraus zu 
befürchtenden Nachtheile aufzuwiegen. Es kamen in dieser 
Hinsicht wiederum die meisten der Gründe in Betracht, welche 
schon 1697 für die von Brandenburg befolgte Politik massgebend 
gewesen waren. War es doch besonders die Kursächsische 
Drohung, für den Fall einer Entziehung des Directorii die Partei 
der Evangelischen überhaupt zu verlassen, die in Berlin zu 
grossen Bedenken Anlass gab, da mit einer Realisirung der- 
selben Sachsen unzweifelhaft für immer dem Protestantismus 
verloren gegangen sein würde. Zudem wäre Preussen, wenn 
es durch Uebernahme des Directorii zu den bereits bestehenden 
politischen Verwickelungen noch neue unausbleibliche Zwistig- 
keiten heraufbeschworen hätte , trotz seiner jungaufstrebenden 



1) Was die Aeusserung hinsichtlich des Condirectorii anlangt, so 
wurde diese hervorgerufen durch eine Bemerkung in der Relation vom 
16. September, dass, im Fall sich die umlaufenden Gerüchte bewahrheiteten, 
das Directorium wohl an Brandenburg kommen und Kurbraunschweig 
das Condirectorinm erhalten werde. 
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Macht vielleicht doch nicht im Stande gewesen , dieselben völlig 
zu überwinden. Durch diese und ähnliche Erwägungen be- 
stimmt, kam die Berliner Regierung zu dem Resultate, dass 
es in jeder Hinsicht vortheilhafter sei, das Directorium vor- 
läufig noch durch Kursachsen weiterführen zu lassen, sofern 
nur irgend ein erträglicher Modus mit demselben zu vereinbaren 
wäre *). Diesen Modus aber zu finden und sich dieserhalb mit 
den übrigen evangelischen Ständen in Verbindung zu setzen, 
das war die Aufgabe der nächsten Zeit. 

Es erging daher das Rescript vom 13. November 1717, in 
welchem die Frage einer Fortführung des Kursächsischen 
Directorii einer eingehenden Erörterung unterzogen und dabei 
betont wird, dass Preussen nicht die Absicht hege, sich in 
dieser Hinsicht von seinen evangelischen Mitständen zu separiren. 
Sodann aber wird darin mit Rücksicht auf die Sächsische Ver- 
sicherung, nicht die geringste Aenderung in Religionsangelegen- 
heiten vornehmen zu wollen , gesagt : >Dannenhehr Wir dem 
Corpori Evangelico zu bedencken geben, ob Man von dem 
Könige in Pohlen und dem ChurPrinzen allenfalls nicht begehren 
wolle, gegen Beybehaltung des Directorii, sich an das Corpus 
Evangelicum schriftlich zu erklähren und fest zu verbinden, 
dass in Sachsen, nicht nur mit der Evangelischen, sondern auch 
mit der Catholischen Religion es Simpliciter in dem Stande 
wie es jetzo ist , bleiben , und weder jene nicht mehr einge- 
schräncket, noch diese weiter extendiret werden sollte, und dass, 
wann in dem einen oder dem andern die geringste Neuerung 
gemachet würde, das Directorium ferner nicht stat haben solte«. 



1) Möglich ist es immerhin, dass der Gedanke im Hintergrunde lag, 
die Fortführung des Kursächsischen Directorii an eine gewisse Mitwirkung 
von Preussen zu knüpfen und damit, wenn auch nicht in der Form eines 
Condirectorii , den faktisch schon längst geübten Preussischen Einfluss 
rechtlich anerkennen und fixiren zu lassen. In der That ist bei den 
später zwischen Preussen und Sachsen gepflogenen Verhandlungen dieser 
Gesichtspunkt in den Kreis der Betrachtung gezogen worden. Vergl. 
darüber unten §. 8. 
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Wenn Preussen, wie in der Folge gezeigt werden soll, später, 
von dieser Ansicht einigermassen abwich, so wurde es dazu in 
erster Linie durch die inzwischen von England geltend gemachten 
Ansprüche veranlasst, dem es auf keinen Fall nachstehen 
wollte *). 

Was sodann den König Georg von England anlangt, so 
machte dieser in seiner Eigenschaft als Kurfürst von Braunschweig 
sich von vorn herein starke Hoffnung auf den Erwerb des 
Directorii. Der Kurbraunschweiger Gesandte in Regensburg 
erhielt desshalb die Anweisung, mit möglichster Vorsicht dem 
Gedanken Eingang bei den übrigen Gesandten zu verschaffen, 
dass eine Weilerführung des Directorii durch Kursachsen ausser 
dem Bereiche der Möglichkeit liege und dass ein neuer Vor- 
sitzender durch freie Wahl der evangelischen Stände bestellt 
werden müsse. Wenn diese freie Wahl der evangelischen Stände 
gleich zu Anfang von England in den Vordergrund gestellt 
wurde, so geschah das lediglich aus dem Grunde, weil nur in 
der Durchführung einer solchen Wahl für den König von England 
als nachsitzenden Stand die Möglichkeit lag, den zu erwartenden 
Preussischen Ansprüchen zu begegnen. Uebrigens machte der 
Londoner Hof gleich Anfangs Kursachsen gegenüber kein Hehl 
daraus, dass er keinesfalls in eine Beibehaltung von dessen 
bisheriger Directorialstellung willigen werde. So liegt vor 



1) Die älteren Darstellungen dieser Materie, soweit sie sich nicht auf 
eine blosse Zusammenstellung des Quellenmaterials beschränken, wie 
z. B. Moser a. a. 0., gehen durchweg von der irrigen Annahme aus, 
als ob Brandenburg von vorn herein darauf angetragen hätte, das 
Directorium ihm zu überlassen, und Kurbraunschweig erst dadurch ver- 
anlasst worden wäre, dagegen mit seinem Widerspruch hervorzutreten. — 
Vergl. z. B. Aepinus, Dissertatio de Directorio Corporis Evangelicorum, 
1757, p. 38. — Moser, Von der Teutschen Religions- Verfassung S. 363. — ' 
v. Bülow, Ueber Geschichte und Verfassung des Corporis Evangelicorum, 
S. 126 f. — Aber auch in neuere Werke ist diese irrige Ansicht über- 
gegangen, sodass selbst die Darstellung von Droysen in seiner Geschichte 
der Preussischen Politik Th. IV. Abth. 2, S. 212, wo allerdings der 
Directorialpunkt nur mehr nebensächlich berührt wird, nicht ganz 
genau ist. 
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[Dresden] ein Schreiben des Königs Georg an den Sächsischen 
Feldmarschall Graf von Flemming, d. d. Hamptoncourt, den 
iV November 1717, worin es heisst: »A l'ägard du Directorium 
inter Evangelicos quoy que de mon cöte j'eusse vü avec beau- 
coup de plaisir qu'il eut continuä dans la Maison Electorale de 
Saxe, Vousjugerez aisement, si vous voulez y faire attention — 
que dans la Circonstance presente du changement de Religion 
de vostre prince, ce n'est pas une chose ä proposer au party 
Protestant«. 

Von den übrigen Staaten waren die Sächsischen Herzog- 
thümer *) naturgemäss für eine Fortsetzung des bisherigen 
Zustandes, sodass es der Absendung des Kursächsischen Kammer- 
herrn v. Schwan an dieselben kaum bedurfte. Auf Betrieb 
des Herzogs von Sachsen-Saalfeld veranstalteten die Fürstlichen 
Häuser Ernestinischer Linie in der Folge mehrfache Zusammen- 
künfte ihrer Räthe zu Erfurt, um über ein gemeinschaftliches 
Vorgehen zu berathen ; indessen verliefen diese Conferenzen im 
Wesentlichen resultatlos. 

Ausser den Sächsischen Häusern war namentlich auch 
gleich Anfangs Brandenburg-Baireuth einer Weiterführung des 
Kursächsischen Directorii nicht abgeneigt 2 ). Die Andern waren 
vorläufig noch zu keinem festen Entschluss gelangt und be- 
gnügten sich damit, ihren Gesandten die Anweisung zu ertheilen, 
einstweilen die gehörige Zurückhaltung zu bewahren, um es 
mit keinem der etwaigen Prätendenten zu verderben. Nur in 
dem einen Punkte stimmten die Instruktionen durchweg über- 
ein , dass die Gesandten sämmtlich angewiesen wurden , die 



1) Mit Ausnahme etwa von Gotha,' das die frühere Zurücksetzung 
noch immer nicht ganz verschmerzen konnte. 

2) Die Brandenburg -Baireuther Geheimen Räthe hatten in ihrem 
Antwortschreiben an das Geheime Rathskollegium zu Dresden , d. d. 
Baireu th , den 20. November 1717 die Versicherung abgegeben, dass ihr 
hoher Principal geneigt sei, Alles beizutragen, damit das Directorium in 
statu quo bleibe. 
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Meinung der Andern zu erforschen und darüber eingehend zu 
referiren *). 

Bevor auf die weitere Entwickelung eingegangen wird, 
dürfte es angebracht sein, die Stellung in etwas zu charakte- 
risiren , welche der Kaiserliche Hof in Wien zu der Directorial- 
angelegenheit einnahm. Nun war es ja eigentlich selbstver- 
ständlich, dass man zu Wien die Kursachsische Absicht, das 
Directorium unter allen Umständen weiter zu behaupten, auf 
das Freudigste begrüsste und zu diesem Behufe seine Unter- 
stützung verhiess. Und in der That war dieses die anfangliche 
Meinung des Wiener Hofes; derselbe war zuerst nicht übel 
Willens, einen direkten Einfluss geltend zu machen 2 ). Indessen — 
um dieses gleich hier vorweg zu nehmen — als die Sache sich 
in die Länge zu ziehen und eine complicirte Gestaltung anzu- 
nehmen drohte, änderte man zu Wien seine ursprüngliche 
Ansicht dahin ab, dass man auf jedes unmittelbare Eingreifen 
zu verzichten und den ganzen Streit lediglich als eine die 
evangelischen Stände allein betreffende und daher auch von diesen 



1) Der Preussische Gesandte Graf v. Metternich klagt mehrfach, 
u. A im Bericht vom 11. November 1717 darüber, dass die Gesandten 
sich über ihre Absichten nicht auslassen, .... »indeme einige zu ver- 
nehmen gegeben, es sei gar zu gefährlich den Mund, sonderlich in dieser 
wichtigen Sache ohne Befehl aufzuthun. Der Chur-Braunschweigische 
hat spottweise hinzugethan, wir würden wohl alle Befehl bekommen, 
dass einer den andern sondiren solte«. 

2) Es wird wiederholt im November und December 1717 aus Wien 
nach Dresden berichtet, dass der Kaiser es für gut befände, dahin zu 
cooperiren, dass das Directorium in statu quo gelassen werden möge und 
dass zu diesem Behufe die Gesandten zu Regenburg mit der nöthigen 
Instruktion versehen werden sollten. In Folge dessen erging unter'm 
26. November 1717 von Dresden ein Rescript an Wackerbarth und 
Zech, in welchem diesen anbefohlen wurde, dahin zu wirken, dass die 
Oesterreichischen Gesandtschaften »mit der ihnen anzubefehlenden Co- 
operation zu Bey behaltung des Directorii in statu quo, nicht eher hervor- 
gehen möchten , als Unser Gesandter zu Regensburg , dass es Zeit sey, 
ihnen vertraulich an Hand geben würde, wie Wir denn, mit eben dieser 
Post, den Grafen von Böse, dass gegen oftbesagte Gesandtschaften er 
auf gleiche Arth sich herauslassen solle, instruiret haben«. 
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allein auszumachende Angelegenheit zu betrachten beschloss. 
So heisst es in einer Wiener Relation nach Dresden v. 2. März 
1718 : > Wegen des Directorii in Evangelicis hat der Herr Reichs- 
Vicekanzlar per Discursum gegen mir geäussert, dass nachdem 
ChurBrandenburg und ChurBraunschweig darüber unter sich 
nicht einig werden könnten, solches noch wohl dahin ausschlagen 
dürfte, dass die Sache in statu priori verbleibe, falls aber die 
Protestirende ReichsStände dabey verharren sollten, dass in 
zukunft Sie weiter zu ChurSachsen kein Vertrauen haben 
könnten, sehe Er nicht, wie man Sie dazu zwingen 
könne« *). Nur für den Fall, dass das dem Kaiser zur Genüge 
missliebige Preussen Hoffnung haben sollte, das Directorium 
der Evangelischen zu erlangen, scheint man in Wien allerdings 
fest entschlossen gewesen zu sein, unter Beiseitesetzung aller 
andern Rücksichten thätig einzugreifen und dieses mit allen 
Mitteln zu verhindern 2 ). 

Auf das im Uebrigen passive Verhalten des Wiener Hofes 
mag nicht ohne Einfluss gewesen sein die veränderte Anschauung 
der Curie. Die Hoffnungen, die man in Rom seit 1697 an die 
Handhabung des evangelischen Directorii durch den katholischen 
Kurfürsten von Sachsen geknüpft hatte, waren zum allergrössten 
Theile, Dank der vorsorglichen Bemühungen Preussens, nicht 
in Erfüllung gegangen. Es fing desshalb bei der Curie die 
Ueberzeugung allmählich an sich Bahn zu brechen, dass es für 
die katholische Religion erspriesslicher sein werde, wenn man 



1) Noch bezeichnender heisst es in einer spätem Relation v. 25. Mai 
1718: Der Reichsvicekanzler habe geäussert, dass »Ihre Kays. Maj. denen 
Evangel. Ständen weder Ziel noch Maas setzen wolten, ob Sie wohl 
glaubeten, dass man es ohne Nachtheil in dem bissherigen Stande lassen 
könne. Und auf gleiche Art sej auch die Kais. Principal Commission 
instruiret«. 

2) Wie gross gerade damals die Erbitterung gegen Preussen in 
Wien sein niusste, lässt sich aus einer in der Relation v. 30. März 1718 
mitgetheilten Aeusserung des Reichsvicekanzlers schliessen. Es heisst 
daselbst: ^In confidentz Hesse er sich vermerken, dass mit dem Preussischen 
Hofe fast nicht mehr fortzukommen«. 
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den Kurfürsten veranlassen könnte, seine Stellung bei den 
Evangelischen überhaupt aufzugeben und ganz zu der katho- 
lischen Partei überzugehen *)• Indessen scheiterten derartige 
Bemühungen, welche überdies nur sehr vorsichtig betrieben 
werden konnten, an der beharrlichen Weigerung des Kurfürsten 
von Sachsen, der aus den früher erörterten Gründen seine 
bisherige Stellung zu den Evangelischen nicht ohne Weiteres 
aufzugeben geneigt war 2 ). 



1) Mit Rücksicht auf diesen Punkt findet sich zu Dresden ein 
interessantes Schreiben aus Wien, v. 19. Febr. 1718: »So habe hierdurch 
in dies. Antwort vermelden wollen, dass aus des Herrn Reichs ViceCanzlars 
Excell. damahls gegen mir geführten discur ich so viel abnehmen können, 
als wenn der Päbstl. Hof des Herrn Cardinais von Sachsen Durchl. auf- 
gegeben hätte, Ihrer Königl. Maj. beyzubringen , dass Sie Sich doch des 
Directorii bey denen Protestirenden Reichsständen gänzlich entschlagen 
und nach denselben prineipiis Sich nicht mehr reguliren, sondern denen 
Catholicis völlig beitreten möchten«. 

2) Bemerkens werth ist ein Schreiben des zu Regensburg als Kaiser- 
licher Principal- Co mmissar fungirenden Cardinais Christian August 
von Sachsen-Zeitz an den König von Polen v. 30. Januar 1718, welches 
desshalb im Auszüge hier folgen möge. Christian August sagt darin, 
es sei ihm die sichere Nachricht zugekommen, »dass von schlimmen un- 
wahrhaften Leuten Ew. Maj. soll beygebracht worden seyn, als wenn ich 
allhier zu Regensburg Dero Interesse wegen Beybehaltung des Protestirenden 
Directorii contrecarirte , dass nun dieses eine pure Unwahrheit und Ver- 
läumbdung ist, dazu nehme ich Gott und den gantzen Reichstag zu Zeugen 
. . . . Alss Eurer Maj. Königlicher Printz sich zu Unserer wahren Catho- 
lischen Religion publiciret, ist allhier bei denen Augspurgischen Religions- 
Verwandten eine grosse Consternation entstanden, Und einige Vertraute 
von solchen mir hierauff zum öfteren haben zuerkennen gegeben, dass 
nunmehro Eurer Kön. Maj. ihr Directorium nicht mehr könnte gelassen 
werden, denn dass man solches certo modo Eurer Maj. gelassen, wäre in 
der festen Hoffnung geschehen, dass der Königliche und ChurPrinz nicht 
catholisch werden würde; da aber solcher catholisch geworden, so könnten 
die Protestirenden Eurer Maj. unmöglich das Directorium lassen, denn 
die ganze Welt lachen müste, wenn sie einen Directoren nehmen in 
ihren Religions Sachen, so nicht von ihrer Religion, sondern catholisch 
wäre, und wäre es eben dieses, wenn man Unss Catholischen wolte zu 
muthen, dass Wir in Unsern catholischen Religions Sachen einen Directoren 
von der Augspurgischen Confession nehmen solten. Dergleichen Discoursen 
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§. 3. 
Aenderung der Preussischen Politik. Circularschreiben der 
Könige von England nnd Pre aasen. Beginn der Ver- 
handlungen zwischen Prenssen nnd England. 

In Regensburg war am 23. November 1717 der Hofrath 
v. Gersdorff aus Dresden eingetroffen, welcher mit der Mission 
betraut war, den evangelischen Gesandtschaften Vorstellungen 
zu machen wegen Belassung des Directorii bei Kursachsen. ( 
Indessen waren seine Bemühungen nicht mit sonderlichem 
Erfolge gekrönt; es gelang ihm bei den meisten Gesandten 
nicht, dieselben zum Aufgeben der reservirten Stellung zu be- 
wegen , welche sie, der von ihren Höfen ergangenen Anweisung 
getreu, bisher eingenommen hatten 1 ). In der That aber konnte 



haben solche Gesandte allhier auch gegen alle hiesige catholische Ge- 
sandten geführet, die alle geantwortet haben als wie ich, nemlich dass 
Uns Catholischen dieses Werck nichts angienge, und wir Unss nicht 
darein zu mischen hätten. Denn ich habe zuvor gewusst, dass so bald 
wir Catholische weisen würden, dass wir gerne sehen thäten, wenn Eure 
König 1. Maj. das Directorium behielten, sie die andern es Eurer Maj. 
noch weniger lassen würden, Dahero halte ich mich wegen dieser Ur- 
sache biss auff die heutige Stunde gantz indifferent .... Und versichere 
Eure Maj., dass wie biss dato, also auch in das künfftige ich mich weder 
pro noch contra in dieses wichtige und weit aussehende Werok nicht 
einmischen werde, massen ein solches mein Gewissen auch nicht zulästc. 

Dieses Verhalten des Cardinais Christian August verträgt sich 
sehr wohl mit dem Inhalte des in voriger Anmerkung angeführten 
Schreibens. Es würde unpolitisch von ihm gewesen sein, hätte er dem 
Könige ohne Umschweife mitgetheilt, welche Absichten die Curie verfolge; 
desshalb begnügte er sich damit, anzudeuten, dass der König auf keine 
sonderliche Unterstützung von Seiten der Katholiken rechnen könne. 
Alles Uebrige musste nach dieser geschickten Einleitung einer gelegent- 
lichen mündlichen Erörterung vorbehalten bleiben. 

1) Der Hessen -Casseler Gesandte v. Hagen berichtet mit Bezug auf 
die Mission des v. Gersdorff unter 'm 24. November 1717 nach Cassel: 

»Es dürften Ihm aber, wann wir erst mit Ihm zur Sprache kommen, 

solche dubia moviret und harte Knoten vorgeleget werden, deren Auf- 



s 
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er auch ausser den bereits verbreiteten 17 Rationes nichts 
bieten , was zur Grundlage der angestrebten Vereinbarung hätte 
dienen können. Diese Rationes jedoch wurden, wie bereits 
angeführt ist, so ziemlich allseitig ats vollständig ungenügend 
betrachtet 1 ). Desshalb erklärte ihm v.Metternich gleich nach 
seiner Ankunft offen heraus, dass er, wenn er mit seinem An- 
bringen auf Gehör hoffe, vor allen Dingen angeben müsse, 
welche Sicherheit sein König bieten wolle, dass der Religions- 
zustand in Sachsen nicht alterirt u«d das Directorium der 
Evangelischen unparteiisch geführt werden solle 2 ). Zugleich 
machte derselbe Anfang Dezember, nachdem er inzwischen in 
den Besitz der früher besprochenen Instruktion gelangt war, 
sämmtlichen evangelischen Gesandtschaften Mittheilung von der 
Gesinnung seines Königs. Dabei hob er jedoch zugleich hervor, 
dass, falls etwa die allgemeine Meinung für eine Ablehnung 
der fernerweiten Führung des Directorii durch den Kurfürsten 
von Sachsen sein sollte, König Friedrich Wilhelm sich das 
ihm >ex ordine competirende jus dirigendi« weder nehmen, 
noch schmälern lassen würde. Von Vielen wurde das freilich 
so aufgefasst, als ob Brandenburg -Preussen nicht die Ent- 
scheidung beim Corpus selbst lassen , sondern sich auf jeden 



ltisung beydes Ihm und seinen Principalen wohl sehr schwer fallen 
möchte , aller maassen dann auch meines wenigstens Bedünkens in theat 
etwas sehr paradoxes ist und termini plane contradictorii sind, dass 
einer, der ex sola causa religionig et propter communionem fidei seine 
Consortes dirigiret, abjurato hoc religionis consortio dennoch über selbige 
das Directorium behalten soll«. 

1) Der Kurbraunschweiger Gesandte erklärte dieselben geradezu »vor 
Lumpenzeug«. Von ihm oder doch von einer ihm nahestehenden Person 
wurde eine scharfe Widerlegung verf&sst, welche unter dem Titel »Rationes, 
warum das Chur-Sächsische Directorium inter Evangelicos in statu quo 
nicht zu lassen« ohne Angabe des Autors unter der Hand verbreitet wurde. 
Sie ist abgedruckt u. A. bei Moser, Teutsches Staats-Recht, X. S. 102 ff. — 
Electa Juris Publici, Tom. XII. S. 474 ff. Mit ihr wurde der Reigen 
der beinahe unzählbaren Streitschriften eröffnet, welche der evangelischen 
Sache so sehr geschadet haben. 

2) Relation vom 25. November 1717. 
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Fall in den Besitz des Directorii zu setzen wünsche, eine An- 
sicht, die mit dem Inhalte der Instruktion vollständig im Wider- 
spruche stand. Erging doch noch unter'm 14. Dezember an 
Metternich die Anweisung, beim Corpus Evangelicorum zu 
veranlassen, dass es Postulate an Kursachsen formire: »Wo- 
ferne aber der König in Pohlen sich auf solche Postulate nicht 
zureichendt erklähret, so muss es billig zur Veränderung mit 
dem Chur-Sächsischen Directorio kommen und werden Wir 
alssdann solch Directorium vor Uns allein, und ohne alle 
modification, praetendiren«. 

Freilich mochte man zu Berlin wohl schon seit Anfang 
Dezember, nachdem der Kurbraunschweiger Gesandte in Regens- 
burg immer offener für eine Abschaffung des Kursächsischen 
Directorii und Ausübung des freien Wahlrechts plaidirt und 
damit die Englischen Intentionen an den*Tag gelegt hatte, die 
Hoffnung auf einen Ausgleich mit Kursachsen aufgegeben haben, 
umsomehr als von Seiten des Kurfürsten von Sachsen bisher 
noch wenig oder gar nichts gethan worden war, woraus auf 
seine Bereitwilligkeit, auf das beabsichtigte Arrangement ein- 
zugehen, hätte geschlossen werden können. Jedenfalls wurde 
der König Friedrich Wilhelm dadurch veranlasst, dem Ge- 
danken einer Uebernahme des Directorii näher zu treten, und 
es vollzog sich etwa in der Mitte des Monats Dezember 1717 
ein Umschwung in der bisher befolgten Preussischen Politik. 
Seit dieser Zeit wurden den Englischen Absichten immer ent- 
schiedener die Preussischen Ansprüche gegenüber gestellt. 

Es steht im Zusammenhang mit dieser veränderten An- 
schauung, wenn die Preussische Regierung nunmehr sich der 
Hülfe und des Beistandes anderer evangelischer Mächte zu 
versichern suchte. Zu diesem Behufe und um den Englischen 
Plänen zu begegnen, erging zunächst an den Preussischen 
Residenten v. Happe in Copenhagen unter'm 21. Dezember 
1717 der Befehl, den König von Dänemark für eine Ueber- 
tragung des Directorii an Preussen günstig zu stimmen und ihn 
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zu einer offenen Erklärung zu veranlassen *). Dieser 2 ) , der 
gleichzeitig von dem Dresdener Kammerherrn v. Leipziger 
bestürmt wurde, eine für Kursachsen günstige EntSchliessung 
zu fassen, war jedoch wenig geneigt, den an ihn gestellten 
Anforderungen nach der einen oder andern Seite hin zu ent- 
sprechen und zog es vor, vorläufig weder für Preussen, noch 
für Kursachsen öffentlich in die Schranken zu treten. 

Es ist ein wohl nicht zufalliges Zusammentreffen, dass 
gerade in der Zeit, wo Preussen sein Augenmerk ernstlich auf 
eine Uebernahme des Directorii richtete, allerhand seltsame 
Gerüchte über Preussen in Umlauf gesetzt wurden. So brachte 
die zu Lüttich erscheinende Elite de Nouvelles unter'm 10. De- 
zember eine Gorrespondenz aus Wien 8 ), worin es hiess, der 
König von Preussen habe zum allgemeinen Erstaunen dem 
Reichstag zu Regensburg ein Memoire, enthaltend verschiedene 
schwere Gravamina gegen den Kaiserlichen Hof, überreichen 



1) Es heisst im Rescript v. 21. December 1717: . . . . »halten es vor 
ein gefährliches schädliches Werk, wenn die evangelische Stände Ihre, 
wieder die Bedrückungen der Catholischen , unter sich pflegende De- 
liberationes von einem Catholischen Chef immerhin dirigiren lassen 
wollen . . . bevorab da allem ansehen nach leicht solche zeiten einfallen 
könten, da die Evangelische die zu Ihrer Sicherheit und Conservation 
pflegende Consultationes nothwendig aufs höchste werden secretiren 
müssen, und es sehr gefährlich seyn würde, dieselbe zu eines Catholischen 
ChurFürsten undt Reichs-Standes Wissenschaft kommen zu lassenc. 

2) Der König von Dänemark hatte im Schreiben v. 9. November 
1717 dem Kurfürsten seine Missbilligung über die Religionsänderung 
des Kurprinzen ausgesprochen. 

3) Die kaiserliche Principal -Commission zu Regensburg berichtet 
über die Angelegenheit nach Wien: »Demnächst machet auch der Chur 
Brandenburgische Minister Graf von Metternich alhier grosse be- 
schwerung, dass zu Wien aussgegeben worden seyn solle, ob wehre von 
ihm alhier etwas gegen Ewer Kays. Maj in denen gehassist- und irre- 
spectuosisten terminis ad Dictaturam publicam befördert oder wenigstens 
zu diesem endt übergeben worden; Worüber wir aber allein so viel ver- 
sichern können, dass nach aller fleissigsten nachfrag, und eingezogener 
erkündigung unss nichts davon vorkommen, oder dass etwas dergleichen 
geschehen seye in ertahrung bracht werden können c. 
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lassen und zu deren nachdrücklicher Abstellung das gesammte 
Reich zu animiren gesucht. Dieser völlig aus der Luft gegriffene 
Artikel, dessen Tendenz klar zu Tage lag, verfehlte immerhin 
nicht , eine gewisse Aufregung und Missstimmung zu Regensburg 
zu erzeugen *). Mit Rücksicht hierauf wurde Metternich d. d. 
Berlin, den 28. Dezember 1717 befohlen, dergleichen Beschul- 
digungen »mit aller behörigen vigueur zu widersprechen, zumahl 
da dergleichen dinge ohne zweifei, aus keiner andern absieht 
disseminiret werden, alss umb Uns bey den Catholischen ver- 
hasset und bey den Evangelischen suspect zu machen , insonder- 
heit aber Uns von dem Directorio inter Evangelicos auszuschliessen, 
und , wo möglich , den Kayserlichen Hoff Selbst dahin zu be- 
wegen, dass Derselbe durch indirecte wege sich in die Sache 
mit mesliren und Uns darin zu wieder sein möge« 8 ). 

Unterdessen verharrte man zu Regensburg in der bisherigen 
Unthätigkeit und die Angelegenheit machte nicht den geringsten 
Schritt vorwärts. Die Gesandten behielten nach wie vor ihre 
reservirte Stejlung bei 3 ). Es gelang v. Metternich nicht 
einmal, dieselben zu einer gemeinschaftlichen Besprechung auf 
dem Rathhause über die zu ergreifenden Massregeln zu bewegen. 
Selbstverständlich hätte diese Besprechung nicht in der Form 
einer eigentlichen Conferenz der Evangelischen stattfinden 
können; aber die von v. Metternich intendirte Erörterung 
an einem vorher verabredeten Tage wäre immerhin möglich 



1) Ueber die Käuflichkeit des damaligen Zeitungswesens vgl. Kos er, 
Preussische Staatsschriften aus der Regierungszeit König Friedrichs IL 
Bd. I. S. XXXVI ff., sowie die dort angeführte Literatur. 

2) Nicht ganz unmöglich wäre es, dass das Gerücht auf Englischen 
Einfluss zurückzuführen wäre. 

3) v. Hagen wurde d. d. Cassel, den 21. December 1717 angewiesen, 
fernerweit bei der Erklärung stehen zu bleiben, »dass Wir dieses importante 
werck mit vollkommener äquanimität ohn die geringste nebenabsicht tractiren 
helfen, und Unsern entschluss auff nichts anders, alss auff die conservation 
des Evangelischen Wesens im Reich, alss wozu Wir Unss gewissen halber 
verpflichtet befunden, einrichten würden«. Aehnlich lautete die Instruktion 
der meisten andern Gesandten. 

Frantz, Kath. Direct. des Corpus Evang. 6 
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gewesen. Ob dieselbe freilich das gemeine Beste sonderlich 
gefördert und nicht vielmehr den Kampf der Partikularinteressen, 
der überhaupt erst durch die Englischen Prätensionen hervor- 
gerufen war, noch mehr angefacht haben würde, ist eine 
andere Frage. Unter solchen Umständen ist es einigermasseii 
zu verwundern, dass, als sich Mitte Dezember das Gerücht von 
einer beabsichtigten Abberufung des allgemein beliebten Kur* 
sächsischen Gesandten v. Böse und Ersetzung desselben durch v. 
Gersdorff verbreitete, die evangelischen Gesandten sich zu einem 
gemeinschaftlichen Vorstellungsschreiben an das Kursachsische 
Ministerium d. d. Regensburg, den 19. Dezember 1717, einigten 1 ), 
in welchem die Avokation des v. Böse dringend widerrathen 
wurde 8 ), freilich ohne den gewünschten Erfolg, da Anfang 



1) Dasselbe wurde ohne gemeinschaftliche Berathung von dem 
Gothaischen Gesandten zu Stande gebracht, der bei den übrigen Gesandten 
herumfuhr und ihre Unterschrift einholte. Das Schreiben ist abgedruckt 
u. A. bei Faber, Staats -Canzley, XXX. S. 562 ff. — v. Schauroth, 
Vollständige Sammlung aller Conclusorum, Schreiben und anderer übrigen 
Verhandlungen des Hochpreisslichen Corporis Evangelicorum , Tom. 111. 
p. 400 f. 

Von den Kurfürstlichen Gesandten wurde ebenfalls ein Abmahnunga- 
schreiben auf Betrieb des Kurmainzer Gesandten nach Dresden geschickt 

2) v. Metternich erhielt wegen seiner Betheiligung von seiner 
Regierung einen scharfen Verweis. Es heisst in dem Rescript v. 4. Jan. 
1718: »Das Begehren an sich selbst ist gantz ungereimt, und mos einen 
jeden Stand des Reichs billig die Wahl und Freyheit gelassen werden, 
solche Ministros wie Er es gut findet, bey dem Reichstage zu halten, 
ohne das«, so wenig das Churfürstl. Collegium alss das Corpus Evangeli- 
corum darunter Ziel und Masse setzen kan«. 

Die Kaiserliche Principal -Commission urtheilt unter' m 28. December 
1717 ebenfalls abfallig über das Vorgehen der Gesandten: .... »welches, 
ob es wohl demselben [v. Böse] seiner verträglichen guten auffuhrung 
halber auf keinerley weiss zu missgönnen ist, so fürchten wir doch sehr, 
es werde bei seinem Hof vor eine Einmischung in fremde Domestka ge- 
nohmem, und eher eine wiedrige, alss gute Würckung thun, da vielleicht 
der König in Pohkn das Direktorium fahren zu lassen, und einen Catho- 
lischen Gesandten anhero zu schicken besser zu sein finden solte, wea- 
halber wir gewünscht hetten, dass zum Wenigsten die Catholischen nicht 
mit eingegangen wehren c. 
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Januar 1718 nichtsdestoweniger die Abberufung des t. Böse 
erfolgte, an dessen Stelle sich nunmehr v. Gersdorff als 
Comitialgesandter legitimirte. 

Bei dieser Sachlage konnte es lediglich dazu beitragen, die 
Verwirrung zu steigern, nicht aber einen befriedigenden Abschluss 
herbeizuführen, wenn der König von England unter'm J}. De- 
zember 1717 ein Circularschreiben l ) an die meisten evangelischen 
Stände, jedoch nicht an Preussen, erliess , in welchem in über- 
aus vorsichtiger Weise aufgefordert wurde, in der Directorial- 
angelegenheit mit England Hand in Hand zu gehen 9 ). Die 
Politik, welche König Georg dabei verfolgte, war in die Augen 
springend: er wollte, indem er die übrigen Stände auf seine 
Seite zu ziehen gedachte, Preussen isoliren und diesem damit 
jede Möglichkeit rauben, das Directorium zu erwerben. Wäre 
ihm dieses in vollem Masse gelungen, so würde es dann ein 
Leichtes für ihn gewesen sein , den Vorsitz der Evangelischen 
selbst zu erwerben. In dieser Hinsicht verschaffte vollständige 
Klarheit über die Englischen Pläne ein an Braunschweig- 
Wolfenbüttel ausser dem Circularschreiben gerichtetes vertrau- 
liches Postscriptum , in welchem ersucht wird, den Gomitial- 
gesandten dahin zu instruiren, dass er auf Ablehnung des 
Kursächsischen Directorii stimmen solle: >Wann erst solches 
fest gestellet seyn und es folgends auf die Frage ankommen 
wird: Wem an statt Chur-Sachsen gedachtes Directorium auf- 



1) Das Circularschreiben sowie das an Braunschweig -Wolfenbüttel 
gerichtete Postscriptum findet sich u. A. bei Moser, Tetttsches Staats- 
Recht X. S. 71 f. 

2) Dieser das Schreiben leitende Gedanke tritt jedoch nur sehr ver- 
steckt auf. Die Nothdurft erfordere, dass die evangelischen Stande über- 
legen und sich vergleichen, was nirgends füglicher als zu Regensburg 
geschehen könne; »als stellen Wir zu Ew. Liebden hohen Gefälligkeit, 
ob sie Dero dortige Gesandtschaft darüber mit nächsten zulänglich zu 
instruiren belieben wollen, all wo Wir so dann auch Unsere Ge- 
danken desshalben eröffnen lassen wordene. 



l 
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autratgen? So wird man auch darüber wohl eines werden 
undein gutes Expediens treffen können« 1 ). 

Noch ehe das Englische Circularschreiben am Preussischen 
Hofe bekannt geworden war, hatte sich dort, mit Rücksicht 
auf das immer energischer werdende Auftreten des Kurbraun- 
schweiger Gesandten in Regensburg 2 ) allmählich die Ueberzeugung 
aufgedrängt , dass es vielleicht am Gerathensten sei, sich mit 
England in gutes Einvernehmen zu setzen und mit diesem die 
Directoriaiangelegenheit gemeinschaftlich zum endlichen Aus- 
tröge zu bringen, sei es auf die eine oder andere Weise: 
jedenfalls hoffte man durch das intendirte Zusammengehen mit 
England zu verhüten, dass dieses zum Nachtheil von Preussen 
den Vorsitz der Evangelischen erwerbe 8 ). Desshalb erhielt der 



1) Mit Bezug hierauf berichtet die Kaiserliche Principal-Conimisaion 
nach Wien unter 'm 28. Januar 1718 [Wien]: Es sei aus dem Postscriptum 
»wahrzunehmen, wie nöthig gewesen, sich Oatholischer seiths allhier 
sorgfältig aus der Sach zu halten, und keinen Schritt zu thun, wordurch 
zu dem in dem P. S. enthaltenen Verdacht anlass gegeben werden 
könne, wie wir dan beyderseits unss in dieses werck nie nicht eingemischet 
haben, nachdem bey aller dieser behutsambkeit gleichwohl nicht zu ver- 
hindern gestanden, dass nicht dasjenige, was man A. C. seiths gern ge- 
sehen und sich dessen zu bedienen gesucht hatte, ohncrachtct es nicht 
geschehen, nichts desto weniger pro facto angegeben und darauf das 
fundament dieses Entschlusses gesetzt wordene — Zur Erläuterung muss 
hinzugefügt werden, dass in dem Postscriptum hervorgehoben war, « 
Hessen »Catholici ihnen emsig angelegen seyn«, das Dircctorium ferner 
bei Kursachsen zu belassen. 

2) Nicht unwesentlichen Einfluss mochten auch die Berichte des 
Preussischen Residenten in London gehabt haben, welche alle betonten, 
dass der Englische Hof sich allein zum »Meister von dieser affaire« machen 
wolle. 

3) Es lässt sich nicht verkennen, dass sich in der Preussischen Politik 
hinsichtlich des Regensburger Directorii ein gewisses Schwanken zeigte. 
Man wollte das Interesse der Evangelischen wahren, ohne doch von seinen 
wirklichen oder vermeintlichen Rechten etwas preiszugeben. Da aber 
war es bei der eigenthümlichen Constellation der Verhältnisse schwierig 
den richtigen Weg einzuschlagen. Dieses Schwanken trat auch später 
noch mehrfach zu Tage. 
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damalige Resident in London, der jüngere Bonet 1 ), unter'm 
8. Januar 1718 die Anweisung, dem Minister JBernstorff 
mitzutheilen, dass man am Berliner Hofe nichts angelegentlicher« 
wünsche, als mit England in der Directorialsache de coiicert 
zu gehen und dass man sich hiermit zu solchem concert offerire : 
»Ihr wehret aber auch dabey zu deklariren befehliget, dass 
wan es zu einem neuen Directorio kommen müste, und Chui> 
Sachsen solches nicht länger behalten solte, Wir solches 
schlechter Dinges vor Uns behaubten, und Uns davon weder 
in totum noch in tantum ausschliessen lassen würden, es mögte 
auch daraus entstehen , was da wolte« 2 ). 

Ebenfalls noch vor erlangter Kenntniss des Englischen 
Schreibens ergriff die Preussische Regierung noch eine weitere 
Massregel, indem unter'm 18. Januar 1718 ein Gircularschreiben 
an eine Anzahl evangelischer Fürsten gerichtet wurde. Dasselbe 
erging namentlich an England, Hessen-Gassel, Hessen- Darm- 
stadt, Dänemark, Braunschweig- Wolfenbüttel , die Sächsischen 
Fürstenthümer , Würtemberg , Mecklenburg , Brandenburg - 
Baireuth und -Ansbach, Anhalt und Nassau. In diesem Schreiben, 
welches von Metternich verfasst ist 8 ), wird die Frage, ob 



1) Ueber die Bedeutung des Jüngern Bonet, welcher bis 1720 [der 
ältere bis 1696] als Preussischer Resident in London fungirte, vergl. 
Droysen a. a. 0. Th. IV. Abth. 4, S. 378. 

*2) Kurz vor Ertheilung dieser Instruktion an Bonet war Flemming 
von Dresden in Berlin gewesen, um u. A. auch in der Directorial- 
angelegenheit zu wirken. Derselbe erhielt jedoch in keiner Weise eine 
bestimmte Erklärung. Es heisst in einem Rescript nach Regensburg 
v. 4. Januar 1718: »Man hat Ihm aber dazu keine Hoffnung machen 
wollen, woferne dem Corpori Evangelico nicht vorhehr zureichende 
Sicherheit gegeben würde, so wohl wegen irreprochabler exercirung 
solchen Directorii, als auch wegen unveränderter Beibehaltung des 
gegenwärtigen Status Religionis in Sachsen«. Aehnlichen Inhalts war 
auch die Instruktion, welche der Preussische Gesandte v. Cunheim in 
Dresden erhielt. 

3) Bei Uebersendung des Entwurfes bemerkt Metternich, dass er 
demselben »ein solches tour gegeben , dass der Glimpf mit ChurSachsen 
bey behalten werde, indem Euer Königl. Maj. demselben nicht das 
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und auf welche Weise das Kursächsische Directorium ferner 
bestehen könne, >zu des Evangelischen Corporis Decision« gestellt. 
Bis diese aber erfolgt sei, erklärt sich Brandenburg-Preussen 
bereit, sich >des Wercks anzunehmen, die vorkommenden 
Sachen Unserer Evangelischen Mitstände zur Deliberation vor- 
zutragen und zur Expedition zu bringen«, da es ja stets in 
Abwesenheit oder Vakanz der Kursächsischen Gesandtschaft 
auf diesem langen Reichstage solches ohne Widerspruch gethan 
habe 1 ). »Wir haben vilfaltig declariret, dass Wir Unser 



Directorium platter Dings absprechen , sondern solches auf die decision 
Corporis ausstellen, wobey meines wenigstens Ermessens wenig vor Euer 
Königl. Maj. zu risquiren; denn wenn Dieselbe nur einmahl zu dem 
exercitio Directorii gelangen, so werden die Churfürsten von Sachsen 
wohl so lange ezcludiret bleiben , als sie Catholisch seyn werden , weil 
es unmöglich ist, dass Sie den Evangelischen auf deren postulata Satts- 
faction geben könnenc. — Diese Bemerkung, welche in Berlin volle Zu- 
stimmung fand, ist von grosser Wichtigkeit für eine richtige Beurtheilung 
des Circularschreibens. Eben mit Bücksicht auf die Englischen Plane 
musste Preussen Alles darauf ankommen, sobald als möglich zur Aus- 
übung des Directorii zu gelangen. — Das Circularschreiben ist abgedruckt 
bei Moser, Teutsches Staats-Recht X. S. 74 ff. — Faber a. a. 0. 
S. 586 ff. — Electa Juris Publici, Tom. XII. S. 751 ff. 

1) Mit dieser Behauptung hatte es eine eigentümliche Bewandtnis. 
Das Interimsdirectorium war zwar von Brandenburg stets seit Bestellung 
des Kursächsischen Directorii beansprucht, aber niemals so recht in vollem 
Umfange allseitig anerkannt worden, obschon sich nicht leugnen lässt, 
dass Brandenburg dasselbe faktisch einige Male, wiewohl immer unter 
dem Widerspruch einzelner Stände ausgeübt hat. Zu einer näheren Er- 
örterung der Frage kam es besonders im Herbst 1708, als der Kur- 
sächsische Gesandte auf einem längern Urlaub abwesend war. Der 
Brandenburger Gesandte von Henniges erhielt von seiner Regierung die 
Anweisung, sich während der Abwesenheit des Kursächsischen des 
Directorii anzunehmen. Derselbe trug jedoch einigermassen Bedenken 
und erinnerte daran [Relation v. 3. September 1708], dass die Exercirung 
des Brandenburger Interimsdirectorii »nieinahlen ohne allem strepitu 
abgelaufen, welchen gemeiniglich die Sächsischen Häuser auch von 
Emestini8cher Linie machen undt bey einigen, sonderlich denen Reichs- 
städten Ihren Anhang haben c. Inzwischen war jedoch bei Brandenburg 
ein Beschwerdeschreiben des Grafen Friedrich Adolph von Lippe über 
die Conventualen des Klosters zu Lemgo eingelaufen und darauf hin er- 
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Directorium Niemanden aufbringen und kein besonders Recht 
Unseres Hauses daraus machen, sondern Uns nur nicht post- 



hielt y. Henniges den wiederholten Befehl, sich an den zu erwartenden 
Widerspruch der Sächsischen Häuser nicht zn kehren, sondern diese 
Sache beim Corpore Evangelico bestens zu secundiren. In Folge dessen 
liess derselbe am 6. October 1708 die Diktatur des Lippe'schen Memorials 
vor sich gehen, zu welcher alle Gesandten, die der Sächsischen Häuser 
Ernestinischer Linie nicht ausgenommen, ihre Kanzlisten schickten; nur 
der Kursächsische Legations- See retarius nahm keinen Antheil. Bei der 
für den 13. October angesagten Conferenz erschienen darauf alle Gesandten, 
jedoch nicht die Vertreter der Sächsischen Häuser, welche eine Unpässlich- 
keit vorschützten. Bei der Conferenz selbst führte v. Henniges ohne 
jeden Widerspruch das Directorium : es kam zu einem Conclusum und 
wurde ein in der Lippe'schen Angelegenheit von v. Henniges vor- 
geschlagenes Schreiben an den Kaiser genehmigt. 

Bereits im September 1708 hatte v. Henniges, um die Stimmung 
für Brandenburg geneigt zu machen, einen von ihm verfassten Aufsatz 
anonym verbreiten lassen: »Kurtze aus den Actis gezogene Nachricht, 
wie es auf diesen Reichstag mit dem Directorio inter Evangelicos absente 
Legat o Saxonico jedesmahlen gehalten worden« [abgedruckt bei Henniges, 
Meditationes ad Instruinentum Pacis, Tom. II. Specimen IIX. Mantissa IV. 
p. 1556 squ. — im Auszug auch bei Moser a. a. 0. S. 128 ff.]. In diesem 
Aufsatz wird behauptet, das Directorium sei stets »in der Ordnung und 
auf den Vorsitz gegründet gewesen«. So hätten die Kurfürsten zu Pfalz, 
solange sie evangelisch gewesen und vor Kursachsen den Rang gehabt, 
dasselbe ohne alle Widerrede von Sachsen exercirt. Seitdem der Kurfürst 
von Sachsen als ordine primus das Directorium übertragen erhalten habe, 
habe stets in Abwesenheit von dessen Gesandten »der nechste nach 
Chnr-Sach8en sich der affairen angenommen und darinnen dirigiret«. Das 
sei auf »gegenwärtigen langwührigen Reichstag« allezeit der Fall gewesen, 
was mit einer Reihe von Beispielen illustrirt wird. Zur Widerlegung 
erschien bald darauf ein anderer Aufsatz, welcher dem Kursächsischen 
Geheimerath Bernh. v. Zech zugeschrieben wird [Pütter, Litteratur des 
teutschen Staatsrechts, IV. S. 211]: »Kurtzer aus denen Actis gezogener 
Bericht, das Directorium inter Evangelicos betreffend, dabey zugleich 
erinnert wird, was zu mild in die so genandte Chur-Brandenb. Nachricht 
eingeflossen« [Henniges 1. c. Mantissa V. p. 1561 squ. — Moser a. a. 0. 
S. 132 ff.]. Diese Gegendeduction geht aus von dem Satze: »Vom An- 
fange der Reformation an, haben die Kayserl. Maj. die Catholischen 
Chur- Fürsten und Stände ja selbst der Pabst dem Chur -Fürsten zu 
Sachsen das Directorium in Religions-Sachen eingeräumt«. Im Uebrigen 
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poniren, oder dasjenige, so die gute Ordnung Uns beygeleget, 
entziehen lassen wollten, wordurch Wir dann denen Nachfol- 
genden gleiches Recht zugestanden. Wir bleiben auch noch 
bey diesem Principio und wie Wir Uns des Genusses dessen 
nicht begeben , noch weniger Uns aus der Possession, worinnen 
Wir Uns kundbarlich befinden, setzen lassen können ; So werden 
Wir solchemnach hingegen allemahl willig und bereit seyn, das 
Directorium, wann es nach Gottes Fügung wiederum darzu 



wird darin jede Befugniss Brandenburgs zur Führung des Interims- 
directorii bestritten, ohne speciellen Auftrag von Kursachsen. 

Am Kursächsischen Hofe war man über die vorher geschilderte Aus- 
übung der Directorialbefugnisse durch Brandenburg nicht sehr erbaut, 
konnte aber der vollendeten Thätsache gegenüber wenig oder gar nichts 
unternehmen. Um zu vermeiden, dass Brandenburg aus etwaigen ferner- 
weiten Directorialhandlungen irgend welche Rechte für sich herleite, 
traf man vorsichtshalber in der Folge mehrfach die Vorkehrung, dass 
der Kursachsische Gesandte für den Fall einer längern Abwesenheit dem 
Brandenburger eine förmliche Substitutionsvollmacht ertheilte, die dieser 
auch acceptirte. Es liegt vor eine solche Vollmacht v. 5. Mai 1709 
[Berlin]. Danach ertheilt der Graf v. Werthern zufolge Königlichen 
Befehles dem v. Henniges die Vollmacht, seine »vicesc im Kurfürstlichen 
Collegio zu vertreten und »Nahmens des Durchlauchtigsten Churhausses 
Sachssen, das Directorium bey dem Corpore Evangelicorum , nach biss- 
herigen Gebrauch [fcu] führen und alle daoey vorkommende Actus 
Directoriales in solchen höchsten Nahmen [zu] verwalten«. 

Uebrigens erhellt aus den Berliner Akten »betreifend die Exercirung 
des Directorii Brandenburgici inter Evangelicos absente Legato Saxonico« 
[R. 10. n. 67], welche nur bis zum Jahre 1715 reichen, sowie aus ver- 
schiedenen späteren, diese Frage erörternden Schriftstücken, dass man 
zu Berlin das behauptete Recht zur Führung des Interimsdirectorii 
keineswegs als über allen Zweifel erhaben hielt. So war. man beispiels- 
weise 1715, als der Kursächsische Gesandte ohne Hinterlassung einer 
Vollmacht verreist war und einige schleunige Sachen der Erledigung 
harrten, sehr zweifelhaft und ertheilte dem Gesandten v. Mette mich 
vorerst die Anweisung, sich aus den Vorakten zu informiren, »ob der- 
gleichen casus wirklich und ohne contradiction exerciret« seien. Der 
darauf eingehende Bericht v. Metternichs lautete nicht durchweg zu 
Gunsten von Brandenburg -Preussen; gleichwohl aber erhielt er unter'm 
10. November 1715 den Befehl, das Directorium zu exerciren. 
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kommen sollte, dass ein zeitiger Chur-Fürst von Sachsen sich 
zur Augspurgischen Confession bekenne, demselben ohne Hinde- 
rung und Aufschub abzutreten, auch in Ermangelung oder 
Abwesenheit Unser, demjenigen Stand, der Uns in der Ordnung 
folget, zu überlassen«. 

Bevor mit der Darstellung der folgenden Ereignisse begonnen 
wird, dürfte es am Platze sein, die Antworten, welche auf 
dieses Gircularschreiben nach und nach einliefen , einer kurzen 
Betrachtung zu unterziehen, obwohl sie zum grössten Theil 
erst in eine spätere Zeit fallen. Dieselben waren im Allgemeinen 
wenig erfreulicher Natur. Denn es erklärten sich völlig zu 
Gunsten von Preussen nur Mecklenburg-Schwerin l ) , Nassau 2 ) 
und Anhalt 8 ). Hessen-Cassel 4 ) und Würtemberg 6 ) erklärten 



1) Schreiben des Herzogs von Mecklenburg-Schwerin, d. d. Rostock, 
den 15. Februar 1718. 

2) Es heisst in dem Schreiben d. d. Dillenburg, den 30. Juli 1718: 
»Undt da Ew. Königl. Maj. Vorhaben wir in dem Hauptwerck völlig ap- 
probiren müssen, so haben auch bereits vnterm 7. Junii Unsern Gesandten 
zu Regenspurg dahin instruiret dass auf Ew. Königl. Maj. daselbstiger 
Gesandtschaft beschehende Berufung, Er jedesmahl zu erscheinen, vndt 
auf die von demselben vortragende Materie sich Königl. intention gemäss, 
zu vernehmen lassen habe« 

3) Schreiben der sämmtlichen Fürsten zu Anhalt, vom 25. Februar 
1718: .... »Nun befinden Wir Unsers Orts sothane Fürstellung, nebst 
dem angefügten aequitablen und unverfänglichen Erbiethen, von solcher 
Erheblichkeit, dass fast nicht zu zweifeln, es werden, bey entstehenden 
ChurSächssischen Uirectorio, wo nicht die Unanimia, jedoch die Majora, 
der aus denen Actis zu bewährenden Observanz lieber inhaeriren, als 
neues Misstrauen, wiedrige Besorgnüss, und schädliche Spaltung veran- 
lassen wollen; Zumahl da durch solchen kürtzesten Weg dem Evange- 
lischen Corpori nach wie vor seine Sicherheit und authorität beybehalten 
verbleibet; Allermassen nun Unser Gesamtes Fürstl. Haus, als Desselben 
getreues Mitglied, dergleichen heilsamen reflexionen gerne beypflichtet, 
so kann es umb soviel lieber, wann das ChurSächsische Directorium 
gäntzlich cessiren solte, darmit sich conformiren, als Eurer Königl. Maj. 
zugleich Unsere Officia zu erzeigen wir stets bereit seyn« .... 

4) Ausserdem machte der Landgraf von Hessen-Cassel im Schreiben 
vom 21. Februar 1718 folgenden Vorschlag: .... ^Wäre Unss dieses tem- 
perament beygefallen, daferne commmuni Evangelicorum consensu zu 
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sich wenigstens im Allgemeinen mit den Preussischen Vor- 
schlägen einverstanden. 

Dagegen sprachen sich ausdrücklich für Beibehaltung des 
Kursächsischen Directorii aus Sachsen- Weimar 1 ), Sachsen - 
Gotha 2 ) und Sachsen-Eisenach 8 ). Ueberdies schrieben Branden- 



Bestellung eines andern beständigen Directoris noch zur Zeit nicht zu 
gelangen stünde, .... alssdann erst und wenn alle Hoffnung hierzu ver- 
schwunden, dem ChurSächsischen ein ander Evangelischer Condirector 
mit gleichem Recht und pouvoir adjungiret, vnd dieses, officium Ew. 
König]. Maj. alss nechstfolgendem ChurFürsten von andern übertragen 
werden möchte« .... — Dieser Vorschlag ist jedoch nicht, wie alle Be- 
arbeiter annehmen, die sich mit dieser Frage beschäftigt haben, an 
Casseler Hofe entstanden, sondern hat seinen Ursprung in Darmstadt 
genommen, wo er, soviel ich erfinden konnte, in einem Schreiben an den 
Herzog von Würtemberg d. d. den 25. Dezember 1717 zuerst erwähnt 
wurde. Unterm 7. Januar 1718 schrieb sodann Landgraf Ernst Ludwig 
darüber von Darmstadt nach Cassel an Landgraf Carl, der den Vorschlag 
alsbald acceptirte. 

5) Das Würtemberger Schreiben vom 22. Februar 1718 ist nicht 
ganz präcis gehalten, schliesst aber mit den Worten: »Also uns auch 
sehr vergnüglich fallen wird, wann Wir vorgemeldete Dero des Ev. 
Directorii halber führende intention ohne Anstoss und Zerrüttung, 
mithin mit allerseitiger Genehmhaltung und Zufriedenheit bewürcket sehen 
mögen, c 

1) In dem Weimarer Schreiben vom 17. Februar 1718 wird hervor- 
gehoben, »was für nachtheilige Suites mehrbesagtem löbl. Corpori und 
gemeinem Evangelischen Wesen, sowohl denen in der Erbverbrüderung 
stehenden ChurSächss. Landen, imtmniren, woferne mit dem Directorio 
eine Aenderung vorgenommen werden wolte.« 

2) Im Gothaischen Schreiben vom 18. Februar 1718 ist gesagt: .... 
»dass Unserm Ermessen nach sowohl dem gesambten Evangelischen 
Wesen, als zuwahle denen ChurSächss. Landen wohl vorträglich sein 
möchte, wenn das Directorium an noch unter gewissen conditionen vnd 
behöriger Garantie bey dem ChurHause Sachsen verbliebe.« 

3) Der Herzog von Sachsen - Eisenach gesteht im Schreiben vom 
26. Februar 1718 zwar zu, dass die Entscheidung der Frage »von dem 
gantzen Corpore Evangelicorum zugewarten sey« , bittet im Uebrigen 
aber, bis dahin »die weitere Anmass- und Verführung des Evangelischen 
Directorii in Religions-Sachen... hochgeneigt anstehen« zulassen. —Das 
Schreiben ist, allerdings nicht ganz korrekt, abgedruckt bei Faber, 
a. a. XXI S. 432 ff., im Auszuge auch bei Moser, a. a. 0. S. 76 ff. 
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burg-Baireutb *) und Brandenburg- Ansbach 2 ) , sie hätten bereits 
an Kursachsen die Erklärung abgegeben, dass ihnen die 
Gontinuation von dessen Directorium nicht zuwider wäre, so- 
fern für die Religion und die Angelegenheiten der Evangelischen 
durch zulängliche und sichere Verträge gesorgt würde. — Von 
den übrigen evangelischen Ständen spracli sich der Herzog von 
Braunschweig-Wolfenbüttel unbestimmt und ausweichend aus, 
ohne irgend welche Zugeständnisse zu machen 8 j. Desgleichen 
bewegte sich Herzog Ludwig Rudolf von Braunschweig-Lüne- 
burg in allerhand nichtssagenden Redensarten, schützte auch 
vor, er müsse die Angelegenheit mit den übrigen regierenden 
Mitgliedern seines Hauses erst in reifliche Erwägung ziehen 4 ). 
In ähnlicher Weise antwortete auch der Landgraf von Hessen- 
Darmstadt ausweichend; doch Hess derselbe durchblicken, dass 



1) Schreiben des Markgrafen Georg Wilhelm, v. 1. Februar 1718. 

2) Doch versprach der Markgraf von Ansbach im Schreiben , d. d. 
Onolzbach, den 8. April 1718, wenigstens seinen Gesandten zu einer vor- 
zunehmenden Unterredung senden zu wollen, versicherte auch, »dass wann 
die Umstände die continuirung dess KurSächss. Directorii nicht gestatten 
wollten, Wir sothanes in keine andern als Ew. Körrigl. Maj. als dess 
fördersten Evangel. Chur-Fürsten und MitStandes hohe Hände .... gebracht 
oder erhalten wissen wollen.« 

3) Es heisst im Schreiben vom 27. Januar 1718 [abgedruckt bei 
Moser, a. a. 0. S. 76 - Faber, a. a. 0. XXX, S. 590 ff]: »Wir zweifeln 
nicht, man werde an Seiten des Corporis Evangelici Ew. Eönigl. Maj. 
in beiden höhern Reichs Collegiis zustehende Prärogativen nebst den in 
Dero Schreiben enthaltenen billigen Conditionen in gebührende Con- 
sideration nehmen und alles was zu einiger Collision und Missvergnügen 
Anlass geben kan, zu evitiren suchen.« 

4) Schreiben d. d. ßlankenburg, den 24. Januar 1718: .... »Also wie 
Wir Uns auch äusserst angelegen sein lassen, alles dasjehnige mit bey- 
zutragen, wodurch die Ruhe und gutes Vernehmen unter denen Evange- 
lischen Ständen erhalten, hingegen aber alle Spaltung und Missverständ- 
niss verhütet werden möge. Wir werden zu solchem Ende .... Ew. 
König 1. Maj. Verlangen mit andern Regierenden Mitgliedern Unsers 
Durchlauchtigsten Hauses hergebrachter Gewohnheit nach in . reiffe Er- 
wegung ziehen, umb darüber einen desto beständigem Schluss fassen zu 
können, nicht zweifflend, solcher zu dero Satisfaction ausfallen werde.« 
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er zu einer spätem Verständigung nicht abgeneigt sei *). Der 
König von Dänemark erklärte, er sei zwar weit entfernt, Preussen 
etwas in den Weg zu legen , wolle sich jedoch vorläufig in die 
Angelegenheit nicht mischen, vielmehr eine abwartende Stellung 
einnehmen 2 ). 

Was endlich England anlangt, so war es einfach eine 
Consequenz der von demselben befolgten Politik, wenn man zu 
London zwar die Unmöglichkeit einer Beibehaltung des Kur- 
sächsischen Directorii behauptete, im Uebrigen sich aber zu 
keinerlei Zugeständnissen an Preussen herbeilassen wollte, viel- 
mehr nach wie vor das Princip der freien Wahl betonte. 
Desshalb waren auch die Vorstellungen Bonets sowohl beim 
König, wie bei Bernstorff im Grossen und Ganzen ohne jeden 
Erfolg : man suchte eine bestimmte Antwort zu vermeiden und 
fertigte ihn ab mit der nüchternen Erklärung, dass England 
in dieser Angelegenheit nichts für sich beanspruche 8 ). In 
gleichen Bemerkungen erging sich auch die Englische Antwort 



1) Darmstädter Schreiben vom 31. Januar 1718. 

2) Schreiben des Königs von Dänemark vom 5. Februar 1718: >Da 

Unss aber die Ausmachung dieser affaire .... noch zur Zeit und für der 
Hand in etwas zu prämatur angeschienen, haben Wir bedencklich gehalten, 
Unserm Abgesandten beym Reichstage zu Regensburg dieserwegen eine 
besondere ordre beyzulegen, sondern sich nur bloss passive zu betragen, 
uinb erst abzuwarten und zu sehen, wohin sich desfallss die Gedancken 
der lnehresten Evangelischen Stände etwa lencken oder gerichtet seyn 
möchten«. — Das Preussische Ministerium hatte nicht ganz unrecht, wenn 
es im Rescript v. 8. März 1718 an v. Happe sagte: »Wir finden solche 
Antwort sehr kaltsinnig.« 

3) In den zahlreichen, sehr eingehend gehaltenen Berichten Bonets 
wird wiederholt über die Zurückhaltung de» Englischen Hofes geklagt. 

So berichtet Bonet unterm ?L Januar 1718 hinsichtlich dieses .Gegen- 

1. Februar 

Standes: »Le Roy ne me fit point d'objections a tout cela, mais il ne 
me donna non plus aucune promesse.« Und unterm j{März schreibt er, 
Bernstorff habe zu ihm geäussert: »Nous n'y pretendons rien pour nous... 
II faut laisser un choix libre.« Zugleich habe derselbe wiederholt be- 
merkt, dass man durch Beibehaltung des Kursächsischen Directorii »se 
rendroit blamable devant tout le monde.« 
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auf das Preussische Circularschreiben. Dieselbe [d. d. St. James, 
den .} J.Februar 1718] bezeichnet es als sehr rühmlich, dass der 
König von Preussen sein Directorium Niemand aufdringen wolle: 
»Wir versichern hingegen, dass Wir für Uns und Unser Haus 
eben wenig einiges partikulares Absehen auf solches Directorium 
haben, und wie solches Unserseits zu Regensburg bereits 
declariret worden, also soll dasselbe noch ferner geschehen. 
Demnach aber von dannen je länger je mehr zu vernehmen 
ist , dass in denen Actis von dem itzigen und vorigem Reichs- 
tage auch anderen vormaligen Conventibus im Reich sich 
klährlich finde, und die Evangelischen Stände oder zum 
wenigsten die mehrere unter ihnen das für ein unumbstössliches 
principium halten, dass das Evangelische Directorium von 
Anfang der Teutschen Kirchen Reformation her bis itzo nie an 
den Vorsitz oder dergleichen Umbstände gebunden gewesen, 
sondern durch eine freye Wahl der Evangelischen Stände bald 
diesem bald jenem ob schon nachsitzendem, nachdem man 
vermeinet, dass es die Convenientz erfordere aufgetragen worden; 
So werden Ew. Maj. Uns hoffentlich nicht verdencken, wan Wir 
Unsere schliessliche Resolution in der Sache und Instruction 
nach Regensburg so lange noch anstehen lassen, bis man 
Evangelischer Seiten mittelst näherer Untersuch- und Erörte- 
rung itzt erwehnten punets die Sache etwas mehr eclairciren 
wird« l ). 

Ganz abgesehen von den von England bezüglich des 
Directorii verfolgten Plänen wird man die reservirte Haltung 
desselben gegen Preussen auch noch aus einem andern Grunde 
begreiflich finden: wenn man nämlich in Erwägung zieht, dass 
auch in den äusseren politischen Beziehungen der beiden 



1) Moser, Staatsrecht X, S. 76 datirt das Englische Antwortschreiben 
v. i\ Februar 1718 und bemerkt, es stimme mit dem Circularschreiben 
v. |g Dezember 1717 überein; er hat diese Notiz offenbar aus Faber, 
a. a. 0. XXXI, S. 434 f. geschöpft. In den Berliner Akten findet sich 
jedoch nur das oben im Auszug mitgetheilte Schreiben vom || Februar 
1718. 
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Staaten, die schon immer nicht sehr inniger Natur gewesen 
waren, gerade in damaliger Zeit eine sichtliche Erkältung ein- 
getreten war und dass sich demgemäss beide Mächte schroffer 
denn je gegenüberstanden ! ). 

Nichtsdestoweniger musste aus nahe liegenden Gründen 
Preussen sehr viel darauf ankommen, eine Verständigung mit 
England zu erzielen und es liess sich daher nicht durch die 
ablehnende Englische Haltung abschrecken. Vielmehr erhielt 
Bon et wiederholt den Befehl, den Englischen Hof für die 
Preussischen Absichten günstig zu stimmen. So wurde er u. A. 
im Rescript vom 12. April 1718 angewiesen, bei den Ver- 
handlungen zu betonen, wie Preussen mit England darin ganz 
einverstanden sei , dass Kursachsen das Directorium nicht weiter 
führen könne : »Wir verlangen aber auch mit dem Könige iü 
Engelandt ein gewis Goncert zu treffen , wie solch Directorkun 
wieder zu bekleiden und was vor expedientia zu gebrauchen, 
damit man an allen Seiten damit zufrieden sein kann«. Bonet 
hatte in Folge dessen verschiedene Unterredungen mit Bern- 
storf f, der jedoch sich wenig geneigt zeigte, von dem einmal 
eingenommenen Standpunkte abzuweichen. Vielmehr erklärte 
er nach wie vor , »qu'il falloit laisser ä ces Etats un choix libre, 
et que pour eux ils n'y pretendoient rien, que leur Ministre 
ä Ratisbonne avoit ordre de s'expliquer en ce sens«; im Uebrigen 
begnügte er sich abermals damit, »des promesses dilatoires« 
zu geben. 

Um so mehr muss es verwundern, wenn Bernstorff mit 
einem Male gegen Ende April seine Meinung vollständig zu 
ändern schien. Bonet berichtet nämlich unter'm 26. April 1718 
von einer neuen Unterredung, die er mit Bernstorff nnd 
dem Könige gehabt habe: »L'effet en a ete qu'au sortir du 
Cabinet du Roy il m'a pris a part pour me dire que Sa M. 
consentoit qu'on expediät des Ordres ä Son Ministre ä Ratisbonne 
de se declarer pour le Directoire de Vötre Majeste, vacante 



1) Vergl. die Darstellung bei Droysen, a. a. 0. IV, 2. S. 218 ff. 
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Saxonico«. Diese Erklärung, welche auf eine vollständige 
Aenderung der bisher befolgten Politik hinzudeuten schien, muss 
allerdings nach dem Vorausgegangenen überraschen. Leider aber 
war, wie in der Folge gezeigt werden wird , eine solche Aende- 
rung der Englischen Politik überhaupt nicht eingetreten : weder 
die Ueberredungskünste Bonets, noch auch die Unterstützung 
des Herzogs von Wolfenbüttel, der sich in London für die 
Preussischen Absichten verwendet hatte 1 ), vermochten ein 
solches Resultat herbeizuführen; vielmehr war diese Erklärung 
nur zum Scheine abgegeben , um sich mit Preussen , wegen 
dessen energischer Haltung man einigermassen besorgt war, 
durch ein weiteres Zögern oder gar eine ablehnende Antwort 
nicht vollends zu verfeinden. Man hoffte vielleicht dadurch, 
dass man sich den Preussischen Intentionen anscheinend geneigt 
zeigte, Zeit zu gewinnen und rechnete darauf, unterdessen 
Büttel zu finden, um die Angelegenheit in einem für England 
günstigen Sinne zu erledigen, ohne doch mit Preussen sich zu 
entzweien. 

Wenn man sich zu Berlin auch über Bedeutung und Trag- 
weite dieser Englischen Erklärung wohl nicht täuschen Hess, so 
war man doch jedenfalls entschlossen , aus derselben den 
möglichsten Vortheil zu ziehen und ertheilte an Metternich 
am 10. Mai 1718 die Instruktion, von derselben in Regensburg 
Gebrauch zu machen , »damit Wir vor erst nur wieder zu dem 



1) Metternich berichtet d. d. Regensburg, den 25. April 1718: Er 
habe »von guter Hand erfahren, dass der Hertzog von Wolffenbüttel 
Seine E. M. von Gros-Britannien guter Manier dahin zu disponiren 
sucheten, dass Sie Ew. E. M. das Directorium unter den Evangelischen 
interim, und biss es aussgemacht sey, ob ChurSachsen solches behalten 
könte, zugestehen möchten.« In Folge dessen erging von Berlin ein 
Schreiben an den Herzog, d. d. 7. Mai 1718, worin dafür gedankt wurde, 
»dass Euer Durchl. der Meinung seyn, auch bey Ihro E. M. von Gros- 
Britannien dahin haben antragen lassen, dass Uns das Directorium unter 
den Evangelischen ad interim und bis es ausgemachet, ob Chur-Sachsen 
solches behalten könne, zugestanden werden müsse.« 
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exercitio des Directorii unter den Evangelischen gelangen, solte 
es auch den Nahmen und den Schein haben, dass solches nur 
provisionaliter und ad interim geschehe« *). 

§.4. 

Kursächsische Circularschreiben. Correspondenz zwischen 

Berlin und Dresden. Der Regensburger Federkrieg. 

Um den Eindruck, den das Preussische Circularschreiben 
vom 18. Januar 1718 etwa zu Ungunsten von Kursachsen ge- 
macht hätte, wieder zu beseitigen, richtete der Kurfürst Fried- 
rich August am 31. Januar 1718 an eine Anzahl der her- 
vorragendsten evangelischen Reichsstände ein neues Schreiben 2 ), 
in welchem in aller Kürze eine Widerlegung der Preussischen 
Behauptungen versucht und das Vertrauen ausgesprochen wird: 
»Sie werden das Königlich -Preussische Suchen bey Ihro, ge- 
stalten Dingen nach, keinen Ingress finden lassen, sondern 



1) Dass Preussen, ganz abgesehen von den eigenen Interessen, immer 
mehr zu der Ueberzeugung gelangte, eine Weiterführung des Sächsischen 
Directorii könne der Sache der Evangelischen in Deutschland nur zum 
Nachtheil gereichen, erhellt, wie aus früheren Ausführungen, so auch 
aus der im Bescript vom 10. Mai 1718 enthaltenen Bemerkung, »dass es 
ein blosses remedium palliativum seyn, und dem Evangelischen Wesen 
im Reich wenig helfen würde , wenn man gleich jetzo das Directorium 
unter den Evangelischen bei Chur-Sachsen lassen, und selbiges dadurch 
bey dem Corpore Evangelico zu behalten suchen wollte, indem dennoch, 
über kurtz oder lang, von dem Könige in Pohlen, oder desselben Succes- 
soren an der Chur, die Einführung des Simultanei in Sachsen tractiret» 
und wann solches mit dem Directorio unter den Evangelischen nicht be- 
stehen könte, dieses gar leicht von Chur-Sachsen abandonniret werden 
würde .... Wann auch der König in Pohlen und Sein Sohn, der Chur- 
printz, gleich versprechen solten, nicht weiter zu gehen, So ist doch die 
Frage, ob darauf in dem geringsten Staat zu machen, dan es ist bekandt. 
dass kein Catholischer Fürst, nach den Principiis solcher Religion, in der- 
gleichen Dingen etwas ohne des Papstes consens bündig zu versprechen 
vermag.« 

2) Abgedruckt bei Moser, Staats-Recht X, S. 79 ff. 
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hochgedacht Seiner Königlichen Majestät so vil zu Gemüthe 
führen, dass Sie von Selbst von Ihrem Vorhaben abstehen, 
hingegen Dero Gomitial- Gesandten dahin zu instruiren belieben, 
dass er in Evangelicis an kein anderes, als das Chur-Sächsische 
Directorium , in der Maasse, wir wir solches bissanhero mit 
guter Zufriedenheit des gesammten Reichs, auch auswärtiger 
Evangelischer Potentzien, verführen lassen, sich halten, auch 
solchemnach, da Unser Gesandter zu einer Conferenz ansagen 
liesse, Sich dabey einfinden sollet. Im Uebrigen enthält das 
Schreiben wenig Neues und rekapitulirt lediglich die bekannten, 
für eine Fortsetzung des Kursachsischen Directorii angeführten 
Gründe. 

Schon vor Erlass dieses Schreibens hatte das Kursächsische 
evangelische Ministerium zu Dresden sich veranlasst gefühlt, 
unter'm 29. Januar 1718 den evangelischen Ständen »in gezie- 
mender Submission nochmahlen zu Gemüthe zu führen, was 
für betrübte Folgen daraus entstehen würden, wann bey vor- 
gemeldtem Directorio einige Veränderung vorgenommen und 
selbiges dem Durchlauchtigsten Chur-Hause Sachsen entzogen, 
folglich diese samtliche Lande gäntzlich abandoniret werden 
sollten« *). 

In die folgenden Monate fallt zugleich ein überaus lebhafter 
Briefwechsel zwischen dem Dresdener und Berliner Hofe. Der- 
selbe betrifft in erster Linie die Frage nach der Weiterführung 
des Directorii im Obersächsischen Kreise, bezüglich deren in 
Berlin sich immer mehr die Ueberzeugung aufzudrängen begann, 
dass sie insofern mit der Frage nach der Weiterführung des 
Directorii des Corpus Evangelicorum durch den Kurfürsten von 
Sachsen in engem Connex stehe, als eine Verneinung der 
letzteren nothwendig auch die Negirung der ersteren zur Folge 
haben müsse 2 ). Neben dem Kreisdirectorium wurde in diesem 



1) Das Schreiben findet sich bei Moser, a. a. 0. X, S. 77 ff. 

2) In einem an v. Metternich gerichteten Rescript v. 12. April 1718 
wird gesagt: .... »Wir halten aber auch davor, dass die Sache mit 

Frantz, Kath. Dlrect. des Corpus Evang. 7 
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Briefwechsel aufch das Regensbutger Ditectorium de* fevange* 
lischett einer mehrfachen Erörterung unterzogen, ohne däss 
jedoch dadurch die Angelegenheit im Geringsten gefördert oder 
äübh fittf hgend welche neue Gesichtspunkte eröffnet worden 
waten. löh kann mir daher füglich ein Eingehet! auf dfe& 
2ütii Theil recht langathrmgen Schreiben ersparen , vöh denen 
iüdem die nichtigsten, soweit sie auf das Directoriüttt der 
Etärigfelischeh Bezug haben, im Auszüge bei Moser, Staäfe- 
Röcht, theil X, S. 81 ff. mitgetheilt sind. 

Irt Regertsbürg hatte unterdess bis zum Mai 1718 die 
Directorialfrage keinerlei bemerkbaren Fortschritt gemächt "Die 
Gesandten beharrten nach wie vor auf dem Ausholungssystetn} 
trötzdefo älter War es bei der fast durchweg beobachteten 
Zurückhaltung ihtiett nicht möglich, irgend welche positife 
Kentttniss Vött den gegenseitigen Instruktionen zu eriarigfctt. 
Unter Solchen Uirist&nden wareh die Bemühungen v. Meitei*- 
ni^h's einerseits und des Kurbraunschweiger Gesandten f. 
Wriesberg andererseits, für die von ihren Höfen vertfeteitew 
Standpunkte Propaganda iü machen, von keinehi nennens- 
Wertheh Re&lltate begleitet. Dafür befehdeten sich dieselbe» 
in der unerquicklichsten Weise in anonymen Schriftsätzen, Üi 
den&i jede? VOh sein^ta Standpunkte aus die Ansicht seiner 
Regierung ixx Vertreten und die Ansprüche des Gegners züHfck- 
zuWeiäen bemüht war *). Weit entfernt irgend welche Förderung 

dem ßegenssburger Directorio eine grosse connexion habe, und da» 
man in dem einen nicht nachgeben könne, ohne sich in dem andern tort 
zu thün.« 

Ueber dato lüteisdirectorium Wurde zwischen Preussen und Kursach- 
sen ebenfalls ein lebhafter Streit geführt» Wenn sein Ausgang anck 
durch den Ausgang des Regensburger Directorialstreites bedingt oder 
wenigstens beeinflusst wurde, so hat derselbe doch umgekehrt keinerlei 
lÜhfluss auf deü letzteren geübt und es ist desshalb nicht erforderlich; 
an dieser Stelle näher darauf einzugehen. 

1) So Hess v. Metternich u. A. erscheinen »Ohnpartheyische Be- 
trachtung der Evangelischen Direktorial-Sache in ihren gegenwärtigen 
Ümbstanden.< v. Wriesbefg erwiderte sofort mit »Einige Amnerckungen 
über eine zum Vorschein gekommene Betrachtung der Evangelischen 
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herbeizuführen , hatte dieser Schriften Wechsel lediglioh den 
Erfolg, dass die übrigen Gesandten resp. deren Höfe nur nqph 
unsicherer wurden und mit ihrer wahren Meinung immer mehr 
zurückhielten, so dass die Aussichten auf eine baldige Been* 
digung der Angelegenheit in um so weitere Ferne gßrücjrt 
wurden. Dazu kam, dass der Kursachsische Gesandte sich 
veranlasst fühlte , auf die in einzelnen dieser Schriftsätze dem 
Kurfürsten von Sachsen gemachten Vorwürfe zu antworten, 
was natürlich abermals Erwiderungen hervorrief. In Folge dessen 
ergoss sich eine fast unzahlbare Menge von Streitschriften *), die 



Directorial-Sache.« Darauf erfolgten von Preussischer Seite »Einige 
wenige Gegen-Anhierckungen über einige zum Torschein gekommene 
Anmerckungen etc. die Evangelische Directorial-Sache betreffend.« Diese 
Gegen- Anmerkungen zogen sogleich von gegnerischer Seite eine >Xurtze 
Nachricht, die herausgekommenen Gegen-Anmerckungen und die Evange- 
lische Directorial-Sache betreffende nach sich. 

ferner erschienen von Brandenburg aus »Considerationes nach Ge- 
legenheit einiger Schritten, so wegen des Evangelischen Dureciorii . bisher 
zum Yorsohein gekommen.« Es folgte ah Englische Entgegnung eine 
»Erinnerung auf die neulich bekannt gewordene Considerationes wegen 
des Evangelischen Directorii.« 

Diese kleine Blumenlese, die sich leicht bedeutend vermehren liesse, 
möge vorläufig genügen, um das im Texte Gesagte zu' illuttriren. 
Sämmtliche Streitschriften, die übrigens zum Theil mit grosser Gelehr- 
samkeit gearbeitet sind und nicht selten die dem Interesse des Ver- 
fassers entsprechende Ansicht mit allem erdenklichen Scharfsinn vör- 
theidigen, zeichnen sich durch eine oft geradezu entsetzliche Breite in 
der uhvortheilhaftesten Weise aus. 

1) Eine grosse Anzahl der 1718 und später erschienenen» auf das 
Directorium des Corpus Evangelicorum bezüglichen Streitschriften ist ent- 
halten in Fasciculus I— VII verschiedener Schriften, welche bei Gelegen- 
heit der Regierungs- Veränderung Ihro Hoheit des Chur-Printäöns von 
Sachsen* über die Frage : Ob das Directorium inter Evangelicos bey Chur/» 
Sachsen zu lassen oder nicht ? . . . . auf dem Reiche-Tage zu Regenspurg 
unter der Hand communiciret worden, 1718-1721. Die Sammlung wurde 
veranstaltet von Ludwig in Halle. — Vergl. Posselt, Systema jurium 
corporis Evangelici, Kehl, 1783, S. 81, dessen sonstige Darstellung 
übrigens an mancherlei Unrichtigkeiten leidet, obwohl sie im Wesentlichen 
nichts Anderes ist, als die Uebersetzung eines Excerptes aus den ein- 
schlagenden Mos er'schen Schriften. 
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zum Theil gedruckt , zum Theil aber auch blos schriftlich in 
Umlauf gesetzt und von den einzelnen Comitialgesandten sorgsam 

i 

gtesalnmelt und an ihre Höfe eingeschickt wurden, so dass die 
Akten über die Directorialfrage zu nahezu bedenklichen Dimen- 
sionen anzuschwellen begannen. 

Zu diesen Streitschriften gesellte sich noch eine andere 
Kategorie von schriftlichen Auslassungen, welche alle darauf 
Hinausliefen, die verschiedensten Vorschläge zu machen, unter 
welchen Modalitäten das Directorium dem Hause Sachsen er- 
halten werden könne. Von denselben verdienen folgende her- 
vorgehoben zu werden: 

1) Die erste dieser Schriften, soweit ersichtlich, war bereits 
Anfang Dezember 1717 in Regensburg verbreitet. Unter der 
Ueberschrift: »Unmassgebliche Conditiones, worauff bei Über- 
lassung des Evangelischen Directorii beim Chur-Hauss Sachsen 
allenfalls zu reflektiren«, wurde in IX präcis gehaltenen Punkten 
hervorgehoben, der Kurfürst müsse einen hohen Interessenten 
des Hauses Sachsen, der ein wirkliches Reichs- Votum in Comitiis 
und in corpore Evangelico führe, auch die sonstigen erforder- 
lichen Prärogativen besitze , mit Ausübung des Directorii beauf- 
tragen, ach selbst aber der Besorgung des evangelischen Wesens 
gänzlich begeben. Dem beauftragten Fürstlichen Hause müsse 
dann das Geheime Raths-Collegium , welches nur aus evange- 
lischen, Mitgliedern bestehen dürfe , in evangelischen Religions- 
sachen unterstellt weiden. Ueberdies müsse der Kurfürst die 
unveränderte Religionsverfassung nochmals durch bündige und 
beständige Reversales und Pacta festsetzen, auch der Landschaft 
desshalb wiederholte Assekuration geben und schliesslich dieses 
Alles per modum compactati mit dem gesammten Corpus 



Die meisten der in den VII Fasciculi enthaltenen Schriften sind ferner 
abgedruckt bei Faber, Staats-Cantzley, Theil XXX ff. und Electa Juris 
Publici, Theil XII ff. Im Auszug finden sich einzelne derselben auch in 
den mehrfach citirten Moser'schen Werken. 
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Evangelicorum stipuliren und von sämmtlichen evangelischen 
Mächten und Ständen garantiren lassen 1 ). 

Der Inhalt dieser Gonditiones lässt kaum einen Zweifel 
darüber aufkommen, dass dieselben von einem einflussreicheren 
Mitghede der Ernestinischen Linie pro domo verfasst warön 
und in der That bezeichnete man zu Regensburg den Göttiaischen 
Comitialgesandten f ) als den Verbreiter derselben 8 ). 

2) Ein »Anderweiter Vorschlag, wie das Evangel. Directdritim 1 

bey Chur-Sachsen bleiben möchte« 4 ) läuft auf Folgendes hinaus: 

Zunächst und vor allen Dingen müsse der Kurfürst beim Corpus 

Evangelicorum ein rechtes Vertrauen dadurch sich zu erwerben 

suchen, dass er »die besitzende Evangel. Stiffter, Meissen und 

Naumburg, oder wenigst vorerst das letztere einem 

Evangel. Hertzog Ihres Chur-Hauses« überliesse »und zu derö 

cheri 

denen Legibus und Pactis gemässen Postulation zu schreiten«. 

Habe er auf diese Weise das Corpus Evangelicorum von Milien 

• ■ * i 
guten Absichten überzeugt, so werde dieses mit ihm wegfen 

der Verwaltung des Directorii, die durch den evangelischen 

Gesandten nach einer zu vereinbarenden Instruktion geschahen 



1) Bei Moser, Staats-Recht, X, S. 117. 

2) Dies thut z. B. auch v. Metternich in der Relation vom 16. De- 
zember 1717. 

3) Interessant ist es, ein Urtheil der Kaiserlichen Principal-Commission 
zu Regensburg über diesen Vorschlag zu vernehmen. Es heisst in der 
Relation derselben vom 28. Dezember 1717: »Wir können die erstem« 
[die Conditiones] »eben nicht so vor erdichtet halten, so schwer und eiri- 
grifflich dieselbe aber nur immer nicht aUein dem König in Pohlen alss 
Churfürsten zu Sachsen und allen seinen Catholischen Successoribus, son- 
dern auch dem gantzen Catholischen Wesen seyn mögen; so gewiss ist 
jedoch, dass, wann auch dieselben so wie sie liegen, eingegangen würden, 
dennoch dahin stehen dörffte, ob gleichwohl dieses missliche Geschäft 
nur in denen wenigsten Dingen einen erträglichen aussgang finden 
werde.« 

4) Bei Moser, a. a. 0., S. 118 — Fase. II verschiedener Schriften etc., 
S. 110. 
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könne, einen sicheren Modus concertiren, unter Garantie der 
evangelischen Stände und evangelischen auswärtigen Mächte. 

£Js springt in die Augen., dass dieser Vorschlag , über den 
v t Metternjch sehr abfällig urtheilt, indem er ihn als den 
ifoet^ eines müssigen Jngenü« bezeichnet, keinem Andere 
seipe Entstehung zu verdanken hatte , als einem in der Natwv 
burger Postulatianssache interessirten Fürsten des Sächsischen 
Efauses. 

. 3) »Neuere unyorgreifliche Rationes und Modi, warum upd 
wie, das Efauss Sachsen bey dem Evangelischen Directorio m 
lassen seyn möchte? Authore Lothario de Saxofirmo« *). In 
diesem Schriftstück, das etwas umfangreicher ist, als die beidqp 
vorhergehenden, wird ausgeführt, dass, wenn nicht sc^oö 
I^echtsgründe, so doch Rücksichten der Billigkeit dafür spräche^» 
dft§ I^rectorium bei dem Hause Sachsen zu lassen, was, sodann 
de$ Nähern begründet wird. Wenn es aber bedenklich wäre, 
den "Kurfürsten selbst, wegen seiner katholischen Religion, pro 
Pirector^ zu erkennen, so könne dem ja dadurch abgeholfen 
werben , dass der Herzog, von Sachsen- Weissenfeis mit Assistenz 
d§r Kursgj.chsischen Geheimen Räthe und des Comitialgesandten 
die Directorialbefugnisse ausübte. Dass derselbe noch kein 
Reichsvotum habe, ändere an der Sache nichts. Auch lasse 
sich dieser Uebelstand durch Ueberlaasung eines der Stifter 
Merseburg oder Naumburg beseitigen. Ausserdem aber eröffnet 
der Verfasser insofern eine vollständig neue Perspective, als er 
vorschlägt, um alle Besorgnisse in jeder Hinsicht zu beseitigen, 
»fürohin einigen Potentioribus . . . expresse aufzutragen, dass 
Dieselben nebst dem generali Directorio Saxonico, unter Nahmen 



, 1.) Abgedruckt in Fase U verschiedener Schriften etc. S. 101 ff. — 
Im Auszuge auch bei Moser, a. a. 0. S. 118 ff. 

Per Aufsatz entstand etwas später, als die übrigen und wurde erst 
e.twa Mitte Juli. 1718 in Regensburg bekannt; v. Metter nich berichtet 
darüber unterm 28. Juli 1718 nach Berlin, indem er zugleich hinzufügt 
dass. &v$ Vorschlag des kptharius de Saxofirmo unter den Gesandten 
»nicht die geringste Approbation« finde. 



103 

specialer Condirectorum in gewissen für jeden , seiner Religion 
und Staaten nach sich am besten schickenden Evangelischen 
camraunen und particularen , mancbmahl innerlich wider ein- 
ander lauffenden Sachen und Vorfallenheiten, quasi collegiaüsche 
Mit-Einsicht und Fug haben sollen, selbige nach den) zu con- 
ceytirenden modo prae-deliberandi inter $e, hernach in pleno 
proponendi, und endlich expediendi sive exequendi, was per 
rpajora vom Corpore concludiret worden, beobachten su helffen: 
e. g. Königl. Maj. von Preussen, als Churfürsten au Branden- 
burg, in denen die Peformirten besonders, Königl. Maj. von 
Schweden, als Hertzogen zu Brehmen, in denen die Lutheraner 
besonders, M. von Gross -Britannigen, als Churfürsten zu 
Braunschweig-Lüneburg , in denen beede Evangelische Partheyen 
mit und wider einander angehenden Sachen, Kön. Maj. in 
Dennemarck aber, als Herzog zu Holstein-Glückstadt, in denen 
Sachen, worinnen jene viere, Chur-Sachsen, Qhur-Brandenburg, 
Chur-Braunschweig und Brehmen in praedeliberationibu? per 
paria differirten, als fünfter, die majora zu machen*. 

Ein solches vielköpfiges Directorium, wie es Lötharius de 
Saxofirmo vorschlägt, würde praktisch einfach undurchführbar 
gewesen sein, wesshalb dieser Vorschlag auch überhaupt nie- 
mals in ernstliche Erwägung gezogen wurde. 

4) »Unmassgebliche Erinnerungen, wie die Freyheit der 
Evangel. Religion in Sächsischen Landen, denen Verfassungen 
und Reichs-Constitutionen gemäss, und zwar mit gäntzl. Aus- 
schliessung des öffentlichen und heiml. Exercitii der Päbstl. 
unveränderlich zu halten« 1 ). Dieser Aufsatz bezweckt darzu-, 
thun, dass das Directorium dem Kurfürstlichen Hause in der 
Weise zu erhalten sei, dass es >S. Hochfürstl. Durchl. zu 
Sachsen- Weissenfeis von dem sämtlichen Gorpore auf- 
getragen und von Deroselben, mit Zuziehung des Churfürstl. 
Sachsischen Evangel. Ministerii, denen Reichs-Constitutionibus 



1) Siebe Fase. II verschiedener Schriften etc. S. 110 iL; — vergl. auch 
Moser, a. a. 0., S. 121 ff. 
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und Landes-Verfassungen gemäss , auf Art und Weise , als man 
sich damit zu vereinigen hätte, geführet werde«. Der Vorschlag 
lief also darauf hinaus , das rechtlich noch gar nicht beseitigte, 
faktisch allerdings so gut wie ganz aufgehobene Verhältniss J ) 
wiederherzustellen , welches durch die früheren Vereinbarungen 
zwischen dem Kurfürsten und dem Herzog von Sachsen- Weissen- 
fels geschaffen war. 

Natürlich riefen diese und ähnliche Vorschläge wiederum 
eine grosse Reihe von Entgegnungen hervor , so dass man dem 
Baron von Hagen nicht Unrecht geben kann, wenn er von 
einem in Regensburg entbrannten Federkrieg nach Gas9el 
berichtet. 



8- 5. 
Massregeln des Kurfürsten von Sachsen. 

' Durch das entschiedene Auftreten von Preussen , das zn 
keinerlei Abweichen von der einmal gefassten Meinung, t zu 
bewegen gewesen war, noch mehr aber wohl durch das, 
allerdings unbegründete, Gerücht von einer unmittelbar bevor- 
stehenden, wo nicht gar bereits erfolgten Einigung 2 ) von Preussen 
und England war der Dresdener Hof einigermassen einge- 
schüchtert worden ; denn man konnte sich daselbst nicht ver- 
hehlen, dass, sobald diese beiden massgebenden Faktoren sich 



1) So heisst es u. A. bereits in einem Berichte v. Metternich's v. 
11. Nov. 1717: . . . . »Wie man dann auch wahrgenommen, dass Ihro K. 
M. die in Religionssachen an den Gesandten ergangene Rescripta, zu 
heimlichem Ergernüss aller Evangelischen, Selbst unterschrieben.« 

2) Berichtete doch die Principal-Commission schon unter'm 17. Mai 
1718 nach Wien: .... »So viel aber ausserlich verlauthen will, so 
dörrte das gantze werck ratione Directorii in kurtzem eine andere gestalt 
gewinnen, nachdem Chur-Brandenburg und Braunschweig unter sich mit 
Ausschliessung Chur-Sachsen eins seyn sollen, dasselbe künftig entweder 
conjunctim oder alternative zu verführen, worinnen Sie dem ansehen 
nach bey Ihren übrigen Religions- Verwandten nicht grossen Widerspruch 
finden werden.« 
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über die zu thuenden Schritte endgültig verständigt hätten, das 
Directorium für Sachsen unwiederbringlich verloren sein würde. 
Hatte man doch bisher schon Alles versucht, um diese Ver- 
ständigung zu hintertreiben und England für die eigenen Zwecke 
zu gewinnen. 

Desshalb erschien es dringend geboten, die annoch in 
Regensburg herrschende Unschlüssigkeit der Evangelischen 
zu benutzen und die Gesandten durch einige, wenn auch ge- 
ringfügige Zugeständnisse zu überraschen, um womöglich ein 
dem Sächsischen Directorium günstiges Conclusum zu erlangen, 
bevor noch Preussen und England mit bestimmt formulirten 
Anträgen an das Corpus Evangelicorum herantreten konnten. 
Zu diesem Behuf erliess der König unter'm 6. Mai 1718 eine 
nochmalige Religions-Assekuration 1 ), wodurch zugleich dem 
immer stürmischer werdenden Verlangen der Stände nach 
anderweiter Sicherung der evangelischen Religion in den Säch- 
sischen Landen Rechnung getragen wurde, und ertheilte alsbald 
seinem Comitialgesandten die Anweisung, unter Vorlegung 
dieser Assekuration bei dem Corpus die fernerweite Anerkennung 
seines Directorii nachzusuchen. 

In Folge dessen Hess v. Gersdorff den Gesandten in 
Regensburg mittheilen, er habe von seinem Herrn Befehl er- 
halten, ihnen etwas Besonderes vorzutragen, wesshalb er sie 
bitte, sich am 20. Mai etwa eine Stunde vor der gewöhnlichen 
Rathszeit im Fürstlichen Nebenzimmer sämmtlich einzufinden. 
Wohlweislich hatte er dabei nicht die Form einer Ansage zur 
Conferenz gewählt; aber selbst diese mildere Form erregte bei 
einigen Gesandten , namentlich bei dem Kurbraunschweiger und 
Kurbrandenburger Bedenken , die sich nur auf vieles Zureden 
von Seiten der Uebrigen bewegen Hessen, eine zusagende 
Antwort zu ertheilen und zwar erst, nachdem v. Gersdorff 
die ausdrückliche Erklärung abgegeben hatte, »den actum nie 



1) Codex Augusteus, 1, S. 354 f. — Faber, Staats - Cantzley, XXXI, 
S. 650 ff.; in französischer Sprache [Assurance reiteree] S. 644 ff. 
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pro directoriali aut possessorio an zu ziehen«. Nur der Schwe- 
dische Gesandte lehnte mit Rücksicht auf die politische** Ver»- 
hältnisse zwischen Schweden und Sachsen sein Erscheinen ab, 
wobei er zugleich bemerkte, da$s sein König, es möchte Krieg 
bleiben, oder Frieden werden, nimmermehr einen katholische© 
Kurfürsten als Director des Evangelischen Corpus anerkennen 
würde. 

Als sich die Gesandten zur vereinbarten Stunde versammelt 
hatten, eröffnete ihnen v. Gersdorff, dass sein König auf 
dem jetzigen Landtage den Ständen aufs Neue solche Sicher- 
heit wegen der unveränderten Beibehaltung der evangelischen 
Religion in den Kursächsischen Landen gegeben habe, dass m 
Mehreren füglich nicht von ihm hegehrt werden köijne. NacJh 
dem er alsdann Exemplare der Assekuration unter die Aä* 
wesenden vertheilt hatte, sprach er die Erwartung aus, &S& 
die evangelischen Stände nunmehr nicht länger Bedenken trage» 
oder anstehen würden, das Directorium nach wie vor hei seinem 
Herrn zu lassen, zumal er zu versichern beauftragt gei, dass 
dieser fortan dasselbe so zu führen gedächte, dass die evange- 
lischen Stände hoffentlich keine Klage haben sollten. Nach 
beendetem Vortrag wurde er ersucht, für einige Zeit sich zu 
entfernen , damit die Gesandten über das Gehörte in Berathung 
treten könnten. Bei dieser alshald eröffneten Berathung fiel 
die Meinung fast durchgehends dahin aus, dass diese neue 
Assekuration »gantz insufficient, general und überall auf 
Schrauben gestellet, mithin weit schlimmer, alss alle vorige 
contestationes« sei und insbesondere keine Sicherheit biete, dass 
das Simultaneum in Zukunft nicht eingeführt werden sollte 1 )- 



1) Relation des Hessen - Casseler Gesandten vom 25. Mai 1718. — 
T. Mette mich drückt sein Missfallen im Bericht vom 30. Mai 1718 
dabin aus : »Es hat sich auch aus der neuen Chursächsisohen Assekuration 
nun schon nur allzu deutlich gezeiget, dass man zu Einführung des 
Simultanei catholici Thür und Thor offen halten und Niemanden als den 
Reformirten dieselbe versperren wolle; wie map dann diese auob so gar 
auf dem Tjtulblat denen Evangelischen Augsburg. Confossjpn contra- 
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Einige verlieben namentlich auch ihrem Missfallen darüber 
Ausdruck, daas in derselben des Corpus Evangelicorum gar 
nicht gedacht sei l ) *). Auch war , abgesehen von den Ver- 
tretern der Sächsischen Häuser, so ziemlich eine Stimme unter 
den Gesandten, dass bei be wandten Umständen von einer 
Wetterführung des Kursächsjschen Directorii nicht die Rede 



disfcinguiret, gleichsam, als wann sie nicht dazu gehörten, oder als wann 
noch andere Evangelische im Ifcich bekannt waren, die nicht von der 
Augsb. Confession zu seyn aldort gehalten würden.« 

1) Diesem Einwand begegnete der Kurfürst von Sachsen in einem 
an seinen Comitialgesandten gerichteten Rescript v. 30. Mai 1718 
[Dresden]. Es heisst darin : »Dass aber in der Assekuration des Corporis 
Evangelicorum nahmentlieh nicht gedacht worden» hat seine gegründete 
gute Ursach, und darum füglich nicht geschehen können, weil diese Asse- 
kuration bloss eine solche Handlung concerniret, welche zwischen Uns 
als ßandesherrn und Unsern Unterthanen, nicht aber mit frembden ge- 
pflogen, als zwischen welchen» nebmlich dem Landeahemt und Standen 
die Sache festzustellen gewesen, dass die ChurSächsische Lande, folglich 
der Electorat auf nun und immer als Evangelisch stehen und verbleiben 
solle, wobey auswärtige und andere ReichsStände ein mehreres nicht zu 
thun haben, als dass sie solches acoeptiren und ChurSachsen bei denen 
Reichs und Creyss Conventen auch andern Handlungen also consideriren. 
und tractiren.c 

2) Die Assekuration rief alsbald nach ihrem Bekanntwerden in 
Regensburg verschiedene schriftliche Gegenäusserungen hervor; da- 
runter: 

1. »Rationes Warumhen die neue assecuration wegen des Status der 
Evangel. Religion in denen Chur-Sächsi sehen Landen nicht zuläng- 
lich seye.« 

2. »Betrachtung der Königlich-Polnischen und ChurSächsischen Reli- 
gions- Assecuration.« 

Von Dresden aus wurde darauf erwidert mit: 

1. »Reflexiones über die zu Regensburg zum Vorschein gekommene 
8. g. Rationes Warumb die neue Assecuration wegen des Status 
der Evangelischen Religion in denen ChurSächsischen Landen vom 
6. May 1718 nicht zulänglich seye.« 
% »Kurtze Erwägung der zu Regensburg zum Vorschein gekommenen 
s. g. Betrachtung der Königüch-Pohlnischen und ChurSächsischen 
Religions- Assecuration.« 
Sämmtliche Schriften sind abgedruckt in Fase. IL verschiedener 
Schriften etc. S. 133 ff. 
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sein könne. Diesen Standpunkt nahmen insbesondere ein 
von Metternich und von Wriesberg, welche verlangten, 
man solle dem Kursachsischen Gesandten rundweg erklären, 
dass das Directorium auf keinen Fall länger bei seinem Herrn 
bleiben könne. In der That neigte sich die Majorität der An- 
wesenden dazu, den v. Gersdorff mit einer solchen schroffen 
Antwort abzufertigen, und es bedurfte erst ejnes längeren 
Zuredens von Seiten einiger gemässigterer Gesandten , darunter 
des Casseler und Weimarischen, um die Versammlung zu be- 
wegen, die Antwort in etwas weniger schroffen Ausdrücken 
abzufassen und dem Kurfürsten von Sachsen nicht von vorn 
herein alle Hoffnung zu nehmen. In Folge dieser vielleicht 
nicht ganz angebrachten Intervention einigte man sich schliesslich 
nach langen Debatten dahin, dass der Kurbrandenburger und 
Kurbraunschweiger Gesandte beauftragt wurden, dem Kur- 
sächsischen mitzutheilen , dass man die Assekuration und die 
Zusage, dass das Kurfürstliche Votum immer evangelisch bleiben 
solle, zwar mit Dank annehme, auch zu weiteren Besprechungen 
in dieser Angelegenheit bereit sei; dass man im Uebrigen aber 
.bedauern müsse, dass das bisher Geschehene nicht zulänglich 
und nicht so beschaffen sei, dass bei Fortführung des Kur- 
sächsischen Directorii das Evangelische Corpus gesichert sein 
könne *). 

Im Anschluss an diese Besprechung hatte v. Metternich 
den schüchternen Versuch gemacht, die Gesandten für ein 
Preussisches Interimsdirectorium günstig zu stimmen, war damit 
jedoch fast allseitig auf solchen Widerspruch gestossen, dass 
er, von der Erfolglosigkeit überzeugt, alsbald davon wieder 
abstand a ). 



1) Der schriftlich abgefasste Bescheid findet sich bei Moser a. a. 0. 
S. 93 f. — Faber a. a. 0. XXXI. S. 657 f. — Theatrum Europaeum, XXI. 
ad ami. 1718, S. 18 f. — v. Schauroth a. a. 0. III. S. 401 f. — Vergl. 
auch Gretschel, Geschichte des Sächsischen Volkes und Staates, Bd. II. 
S. 595. 

2) Er berichtet unter'm 6. Juni 1718 nach Berlin: .... >Mehr zu 



109 

Der Kursachsische Gesandte gab, nachdem ihm das Resultat 
der Conferenz eröffnet worden war, zunächst blos die Erklä- 
rung ab, er werde die Antwort seinem Herrn einschicken, 
müsse sich jedoch wundern, dass man die bisherigen Zuge- 
ständnisse noch nicht für genügend befunden habe. Bald darauf 
aber sandte er den einzelnen Gesandten ein Promemoria 1 ) zu, 
in welchem er sich u. A. missbilligend darüber aussprach, dass 
die Gesandten es nicht einmal der Mühe werth gehalten hätten, 
die Assekuratkm vor Abfassung einer so eilfertigen Erschliessung 
ihren hohen Principalen einzuschicken und deren Instruktion 
zu erwarten, was doch selbst bei weit weniger wichtigen Sachen 
üblich sei 8 ). Zugleich sah er sich veranlasst, »die gesammte 
subsistirende Gesandtschaften derer Evangelischen Puissances ge- 
ziemend und inständig zu ersuchen, hierunter und in der 
gantzen das Evangelische Directorium concernirenden Sache in 
praejudicium des hohen Ghur-Hauses nichts weiter vorzunehmen ; 
Inmassen wider alles nachtheilige hierdurch quam solennissime 
protestiret würde. 

Unter solchen Umständen waren die Aussichten des 
Kurfürsten von Sachsen auf eine Beibehaltung des Directorii 
beinahe vollständig vernichtet. Die seinem Gesandten in Regens- 



verwundern ist, dass bei der am 20. May gehaltenen Conferentz unter den 
Evangelischen sich Keiner, ausser der Brandenburg-Culm- und Anspachische 
... .für Eurer K. M. auch nur ad interim zu führendes Directorium 
erkläret hat«. 

1) Vergl. Moser a. a. 0. S. 94. - Faber a. a. 0. XXXI. S. 658 ff. - 
Theatrum Europaeum XXI, ad ann. 1718, S. 19. — v. Schauroth, 
a. a. 0. III. S. 402. 

2) Mit Rücksicht auf diesen Punkt verdient eine Aeusserung v. Hagen 's 
in seinem Bericht v. 25. Mai 1718 ' hervorgehoben zu werden. Derselbe 
führt an, es seien alle Gesandten und namentlich die »potentiores« unter 
ihnen von Anfang an von der Unzulänglichkeit der Assekuration so 
überzeugt gewesen, »dass auch nicht einmahl ein Eintziger von Ihnen 
die gedruckte Verordnung blos nur einschicken, vielweniger Instruction 
darüber einzuholen begehret, mit Anführung, wie Sie schon lOmahl, und 
also überflüssig über die materie jnstruirt wären«. 



110 

bürg zu Theil gewordene Antwort war so entmuthigend , wie 
möglich. Trotfe aller Bemühungen war es ihm nicht gelungen, 
sich wirksame Bundesgenossen zu verschaffen. Es war kaum 
zu vermuthen , dass, mit Ausnahme einiger Sächsischer Herzog- 
thümer, irgend Einer der Evangelischen völlig auf seiner Seite 
stehen würde, falls es zu einem endgültigen Beschlüsse des 
Corpus Evangelicorum kommen sollte« Hatte doch auf die 
Stimmung der evangelischen Stande nicht unwesentlich das 
Verhalten mitgewirkt, welches der König dem Stift Naumburg 
gegenüber an den Tag legte. Das Naumburger Domcapitel 
hatte nämlich alsbald nach dem 1717 publicirten Uebertritt 
seines bisherigen Administrators, des Herzogs Moritz Wilhelm 
von Sachsen -Zeitz , zur katholischen Kirche desäen Stuhl Zur 
erledigt erklärt, sich auch an den Kurfürsten Friedrich 
August mit der Bitte gewandt, die Wahl eines neuen evan- 
gelischen Administrators zu genehmigen» Dieser, der die schöne 
Gelegenheit nicht unbenutzt Vorübergehen lassen wollte* Nauw 
bürg wieder vollständig mit dem Kurhause zu vereinigen, war 
jedoch wenig geneigt , solchem Ansinnön Folge zu leisten, 
suchte vielmehr zunächst die Sache in die Länge zu ziehen 
und untersagte schliesslich dem Capitel, zur Postulation zu 
schreiten, unter Androhung schwerer Strafe und Confiskation 
seiner Einkünfte *). Dieses Verfahren , im Zusammenhange mit 
dem immer mehf an Gonsistenz gewinnenden Gerüchte, däss 
Friedrich August beabsichtige, sich selbst zum Administrator 



1) Zwischen dem König und dem Capitel entspann sich auf diese 
Weise ein Jahre hindurch geführter Streit, an welchem auch der König 
Friedrich Wilhelm lebhaften Antheil nahm, der schon durch seine 
Verwandtschaft mit der Gemahlin des Hersogs Moritz Wilhelm, Maria 
Amalia, Tochter des Kurfürsten Friedrich Wilhelm von Brandenburg, 
an dem Ausgang ein direktes Interesse hatte. 

Der weitere Verlauf dieser Affaire gehört in seinen Einzelheiten nicht 
in den Bereich dieser Darstellung. — Vergl. u. A* Böttiger, Geschichte 
des Kurstaates und Königreiches Sachsen, Bd. II. S. 364 f. — Gretschel 
a. a. 0. II. S. 664 f., sowie die dort angeführten Specialwerke. 
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Wähtert zu lassen, verfehlte nicht in Regensbutg die geschilderte 
Wirkung hetVorzubringen. 

Auch von dem Kaiserlichen Hofe in Wien stand kaum 
irgend welche thatkräftige Unterstützung zu erwarten ; vielmehr 
beharrte dieser auf seiner bisher befolgten Politik, von dem 
Handel möglichst fern zu bleiben und, soweit thunlich, sich 
jeglicher Einmischung zu enthalten. Bezeichnend für diesen 
ist eine Aeussetung, die sich findet in einem Berichte der 
Principal-Cbttimission nach Wien *) , wo es heisst : .... »so 
mögte es unsers allergeringsten ermessens vielleicht eine von 
denjenigen Sachen seyn, die man zwar wohl von aussen an- 
sehen — , Und davon profitiren, keineswegs aber mit einiger 
iüstiirthmng ödet* äussertichen BeyfaH darunter concurriren 
könnte«. Dazu kam, dass schwerlich zu hoffen war> dass 
Preussen als der am meisten massgebende Staat noch in letzter 
Stunde und zumal Wo die Angelegenheit zu seinen Gunsten 
umzuschlagen versprach, Sich zu irgend welchen Zugeständ- 
nissen werde verstehen wollen ; hatte doch gerade in jener Zeit 
die Spannung mit Preussen nur noch eine grössere Ausdehnung 
erhalten, wozu ausser andern hier nicht zu erörternden Gründen 
die Verhandlungen wegen des Kreisdirectorii, die ebenfalls einen 
für Kursächsen ungünstigen Verlauf zu nehmen drohten , nicht 
unwesentlich beigetragen hatten. 

Nach alledem musste der Kurfußt annehmen * dass, sobald 
Preussen und England mit einem gemeinschaftlichen Antrage 
in Regensburg hervortraten, er seines Directorii für immer 
verlustig gehen würde. Und ein solcher Antrag war täglich 
zu erwarten, da nach den neusten nach Dresden gelangten 
Nachrichten über die endliche Einigung beider Staaten kaum 
noch ein Zweifel bestehen konnte. Liess es doch auch v. Met- 
tern ich nicht daran fehlen, den Gerüchten von den Preussisch- 
Englischen Vereinbarungen zu Regensburg zur grossten Con- 



1) De* Bericht datirt zwar schon v. 18. Januar 1718; doch ist die 
im Text abgedruckte Aeusserung auch für die Folgezeit zutreffend. 
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sistenz zu verhelfen, indem er bald diesem, bald jenem der 
Gesandten im tiefsten Vertrauen mittheilte, sein Herr und der 
König von England hätten sich geeinigt und letzterer habe 
zugesagt , dem ersteren sein Votum zu geben, was natürlich die 
Gesandten schleunigst an ihre Höfe zu berichten keinen Augen- 
blick Anstand nahmen 1 ). 

Trotzdem wollte der Kurfürst von Sachsen nicht vom 
Kampfe zurücktreten, ohne vorher Alles versucht zu haben. 
Sah er doch ein, da§s es, wenn er das evangelische Directorium 
einmal verloren, dabei nicht sein Bewenden haben, vielmehr 
dieser eine Verlust noch die andern, früher besprochenen 
unangenehmen Folgen nach sich ziehen würde. Zudem war 
es der Gedanke, dass Preussen auch in dieser Hinsicht ihn 
überflügeln und zu seinem Rechtsnachfolger sich emporschwingen 
würde, der ihn immer von Neuem zum Ausharren anspornte. 
Desshalb und der verzweifelten Berichte v. Gersdorffs unge- 
achtet, der seinerseits die Sache für vollständig verloren 
ansah 8 ), erging doch von Dresden an denselben die wieder- 
holte Anweisung, nichts unversucht zu lassen, um die Gesandten 
womöglich zu einer günstigen Aeusserung zu bewegen. Da 
man ferner unter den obwaltenden Umständen mit den früher 
beliebten Drohungen zwar nicht selbst hervorzutreten wagte, 
immerhin aber es für ganz angemessen hielt, dieselben durch 
einen Dritten den evangelischen Ständen einmal wieder in's 
Gedächtniss zurückzurufen , so erging an den an der Fortfuhrung 
des Kursächsischen Directorii einigermassen interessirten Herzog 



1) Vergl. z. B. Relation des Hessen -Casseler Gesandten v. 9. Juni 
1718. 

2) Von Hagen berichtete unter'm 23. Juni 1718 nach Cassel: »Der 
ChurSächsische Coinitial-Gesandte von Gersdorff beklagte sothane un- 
glückliche Situation des negotii zum Höchsten und bath mich vor einigen 
Tagen gar inständig, Ihm doch meine gedancken vertraulich zu eröffnen, 
ob dann gantz kein mittel mehr übrig, wo nicht in totum, doch wenigstens 
in tantum die continuation des Chur-Sächssischen Directorii noch in etwas 
zu behaupten«. 
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von Sachsen-Weimar das Ersuchen, in diesem Sinne die Rolle 
eines Vermittlers zu spielen. In der That erliess derselbe Ende 
Juni, also nachdem das im folgenden §. zu besprechende 
Englische Circularschreiben längst ergangen war, ein Circular- 
schreiben l ) an eine Reihe evangelischer Stände , in welchem 
er besonders die »nachtheiligen Suiten« hervorhob, welche dem 
evangelischen Wesen im Reiche überhaupt und in Sachsen 
insbesondere erwachsen würden, wenn man dabei beharren 
wollte, Kursachsen aus seiner bisherigen Stellung zu verdrängen 
und es so gewissermassen zwänge, sich völlig zur katholischen 
Partei zu schlagen. 

§. 6. 
Neues Englisches Circularschreiben und dessen Wirkungen. 

Stellung des Königs von Preüssen. 

Es ist in §. 3. bereits angeführt, dass v. Bernstorff in 
London Bonet gegenüber nach langem Zögern sich mit einem 
Male bereit erklärt hatte, ein Preussisches Directorium anzu- 
erkennen und demgemäss dem Kurbraunschweiger Gesandten 
zu Regensburg die bezügliche Instruktion zu ertheilen. Welche 
Bedeutung jedoch dieser Erklärung beizumessen sei, sollte nur 
zu bald klar werden. Denn diese sehnlichst erwartete Instruktion 
blieb nicht nur aus, sondern im Gegen theil betonte v.Wriesberg 
bald nach dem Beschluss vom 20. Mai schärfer denn je den 
stets verfochtenen Satz, dass dem gesammten Corpus das Recht 
zugestanden werden müsse, an Stelle von Kursachsen ein neues 
Directorium nach seinem Ermessen zu wählen. Er fügte zwar 
hinzu, dass sein König das Directorium Jedem, auf den die 



1) Vergl. Faber a. a. 0. XXXL, S. 752 ff. — Moser a. a. 0. X., 
S. 98 ff. — Theatrum Europaeura XXI. ad ann. 1718, S. 19 ff. — Dort 
wird als Datum des Schreibens angegeben der 29. Juni 1718. Doch ist 
das an den Landgrafen von Hessen -Cassel gerichtete Schreiben bereits, 
am 21. Juni 1718 abgegangen. 

Frantz, Kath. Direct. des Corpus Evang. g 
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Wahl fallen wurde, gern gönnen wolle, hob aber auch nach- 
drücklich hervor, dass derselbe sich von der Wahl auf keinen 
Fall ausschliessen lassen werde. Auf die an jedem Posttage 
wiederkehrenden Fragen v. Metternich's, ob er noch keinen 
Befehl habe, in der Directorialsache mit ihm gemeinschaftliche 
Schritte zu thun, erfolgte stets eine verneinende Antwort Und 
v. Bernstorff wusste allen von Bonet ihm gemachten Vor- 
würfen, »dass seine in dieser Sache gethanen Promessen schlecht 
erfüllt würdenc ') , mit allerhand nichtigen Einwänden zu be- 
gegnen, denen man nur zu deutlich anmerkte, wie es England 
lediglich darauf ankam , die Sache in die Länge zu ziehen, um 
Zeit zu gewinnen für die Realisirung der eigenen Projekte. 

So kam der Anfang Juni heran, ohne dass von irgend einer 
Seite ein Schritt vorwärts gethan wäre. Da mit einem Male 
traf bei einer Anzahl evangelischer Stände, darunter auch bei 
Preussen, ein Englisches Circularschreiben ein, durch welches 
die Sachlage mit einem Schlage eine völlig veränderte Gestalt 
erhielt. In diesem Schreiben 8 ) nämlich, welches datirt ist 

Kensington, den -y-^ — — 1718, wird unter Bezugnahme darauf, 

dass das Directorium dermalen bei Kursachsen nicht bleiben 
könne, vielmehr andere Vorkehrungen wegen dessen Verwal- 
tung getroffen werden müssten, die frühere Erklärung wieder- 
holt, dass »Wir Uns nicht mehr als einiger anderer Evange- 
lischer Stand berechtiget halten, auf solches Directorium 

praetension zu machen und lassen dem Gorpori Evangelico 

lediglich anheim gestellet seyn, wem es Krafft seines freyen 
Wahl-Rechts das Evangelische Directorium auftragen wolle«. 
Nun sei aber zu Regensburg von Einigen das Werk in öffent- 
lichen Schriften auf die Bahn gebracht, »dass Wir von der 
Concurrenz zur Wahl wegen Wieder-Bestellung des Evangelischen 



1) So lautete die ihm von Berlin im Rescript v. 21. Juni 1718 ge- 
wordene Anweisung. 

2) Vergl. Moser a. a. 0. S. 97 f. — Faber a. a. O. XXXI, S. 677 f. 
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Directorii sowohl aktive, als passive gar ausgeschlossen seyn 
solten« 1 ). Hierüber könne man nur die grösste Befremdung 
äussern und darum bitten, »Sie belieben zuRegenspurg darauf 
mit antragen zu lassen, dass man Uns hierunter Justiz erweisen 
und in nichts gehehlen solle, was dem entgegen etwa möchte 
intendiret werden*. 

Der Eindruck, den dieses Circularschreiben allenthalben 
machte , war ein gewaltiger und ganz geeignet, die gesunkenen 
Kursächsischen Hoffnungen neu zu beleben. Wurden doch 
durch dasselbe die fast bis zur Gewissheit gesteigerten Gerüchte 
von einer zwischen Preussen und England erfolgten Einigung 
auf das Unumstösslichste widerlegt. Wurde es doch dadurch 
zur Evidenz erwiesen, dass England auch ferner seine eigene 
Politik zu verfolgen und in dem Kampfe um das Directorium 
eine aktive Rolle zu spielen gedenke. Mit diesem Schreiben 
tritt der Wendepunkt in dem Directorialstreite ein, über dessen 
wenn auch vielleicht noch sehr in der Ferne liegenden Ausgang 
nunmehr kaum noch ein Zweifel obwalten konnte. Desshalb 
rief auch das Schreiben bei den evangelischen Ständen allge- 
mein ein Gefühl der Entmuthigung hervor. Es galt Allen als 
ausgemachte Thatsache, dass der König von England die ganz 
vereinzelt bestrittene Wahlfahigkeit lediglich als Vorwand 
benutzte, um sich als Gandidaten für das Directorium oder 
nötigenfalls für das Condirectorium desto besser präsentiren 
zu können; dass lediglich zu diesem Zwecke das Circular- 



1) Was diese Behauptung betrifft, so war allerdings unlängst zu 
Regensburg eine Schrift erschienen, »worinnenc, um mich der Worte des 
Principal» Commissars in der Relation v. 14. Juni 1718 zu bedienen, »der 
autor zu Brandenburg, favor zu behaubten suchet, dass der König in 
Engelland t an besagtem Directorio umb dess willen keinen Theil zu hoffen 
habe, wie die Englische Kirch davon er profession unter die in dem Reich 
recipirte religiones .... nicht könne gezehlet w erden c. Diese Schrift, 
welche mehrere andere pro et contra im Gefolge hatte, wurde ziemlich 
allgemein auf Rechnung des Brandenburger Gesandten gesetzt, der sich 
jedoch entschieden dagegen verwahrte, der Autor zu sein. 

8* 
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schreiben erlassen worden war. Wäre das Englische Circular- 
schreiben vor dem 20. Mai ergangen und bekannt geworden, 
so würde es wahrscheinlich zu jenem Beschlüsse überhaupt gar 
nicht gekommen sein. Denn jener Beschluss war gefasst worden 
in der Voraussetzung, dass Preussen und England Hand in 
Hand gingen; und in der That würde sich dem, was jene 
beiden Staaten beschlossen hätten, kaum einer der übrigen mit 
Erfolg haben widersetzen können. Nunmehr aber, wo die 
Divergenz der beiderseitigen Meinungen klar zu Tage lag, war 
jede Hoffnung auf eine baldige Beilegung des Directorialstreites 
geschwunden und die meisten evangelischen Stände begännen 
die Ueberzeugung zu gewinnen, dass es erspriesslicher sei, das 
bisherige Directorium fortbestehen zu lassen, als durch Partei- 
nahme in der Preussisch-Englischen Differenz Anlass zu weiteren 
Zerwürfhissen zu geben. Desshalb hörte man bald nach dem 
Bekanntwerden des Englischen Schreibens in Regensburg von 
verschiedenen Seiten Aeusserungen laut werden, welche die 
Eventualität einer Beibehaltung des Kursächsischen Directorii, 
sei es zunächst auch nur auf Lebenszeit des Kurfürsten, in's 
Auge fassten. Die Stimmung in Regensburg spiegelt sich einem 
Berichte des Hessen-Casseler Gesandten *) , wo es heisst : . . '. 
>dass das Corpus Evangelicum sich zwischen diese beyde puis- 
sante und egalement considerable pretendenten« [Preussen und 
England] »stecken und durch Sein freyes Wahlrecht dem einen 
das Directorium zu-, dem anderen absprechen, mithin per 
hanc viam den Streit decidiren solte, wird demselben wohl 
umb so weniger zuzumuthen seyn, alss solches vorhin ohne 
grosseste Collision und Zerreyssung des Corporis nimmer würde 
geschehen, noch zugehen können, und ist eben dieses der 
schwere Stein , woran man die vielen Monathe her vergeblich 
geweltzet, ohne dass man ihn gnugsahm beweglich machen, 
oder gar recht aus dem Wege räumen können«. Und von 
Metternich schreibt unter'm 4. Juli 1718 nach Berlin: . . . 



1) Relation v. 7. Juli 1718. 
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»Wie mir dann ein- und ander nicht verhalten, Man müsste 
seinen Principalen nicht ansinnen seyn, dass Er Sich zwischen 
zwei grosse Herren stecke, und eine Meinung erwähle, wodurch 
Er nothwendig einen derselben disgoutiren würde«. 

Wie man in Berlin den Inhalt des Englischen Circular- 
schreibens auffasste, erhellt am besten aus einem an v. Met- 
tern ich gerichteten Rescript vom 28. Juni 1718: . . . »Aus 
obged. K. Englischen Schreiben sehen Wir ganz klaar, wie es 
selbiger Hof in dieser Sache mit Uns meinet , und dass Er das 
Directorium vor sich praetendiren will, Wir werden Uns aber 
in Ewigkeit nicht davon ausschliessen lassen«. Gleichwohl aber 
gab man die Hoffnung nicht auf, noch in letzter Stunde eine 
Einigung mit England zu erzielen und dessen Zustimmung zu 
einem Brandenburger Directorium zu erlangen. Desshalb wurde 
Bonet zwar beauftragt, Bernstorff Vorwurfe wegen seiner 
Handlungsweise zu machen und ihm zu sagen: »Wir hätten 
.nicht vermuthet, dass man so mit uns umbgehen würde«. Im 
Uebrigen erhielt er jedoch aufs Neue die Instruktion, aus allen 
Kräften dahin zu wirken, dass ein Anschluss Englands an die 
Preussischen Intentionen herbeigeführt werde, wobei er schärfer 
denn je betonen sollte, dass Preussen dabei bleiben würde, sich 
Niemand vorziehen zu lassen 1 ). 

Unterdessen hatte der Kurfürst von Sachsen nicht gezögert, 
die mit einem Schlage wesentlich veränderte Stimmung zu 
seinen Gunsten auszubeuten. Es Hess desshalb durch v. Gers- 
dorff den auf ähnliche Weise wie am 20; Mai berufenen 
evangelischen Gesandten am 9. Juli 1718 einen neuen Vortrag 
halten. In demselben wurden die früheren Versicherungen 



1) So im Rescript vom 28. Juni 1718; ferner im Rescript v. 9. Juli 
1718, wo u. A. gesagt wird: »Wann Ihro K. M. in Engelland t mit Uns 
darüber d'accord seindt, So werden Wir die Wahl eines Neuen Directoris 
also lencken können, wie Wir es gut finden, Wenn Man aber der Sache 
nicht einig ist, sondern dass der eine den andern contrecarriret, So wirdt 
gewiss Niemandt, alss Chur-Sachsen , und die gantze katholische Partey 
im Reich, davon profitiren«. 
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wiederholt mit Anführung der Assekuration vom 6. Mai 1718 
und des inzwischen ergangenen Landtagsabschiedes d. d. Dresden, 
den 28. Mai 1718, auch Extracte aus älteren Landtagsabschieden 
und Religionsassekurationen vorgelegt, ohne dass jedoch in 
irgend einer Hinsicht ein sonderliches Zugeständniss gemacht 
oder gar die allseitig so dringend erwünschte Erklärung wegen 
des Simultanei abgegeben worden wäre. Schliesslich hob der 
Gesandte noch hervor, dass es auch fernerhin bei dem an den 
Herzog von Weissenfeis »mit und neben dem Evangelischen 
geheimen Consilio zu Dressden mit des gesammten Cor- 
poris Evangelicorum Zufridenheit gethanen Auftrag sein unge- 
ändertes Verbleiben haben solle« *). Auf viele der Anwesenden, 
so z. B. auf den Casseler Gesandten, machte der Vortrag aller- 
dings den Eindruck, als ob dessen Inhalt eben so wenig 
zureichend sei, wie die neuliche Assekuration und als ob Kur- 
sachsen sich von der Ausstellung der »so vielfältig desiderirten 
Special- Versicherung ratione Simultanei loss zu halftern suche«; 
indessen wurden doch auch schon bei der Berathung hierüber 
Stimmen laut, welche es offen aussprachen, dass, wenn das 
Kursachsische Votum evangelisch sei und bleibe, auch das 
evangelische Directorium bei Kursachsen bleiben könne. Jeden- 
falls spiegelte sich die veränderte Stimmung auch darin wieder, 
dass dem v. Gersdorff nicht wie am 20. Mai ein sofortiger 
Bescheid auf seinen Vortrag gegeben wurde, vielmehr die Ge- 
sandten seinem Wunsche gemäss erklärten, sie wollten ihren 
Herren Mittheilung machen und deren Instruktion abwarten. 

Der neue Kursächsische Vortrag war nicht gerade dazu 
angethan , um in Berlin sonderliche Befriedigung zu erwecken. 
Dazu kam, dass nach den Berichten Mettern ichs einige Ge- 
sandte Befehl erhalten hatten , zu einer von dem Kursächsischen 



1) Der zudem schriftlich überreichte Vortrag sammt Anlagen findet 
sich bei Faber, Staats-Cantzley , XXXI. S. 710 ff. — Vergl. ausserdem 
Moser, Staate -Recht, X. S. 95 ff. — Theatrum Europaeum XXI, ad 
ann. 1718, S. 20 f. 
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Gesandten etwa zu veranstaltenden Conferenz auf dessen Ansage 
zn erscheinen *)♦ Eine solche Conferenz zu verhüten , musste 
d$s erste Bestreben der Preussischen Regierung sein ; desshalb 
erhielt Metternich unter'm 16. Juli die strikte Anweisung, 
ihrem Zustandekommen auf alle Weise entgegenzuarbeiten 2 ). 
Im Uebrigen befand man sich zu Berlin in einer eigentümlichen 
Lage. Man hatte die Ueberzeugung , dass eine Weiterführung 
des Kursachsischen Directorii dem evangelischen Wesen nicht 
zum Heile gereichen werde, so lange nicht Friedrich August 
die unijmgänglich notwendigen Garantien geleistet hatte. Dazu 
aber war unter gegenwärtigen Verhältnissen nicht die geringste 
Aussicht. Desshalb konnte und wollte man in eine Prolongation 
von dessen Directorium nicht willigen. Andererseits aber 
mochte man sich einem Englischen Directorium auf keinen Fall 
unterordnen; und doch war jeden Tag zu befürchten, dass 
England einen Handstreich machen werde, um sich in den 
Besitz des Directorii zu setzen. Desshalb wurde die schon früher 
mehrfach ventilirte Frage etwa Mitte Juli 1?18 aufs Neue er- 
örtert, ob es nicht am Gerathensten sei, wenn Preussen den 
Englischen Intentionen dadurch zuvorzukommen suche, dass 
es ohne Weiteres durch seinen Gesandten in Regensburg zur 
Conferenz ansagen lasse und so faktisch sich in den Besitz des 
Directorii setze. Indessen kam man doch nach reiflicher Er- 
wägung zu dem Resultate, dass ein solcher Versuch nothwendig 
zu Ungunsten von Preussen ausfallen müsse und man alsdann 



1) Welche Gesandten dies waren, führt v. Metternich nicht an; 
doch wird man kaum irren, wenn man auf die Sächsischen Herzogtümer 
und die Brandenburger Fürstenthümer räth, die immer offener zu Kur- 
sachsen hinüberneigten. 

2) Im Rescript v. 16. Juli 1718 heisst es: »Sollte der Chur-Sächsiche 
einige Ansage den Evangelischen Gesandten zu thun sich unterfangen 
wollen, wie Er durch die Instructiones so verschiedene von denselben, 
laut Eures Berichts, desshalb erhalten, leicht darzu veranlasset werden 
mögte, So habt Ihr darauf nicht zu erscheinen, auch Euch zu bemühen, 
dass solches von andern eben wenig geschehen möge«. 
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damit der evangelischen Sache weit eher schaden, als nützen 
werde. Musste man sich doch sagen, dass nach der Infor- 
mation des Gesandten ausser Hessen-Gassel l ) , Mecklenburg 
und einigen kleinern Staaten [selbst Anhalt war unsicher] vor- 
aussichtlich nur Wenige die Conferenz besuchen und damit das 
Preussische Directorium anerkennen wurden 2 ). Aber auch, 



1) Der Landgraf von Hessen -Cassel war dem König von Preussen 
durch seinen Beistand in der Rheinfels'schen Exekutionssache ver- 
pflichtet und hatte desshalb auch Unterstützung der Preussischen 
Pläne wiederholt zugesagt. Indessen wagte er thatsachlich nicht, offen 
aufzutreten, wollte es vielmehr mit keiner der concurrirenden Mächte 
verderben. Unter diesem Gesichtspunkte erhielt der Comitialgesandte 
v. Ha gen "stets die Anweisung, äusserst vorsichtig zu operiren und mit 
seiner Meinung in Regensburg so viel als möglich zurückzuhalten. Bezeichnend 
ist daher u. A. eine Aeusserung desselben v. 23. Juni 1718: .... »Im- 
mittelst kan, was ich hierunter wohl bedächtig gethan, wenigstens über 
kurtz oder lang zum Zeugnüss dienen, dass Chur Sachsen den Verlust des 
Directorii Ew. Hochfürstlichen Durchlaucht nicht beyzumessen hat, sondern, 
wann es nur noch einige möglichkeit verstatten, und guten Rath gefolget 
werden wollen, Dieselbe solches dem' Churhause Sachsen gar gerne con- 
serviren helfen mögenc. Und im Casseler Rescript v. 23. Juli 1718 heisst 
es: ... . »zu Ihme des guten Vertrauens sind, er werde .... gleichwie 
bisshero, also auch inss Künftige diss negotium dergestalt zu tractiren 
beflissen sein, damit Wir keinerseits anstossen, noch Uns einig odium 
zuziehen mögenc. 

Bei einer solchen Politik Hessen-Cassels war wohl anzunehmen, dass 
es Preussen mit seinem Votum unterstützen würde, wenn es der Hälfe 
Englands und anderer Staaten sicher war; ob es aber auch auf Preussens 
Seite stehen würde, wenn dieses allein vorginge, konnte schon als zweifel- 
hafter erscheinen. 

2) Metternich hatte schon immer von einem derartigen Vorgehen 
abgerathen und rieth auch jetzt davon ab. Zugleich schickte er eine 
Uebersicht über die präsumtive Parteinahme der evangelischen Stände, 
welche im Auszuge hier folgen möge. 

Es werden darin die evangelischen Vota in V. Gassen eingetheilt: 
I. Classis: Diejenigen, so die Beibehaltung des Kursächsischen Directorii 
intendiren, praesupposito, dass der evangelischen Religion im Lande 
und sonsten dabei prospiciret werde: 

Sachsen -Altenburg, -Coburg, -Gotha, -Weimar, -Eisenach, 
Branden burg-Culmbach, -Ansbach, Würtemberg, Hessen-Darm- 
stadt, Henneberg, Mömpelgard. 
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wenn es gelungen wäre, die Majorität zu erwerben, so konnte 
es doch kaum einem Zweifel unterliegen, dass alsdann sofort 
England mit Kursachsen gemeinschaftliche Sache machen und 
beide vereint einem Preussischen Directorium entgegen wirken 
würden, so dass die unausbleibliche Folge eine noch grössere 
Zersplitterung sein würde. Desshalb zog man es vor, von 
diesem Projekte abzustehen oder doch vorläufig wenigstens dessen 
Realisirung noch hinauszuschieben. 

Dagegen wurde beschlossen, die Verhandlungen mit England 
vorläufig noch nicht abzubrechen l ) und wurde desshalb Bonet 
unter'm 23. Juli mit der entsprechenden Anweisung versehen. 
Das bezügliche Rescript ist in sehr ernstem Tone gehalten; es 
heisst darin u. A. : »Hieraus kan nun nichts anders entstehen, 
als dass, wenn der Königl. Englische Hof Seine hiebey ge- 
brauchende Mittel , das Directorium simpliciter, oder auf gewisse 
Masse an Sich zu bringen ferner trachten, auch Seiner Meinung 
nach darin reussiren solte, nicht nur Chur-Sachsen , sondern 
auch die Fürstl. Sächsische und Brandenburgische Häuser, auch 



IL Classis: Die vor Kurbraunschweig sein: 

Wolfenbüttel, Grubenhagen, Holstein-Glückstadt, Ratzeburg, 
Ostfriesland. 

III. Classis: Die vor Kurbrandenburg sind: 

Mecklenburg- Schwerin, -Güstrau, Hessen -Cassel, Schwerin, 
Hirschfeld, Nassau. 

IV. Classis: Abwesende. 

V. Classis : Die medii sind und hinter dem Berge halten oder sich ad 
majora referiren werden: 

Anhalt, Schwäbische und Wetterauische Grafen, Reichsstädte alle. 
»Bey der III. Classis ist zu notiren, dass diejenige so vor ChurBranden- 
burg portiret sind, sich gar leicht vor Sachssen erklähren dürften, wenn 
sie sähen, dass die Sächss. und Brandenb. Häuser dahin gehen, und sonsten 
inconvenienzen zu befahren«. 

1) Die Preussische Antwort auf das Englische Circularschreiben, 
welche unter'm 22. Juli 1718 erging, beschränkte sich darauf, die Be- 
hauptung, dass England von der Wahl ausgeschlossen werden solle, zu 
bestreiten, und vertheidigte im Uebrigen die im Preussischen Circular- 
schreiben v. 18. Januar 1718 ausgesprochenen Intentionen. • 
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Wir mit allen unseren Votis Uns von dem Evangelischen 
Corpore separiren werden, wodurch dan dieses Corpus eine 
solche miserable figur nothwendig erlangen müste, dass es 
nicht mehr ein Corpus Evangelicorum, sondern ein todter Cörper 
des vorigen Corporis Evangelici heissen könte. Ihr habt solches 

dem Herrn von Bernstorff woll vorzustellen« Im 

Zusammenhang damit erging unter demselben Datum an 
v. Metternich der wiederholte Befehl, er solle bei allen Ge- 
legenheiten den evangelischen Gesandten zu erkennen geben, 
»dass wenn man Uns des Directorii berauben wolte, Wir, und 
ohne zweifei auch alle Chur- und FürstL Sächsische Häuser, 
das Corpus evangelicum abandonniren würden, es mögte auch 
daraus entstehen was da wolte« . . . und dass Preussen sieb 
nimmermehr von einem Nachsitzenden dirigiren lassen werde, 
»es mögten auch daraus vor inconvenientien entstehen, wie sie 
woltenc >). 

§. 7. 

Projekt eines Englisch-Preussischen Directorii.. Widersprach 

Preussens. Vorgänge iß Begenshurg. 

Die entschiedene , ja drohende Sprache Preussen's verfehlte 
ihre Wirkung insofern nicht, als man siqji iij England dadurch 
doch etwas einschüchtern Hess und der früher zwar schon er- 
örterten, aber immerhin nur als blose Eventualität in's Auge 
gefassten Frage näher trat, ob es nicht am Zweckdienliphsten 
sei, das Directorium mit Preussen gemeinschaftlich zu fuhren. 
Denn man musste sich sagen , dass Preussen im Stande sei, 



1) In ähnlicher Weise spricht sich auch ein etwas späteres Rescript 
v. 20. August 1718 aus: »Wir wollen auch lieber aller connexion mit 
dem Corpore Evangelico renuneiiren und Uns vor Uns selbst, ohne assjstentz 
anderer Evangelischen Stände, bey dehnen in Sacris und deren dependenties 
habenden juribus inainteniren, alss Uns einen solchen tort thun, dass Wir 
von einem nachsitzenden in dem Corpore Pvangelico Uns dirigiren lassen 
solten«. 
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seine Drohungen zu verwirklichen und das beabsichtigte Eng- 
lisch-Braunschweiger Directorium illusorisch zu machen. Durch 
dergleichen Erwägungen veranlasst, kam man zu London in 
der That zu einem bejahenden Resultate und galt es nunmehr 
mit möglichster Klugheit zu operiren, um, bevor man sich mit 
Preussen in direkte Verhandlungen hierüber einliess, zunächst 
die Stimmung der evangelischen Stände zu sondiren und sie 
dem Projekte eines »duplex Directorium« geneigt zu machen. 
Mit dies«: schwierigen Aufgabe wurde der Kurbraunschweiger 
Gesandte zu Regensburg beauftragt. Derselbe trat in Folge 
dessen seit etwa Mitte Juli 1718 bald offener bald versteckter 
mit dem Vorschlage eines zweifachen Directorii an die übrigen 
Gesandten heran und unterliess es namentlich auch nicht, dem 
Brandenburger Gesandten hierauf bezügliche Andeutungen zu 
machen. 

Zu gleichem Behufe, dem Englischen Plane Eingang zu 
verschaffen, sollte auch eine im Laufe des August zu Regens- 
burg in Umlauf gesetzte Schrift dienen: »Beweg -Ursachen, 
warum des Corporis Evangelicorum Interesse seye, ein zwey- 
faches Directorium wieder zu constituiren« *). In diesem Aufsatz, 
mit welchem der Reigen der Streitschriften aufs Neue eröffnet 
wurde 2 ), wird in der bekannten weitläufigen Weise unter 
XVI Nummern auseinandergesetzt , dass es nach »reiffen Err 
wägungen« am Gerathensten erscheine, »ein zweyfaches 
Directorium, und zwar denen Vorsitzenden und Mächtigsten 
beyden Herren Churfürsten zu Brandenburg und Braunschweig 
conjunctim dergestalt aufzutragen, dass sie solches alternando 
führen möchten«. 

Der Englische Vorschlag fand bei einer ziemlichen Anzahl 
evangelischer Stände Anklang, namentlich bei solchen, die 



1) Paber a. a. 0. XXXIIT, S. 473 ff. — Moser a. a. 0. S. 122 ff. 

2) Als unmittelbare Erwiderung erschienen »Einige general dubia 
bey dem in Vorschlag gekommenen zwiefachen Directorio Evangelicorum«. 
Ihnen schlössen sich bald zahlreiche weitere Schriften pro et contra an. 
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nicht für eine Prolongation des Kursächsischen Directörii incli- 
nirten. Erschien ihnen derselbe doch als ein Mittel, um den 
zu besorgenden weiteren Zerwürfnissen vorzubeugen und waren 
sie doch überzeugt, dass mit einer Realisirung desselben die 
Sorge für das evangelische Wesen in die besten Hände über- 
gehen werde. 

Dagegen stiess der Vorschlag in Berlin, wohin v. Met- 
ternich alsbald über denselben berichtet hatte, auf den ent- 
schiedensten Widerspruch. Schon unter'm 19. Juli 1718 erging 
ein Rescript nach Regensburg, worin es heisst: »Da Wir nun 
bishehr, wan Chur-Sachsen abwesendt, oder behindert gewesen, 
das Directorium unter den Evangelischen Ständen allein exerciret, 
und solch Directorium in dergleichen Fällen mit Niemanden 
partagiret haben , So seindt Wir es auch vor's künftige zu thun 
und mit andern deshalb zu alterniren gar nicht gemeinet«. 
Und im Rescript vom 6. August 1718 wird gesagt: . . . »Ihr 
habt Euch aber deshalb nicht einzulassen, sondern dabey zu 
bleiben , dass wan Chur-Sachsen das Evangelische Directorium 
nicht behalten könte, solches von Niemanden anders alss von 
Uns verwaltet werden müste«. Noch deutlicher endlich spricht 
sich ein späteres Rescript vom 13. September 1718 aus: 
»Gleichwie Wir aber dieses Directorium pure et simpliciter vor 
Uns allein zu praetendiren vollenkommen berechtiget sind, also 
werden Wir Uns auch wegen der dabey von andern intendi- 
renden Conjunctive oder Alternative mit Niemanden einlassen, 
mag es auch gehen wie es will«. 

Bei einer solchen ablehnenden Haltung Preussens, welche 
dessen Gesandter zu Regensburg in das gehörige Licht zu setzen 
nicht versäumte, konnte man zu London kaum im Zweifel 
darüber bleiben , dass der Realisirung des Projektes die unüber- 
windlichsten Schwierigkeiten entgegenstehen würden. Der 
Braunschweiger Gesandte setzte zwar seine Bemühungen zu 
Regensburg fort ; im Uebrigen aber unterliess man es, mit einer 
direkten Frage an die Preussische Regierung heranzutreten, 
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abgesehen von einigen leisen Andeutungen an Bon et, aufweiche 
dieser in der entsprechenden Weise zu antworten wusste. 

Andererseits scheiterten auch die Bemühungen Bonets in 
London an der nicht zu bewältigenden Opposition Bemstorffs, 
der auf alle Vorstellungen und Vorwürfe immer nur mit neuen 
Ausflüchten *) zu antworten wusste und sich auch nicht zu dem 
geringsten Zugeständniss bewegen Hess. Das dauerte bis Ende 
Oktober 1718, wo endlich in Berlin die Ueberzeugung sich 
aufzudrängen begann, dass man auf diesem Wege keinerlei 
Resultate erzielen werde und daher an Bon et die Weisung 
erging, wegen des evangelischen Directorii nicht weiter in 
Bernstorff zu dringen 2 ). 

Bevor wir uns zu den anderweiten von Preussen getroffenen 
Massregeln wenden, ist es erforderlich, die Vorgänge in Regens- 
burg noch einer kurzen Betrachtung zu unterziehen. Dort 
verhielt man sich im Ganzen ziemlich passiv; man wollte eben 
abwarten, zu welchem Ergebniss die, wie man annehmen zu 
dürfen glaubte, noch nicht abgebrochenen Preussisch-Englischen 
Verhandlungen fähren würden, und diesen beiden Staaten die 
Initiative überlassen. Trugen sich doch viele Stände, welche 
gegen eine Weiterführung des bisherigen Directorii waren, trotz 
der entgegengesetzten Versicherungen v. Metternichs, mit 
der Hoffnung, der Vorschlag eines doppelten Directorii werde 
noch in letzter Stunde bei Preussen Eingang finden. Zu einer 
gemeinschaftlichen Erklärung auf den letzten Vortrag des 
Kursächsischen Gesandten vom 9. Juli war es unter solchen 
Umständen, auch nach allseitig eingetroffener Instruktion, nicht 
gekommen. 

Dagegen trat gegen Ende August das schon früher auf- 
getauchte Gerücht, Friedrich August wolle sich zum 



1) Auch der Einwand, dass auf Preussischen Einfluss hin England 
die Wählbarkeit streitig gemacht werde, wurde wiederum vorgeschoben. 

2) In dem Rescript v. 28. October 1718 wird Bon et darauf auf- 
merksam gemacht, dass die dortigen Minister sich über ihn beschwerten, 
dass er sie in der Directorialsache zu sehr »fatiguirete«. 
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Administrator des Stiftes Naumburg postuliren lassen, mit er- 
neuter Heftigkeit auf. Dasselbe gab wohl zu lebhaften Erörte- 
rungen Anlass, trug auch dazu bei, das noch keineswegs 
geschwundene Misstrauen gegen die Kursächsischen Absichten 
neu zu beleben; im Uebrigen aber vermochte es keineswegs 
die evangelischen Gesandten, die zudem durch ihre Instruktion 
gebunden waren, hinsichtlich des Directorii der bisherigen 
Unthätigkeit zu entreissen. Höchstens dass der eine oder andere 
Gesandte dem v. Gersdorff schüchtern anzudeuten wagte, ehe 
die Angelegenheit wegen Administration des Stifts Naumburg 
nicht geordnet sei, könne das Corpus Evangelicorum wegen 
Beibehaltung des Kursächsischen Directorii nichts resolviren. 

In diesem Zustande trat auch keine Aenderung ein , als v. 
Gersdorff Ende September Gelegenheit nahm, den evangelischen 
Gesandten ein bereits unter'm 22. August an ihn ergangenes 
Rescript mitzutheilen, inhaltlich dessen der Kurfürst endlich 
die längst ersehnte Erklärung das Simultaneum betreffend 
abgab. Es heisst darin: ... »Dass Ihr gewiss versichern könnet, 
es seye das Simultaneum in Unserm Ghurfürstenthum , und in 
demselben incorporirten Landen nicht eingeführet, noch auf 
das Täpis kommen, selbiges einzuführen , und würden Wir 
alles ferner in statu quo, ohne einige Veränderung beständig 
zu erhalten, nicht ermangeln« l ). Die Gesandten nahmen diese 
Erklärung zwar dankend entgegen, unterliessen es aber, darauf 
irgend etwas Bestimmtes zu erwidern. 

§.8. 
Verhandlungen zwischen Preussen und Kursachsen. Neue 

Schritte des Kurfürsten von Sachsen. 

Schon geraume Zeit vor Einstellung der Verhandlungen mit 
England hatte man zu Berlin, wo man das Resultat derselben 



1) Das Rescript findet sich bei Faber a. a. 0. XXXIII. S. 471 f. - 
Vergl. auch Theatnim Europaeum, XXI. ad ann. 1718, S. 21 f. 
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voraussah und wohl wusste, dass eine längere Dauer des be- 
stehenden Zustandes auf keinen Fall von guten Folgen sein 
könne, den Gedanken lebhaft ventilirt, ob es nicht gerathener 
sei, in eine Weiterführung des Sächsischen Directorii zu willigen, 
vorausgesetzt, dass Sachsen die nöthigen Garantien biete und 
zugleich sich dazu verstehe, dem König von Preussen zur 
Verhütung aller etwa noch möglichen Uebergriffe einen gewissen 
Antheil an der Handhabung des Directorii einzuräumen, viel- 
leicht geradezu in Form eines Condirectorii. Mit dem allmäh- 
lichen Schwinden der Hoffnung auf eine Einigung mit England 
machte man sich mit diesem Gedanken immer mehr vertraut. 
Dazu kam, dass im September 1718 geradezu ein auf ein 
Preussisches Condirectorium gerichteter Vorschlag von dem 
Herzog von Sachsen -Meiningen in Berlin gemacht wurde 1 ). 
Auch der Kursächsische Gesandte in Regensburg unterliess es 
nicht, mit allerhand Vorschlägen an Metter nich heranzutreten 
und demselben insbesondere zu versichern, dass sein Herr sich 
zu Zugeständnissen bereit finden lassen werde, sofern Preussen 
von seiner bisherigen Opposition abstehen und mit ihm in Ver- 
handlung treten wolle. So kam es, dass am 8. October 1718 
von Berlin ein Rescript an den Gesandten zu Regensburg ab- 
ging , in welchem derselbe aufgefordert wurde, sich zu äussern 
über die eventuell in'» Auge gefasste Prolongation des Kur- 
sächsischen Directorii, mit dem Zusätze: »Es ist aber doch 
damit noch nicht genug, sondern Wir müsten auch neben 



1) Es heisst im Rescript v. 27. September 1718 nach Regensburg: 
»Der jetzo hier anwesende Fürstl. Sachsen -Meinungische Geh. Rath 
y. Die mar hat per Discursum angefraget, ob nicht die Sache dergestalt 
einzurichten, dass das Directorium zwar bei dem Churhause Sachsen 
bleibe, Wir aber pro Condirectore angenommen würden, und zwar auf 
die Weise, dass ChurSachsen ohne Uns keinen actum Directorii exerciren 
könte, sondern aUes conjunctim mit Uns thuen müste«. — Mit Rücksicht 
auf den sonstigen Inhalt dieses Vorschlags darf man es wohl als ziemlich 
sicher annehmen, dass derselbe nicht im Auftrage von Kursachsen ge- 
macht wurde. 
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ChurSachsen das Directorium mit zu respiciren haben, damit 
über solche conditiones desto besser gehalten werde, und Wir 
darauf sehen , auch allenfalls , wenn Man an ChurSächsischer 
Seite daran manquiren solte, es suppliren können. Ihr habt 
Euch aber dieser wegen noch zu nichts positives gegen Churr 
Sachsen zu engagiren, Wir consideriren dieses expediens, alss 
ein pis aller, wan Wir nemblich, wegen des Königl. Englischen 
Hoffes starcken Opposition, zu dem Directorio nicht allein ge- 
langen könten, Dan hoc casu mus Man doch nothwendig dar- 
auf bedacht seyn, wie sonst die Sache am besten einzurichten«. 

Der Gesandte erklärte sich zwar unter den obwaltenden 
Verhältnissen für eine bedingte Weiterführung des Kursächsischen 
Directorii *) , rieth jedoch entschieden ab , dass Preussen sich 
auf ein Gondirectorium einlasse. Er stellte vor , wie ungünstig 
es beurtheilt werden würde, wenn der König von Preussen 
lieber einen katholischen Director neben sich leiden wollte, als 
einen evangelischen. Doch Hesse sich ja versuchen, was mit 
Kursachsen etwa in der Stille hierüber abgeredet werden könnte. 
Zudem würde Kursachsen überhaupt wohl schwerlich auf ein 
formales Condirectorium eingehen; sondern Alles, wozu es sich 
etwa verstehen dürfte, möchte darin bestehen, dass es seinen 
Regensburger Gesandten anwiese, mit dem Preussischen Ge- 
sandten super proponendis Gommunikation zu pflegen. Selbst 
dieses Zugeständniss aber würde es kaum öffentlich oder in 
Form eines ausdrücklichen Vertrages machen. 

Wohl mit aus Veranlassung dieses Metternich'schen Gut- 
achtens, hauptsächlich aber weil die Kursächsische Regierung 
trotz der entgegengesetzten Versicherungen ihres Comitialge- 
sandten, nicht im Entferntesten daran dachte, jetzt wo Alles 
zu ihren Gunsten auszufallen versprach, Preussen irgend welche 
Zugeständnisse zu machen, blieb die Angelegenheit vorläufig 
unberührt. Es ist nicht ersichtlich, dass, abgesehen von einigen 
wenig bedeuten wollenden Besprechungen der beiderseitigen 



1) In der Relation v. 17. October 1718. 
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Comitialgesandten zwischen Preussen und Sachsen bis zum 
Mai des folgenden Jahres irgend welche ernstlich gemeinte Ver- 
handlungen über Errichtung eines Condirectorii gepflogen 
worden wären ! ). Eben so wenig wurden aber auch von Berlin 
aus sonstige Schritte zur Erledigung der Directorialangelegenheit 
gethan; vielmehr begann dieselbe nunmehr allmählich in den 
Hintergrund zu treten. 

Aber auch zu Regensburg fand in keinerlei Weise eine 
Förderung statt. Metternich berichtet zwar bis zum Dezember 
gelegentlich, dass der Kurbraunschweiger Gesandte immer noch 
Versuche mache, um die Majorität für eine, sei es auch nur 
theilweise Uebertragung des Directorii an seinen Herrn zu er- 
langen 2 ); zugleich spricht er jedoch auch die Ueberzeugung 
von der Erfolglosigkeit dieser Bemühungen aus. Von Seiten 
der übrigen Gesandten wurde ebenfalls nicht der geringste 
Schritt gethan, um eine Erledigung herbeizuführen. Der 
Directorialstreit war eben in das Stadium der Verschleppung 
eingetreten. Doch war wenigstens so viel klar, dass die allgemeine 
Ansicht immer mehr zu einer Beibehaltung des Kursächsischen 
Directorii inclinirte. Gaben doch Einige nicht undeutlich zu 
verstehen, dass, »wann der König das Stift [Naumburg] restituirte, 



1) In die letzten Monate des Jahres 1718 fällt die bekannte Kl de- 
ment' sehe Affaire, die nicht unerheblich dazu beitrug, die zwischen 
beiden Höfen bestehende Spannung nur noch zu vergrößern. Ueber 
Eisernen t, der es meisterhaft verstanden hatte, die Preussische Regierung 
durch Mittheilungen über angebliche, gegen die Person des Königs ge- 
richtete Conspirationen zu täuschen, aber schliesslich im Dezember 1718 
als Betrüger entlarvt wurde, vgl. Droysen, Geschichte der Preussischen 
Politik, IV. 2, S. 229 ff. 

2) Unter 'm 24. October 1718 berichtet Metternich sehr entrüstet 
nach Berlin, er könne die Mittel nicht gebrauchen, die der Kurbraun- 
schweiger Gesandte anwende, um seine Partei zu verstärken: »Dann die 
gemeine Rede ist, dass er Geld ausbiethe, oder, wie es hier heisset, die 
rössel wolle laufen lassen«. Doch werde ihm das nicht viel nützen, da 
er die Sächsischen und Brandenburger Häuser doch nicht gewinnen 
könne. 

Fr&ntz, Kath. Direct. des Corpua Eräug. 9 
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und etwa wohl gar dabey die Continuation des Directorii be- 
dingete, derselbe gewonnene Sache haben würde« 1 ). 

Anfang Januar 1719 trat ein fürPreussen sehr bedeutungs- 
volles Ereigniss ein: die Wiener Allianz zwischen dem Kaiser 
und den Königen von England und Polen 2 ). Dieselbe gab sich 
zwar aus als Defensivallianz; im Grunde aber war sie gegen 
Preussen gerichtet und bezweckte nichts Anderes, als Preussen 
zu demüthigen und niederzuschmettern, falls dieses wagen 
sollte, die Pläne der Verbündeten zu kreuzen. Enthielt nun 
dieser Allianzvertrag auch nichts direkt auf das Directorium der 
Evangelischen Bezügliches, so Hess sich doch soviel aus dem- 
selben abnehmen, dass die durch ihn bewirkte Verbindung von 
England und Sachsen-Polen voraussichtlich auch bald zu einem 
Handinhandgehen hinsichtlich des Regensburger Directorial- 
streites führen werde. Zugleich wurde dadurch die feindselige 
Stimmung Englands gegen Preussen aufs Neue zur Evidenz 
bekundet. 

Wenn die Preussische Regierung einer ihr von Dresden 
gegebenen Anregung Folge leistete und durch ihren Gesandten 
in Dresden, von Posadoffsky, die Verhandlungen über das 
Directorium der evangelischen Stände wieder aufnehmen Hess, 
so geschah das offenbar in der Absicht, das zu befürchtende 
Einverständnis zwischen England und Kursachsen zu vereiteln. 
Denn im Uebrigen war der Zeitpunkt zu Verhandlungen mit 
Kursachsen nichts weniger als günstig gewählt. Der Kurfürst 
von Sachsen, im Vertrauen auf seine mächtigen Alliirten, erging 
sich in den grössten Hoffnungen und hielt sich für den Herrn 
der Situation. Wenn er daher die Directorialfrage nochmals 
zur Sprache gebracht wissen wollte, so that er es lediglich 
darum , weil er eine endgültige Erledigung zu seinen Gunsten 
mit Bestimmtheit erwartete, weil er des Sieges von vornherein 



1) Metternich's Relation vom 10. November 1718. 

2) Vergi. Droysen, Geschichte der Preussischen Politik, IV. % 
S. 247 ff. 
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gewiss war. Freilich war Preussen nicht geneigt, ihm diesen 
Sieg ohne Weiteres zuzugestehen. 

Unter'm 13. Mai 1719 erging ein Preussisches Rescript an 
von P o s a d o f f s k y, worin die Bereitwilligkeit ausgesprochen wird, 
die Sache wegen des Directorü auf eine »raisonable Arte mit 
Kursachsen auszumachen, freilich mit dem Hinzufügen: »Es 
kan aber solch Directorium unmöglich allein in Catholischen 
Händen bleiben , sondern es mus damit nothwendig gleichwohl 
einige modifikation zum besten der Evangelischen Religion ge- 
troffen werden.« Auf dieser Grundlage sollte Posadoffsky mit 
den dortigen Ministern verhandeln und sich von diesen einen 
befriedigenden Ausweg vorschlagen lassen 1 ). Die Antwort 
Posadoffsky' s war wenig zufriedenstellend. Unterm 29. Mai 
berichtete derselbe, dass er zur Zeit aus den Gonversationen 
mit den Dresdener Ministern noch nicht habe spüren können, 
dass man sich mit Preussen verstehe. In der Relation vom 
5. Juni aber führt er an, dass er die Kursächsischen Minister 
über keinen Punkt so sensibel gefunden habev als gerade über 
diesen; im Uebrigen fügt er hinzu: »Inzwischen könnte die 
Sache dem Evangelischen Wesen zum Besten anjetzo wohl ge- 
fasset, auch allenfalls unter gewissen reservatis dergestallt modi- 
ficiret werden, damit alle Gefahr und Besorgniss abgewendet 
bliebe, wenn nur Ew. K. M. Sich darüber undt worauf die 
Sache eigentlich ankommen solle, je eher je lieber zu expliciren 
geruhen möchten.c 

Den fortgesetzten Bemühungen Posadoffsky's gelang es 
wenigstens insofern einen kleinen Erfolg zu erzielen, als er am 
23. Juni in die Lage kam, nach Berlin berichten zu können, 
dass der Kanzler Graf von W e r t h e r ihm gegenüber die Ansicht 
ausgesprochen habe, wie dem evangelischen Wesen im Reich 
dadurch genügend prospicirt werde, wenn der König von 
Polen durch seinen Gesandten dem Corpus Evangelicorum die 



1) Gleichzeitig sollte Posadoffsky auch die immer noch schwebenden 
Unterhandlungen wegen des Kreisdirectorii führen. 

9* 
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nochmalige Versicherung geben Hesse, dass er in Religions- 
sachen niemals etwas ändern, das Directorium zu Regensburg 
aber durch seine evangelischen Minister fuhren lassen und 
dabei der evangelischen Stände Erinnerungen jederzeit willig 
annehftien würde. Ueberdies könne er sich ja insbesondere 
gegen den König von Preussen verbindlich machen, in allen vor- 
kommenden Directorialsachen »mit demselben vertraulich zu 
communiciren , welches als ein Analogon von einem Condirec- 
torio sein sollte.« Auf diesen Vorschlag, der zudem noch nicht ein- 
mal die Billigung des gesammten Ministerii erfahren hatte, 
wollte man in Berlin nicht eingehen 1 ), hielt vielmehr an der 
Forderung des Condirectorii fest 8 ). In Dresden hinwiederum 
war man auf keinen Fall geneigt, ein solches förmliches Con- 
directorium zu bewilligen, ja überhaupt nur erhebliche 
Zugeständnisse zu machen, und so zerschlugen sich denn 
sehr bald die Verhandlungen. 

Es kann das Scheitern dieser Verhandlungen nicht als ein 
sonderlicher Nachtheil für die evangelische Sache bezeichnet 
werden. Denn selbst wenn damals eine äusserliche Einigung 
zwischen Preussen und Kursachsen zu Stande gekommen wäre, 



1) Es geschah dieses trotz des Abrathens Metternich's; derselbe 
war zur gutachtlichen Aeusserung aufgefordert worden und hatte sieh 
mit Rücksicht auf die ungünstigen Zeitverhältnisse abermals ganz ent- 
schieden gegen den Plan seiner Regierung und für Beibehaltung des 
bisherigen Directorii ausgesprochen, sofern dieses nur unter irgendwie 
annehmbaren Bedingungen geschehen könne. Er sagt in der Relation 
vom 20. Juni 1719: . . . . »Wie nun, bey solcher Beschaffenheit, das 
Directorium von ChurSachsen noch zur Zeit, und so lange dessen Ge- 
sandter bey dem Evangelischen Corpore ist, entwendet werden könne, 
begreife ich an meinem allergeringsten Orthe nicht«. Er hebt hervor, 
dass es der heimliche Wunsch aller evangelischen Stände sei, die Braun- 
schweiger Häuser ausgenommen, Kursachsen »certis conditionibus und 
bis sich weiter etwas Nachtheiliges äusserte« bei dem Directorio zu lassen. 

2) Das Rescript v. 11. Juli 1719 spricht aus: »Wehre es dahin in 
bringen, dass Wir dem Sächsischen Directorio als Condirector beygefäget 
würden, so würde es woll vor das Evangelische Wesen im Reich am 
sichersten und convenablesten seyn«. 
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so würde dieselbe doch immer nur einen rein formellen 
Charakter getragen haben und, ganz abgesehen von der präsum- 
tiv feindlichen Stellung Englands, durch nicht ausbleibende 
Zerwürfhisse zwischen den beiden Directoren bald wieder auf- 
gehoben worden sein, um einem noch unerträglicheren Zustande 
Platz zu machen. Immerhin aber war es doch höchst betrü- 
bend, dass dadurch die Erledigung des Directorialstreites 
wiederum in weite Ferne gerückt wurde. Es war damit allem 
Anscheine nach vorläufig jede Aussicht abgeschnitten, dass das 
Corpus Evangelicorum, dessen Thätigkeit mit dem Beginne des 
Directorialstreites so gut wie ganz brach gelegt worden war, 
in Kürze wieder werde zur Aktivität gelangen können. Und 
doch war ein kräftiges Auftreten desselben so sehr zu wünschen! 
War es doch mit eine Folge der Wiener Allianz, wenn seit dem 
Abschluss derselben fast allenthalben auf katholischer Seite ein 
Vorgehen gegen die evangelische Kirche sich bemerkbar machte, 
wenn der Gegensatz zu den ketzerischen Protestanten auf das 
Schroffste betont wurde. Insbesondere zeigte sich diese Er- 
scheinung in der Pfalz, wo die Unterdrückung und Verfolgung 
der Evangelischen die ausgedehntesten Dimensionen annahm 
und zu den bittersten Religionsbeschwerden Anlass gab *). Es 
darf daher nicht Wunder nehmen, wenn man zu Regensburg 
die Zerfahrenheit des Corpus Evangelicorum tief beklagte, ge- 
rade zu einer Zeit, wo dessen Einschreiten so höchst notwen- 
dig gewesen wäre. Zugleich aber befestigte sich damit die 
schon früher gewonnene Ueberzeugung immer mehr und mehr, 
dass es besser sei, das Kursächsische Directorium anzuerkennen, 
als noch ferner in der bisherigen Unthätigkeit zu verharren 
nud der schrankenlosen Willkür der katholischen Partei macht- 
los gegenüber zu stehen. Zwar fehlte es nicht an den ver- 
schiedensten Vorschlägen, wie dem Corpus Evangelicorum mit 
Umgehung einer definitiven Entscheidung wieder zu einer in- 



1) Vergl. Droysen a. a. 0. S. 255 f. S. 285 f. 
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terimistischen Thätigkeit zu verhelfen sei 1 ); aber diese Vor- 
schläge erwiesen sich als theoretische Abstraktionen, deren 
praktische Durchfuhrung bei der mangelnden Einigkeit gerade 
der mächtigsten Stände nicht denkbar war. So verstrich der 
Sommer, ohne dass sich die Thätigkeit der Regensburger Ge- 
sandten anders als in frommen Wünschen und in" der Auf- 
stellung unausführbarer Projekte geäussert hätte. 

Aber auch die Preussische Regierung, so sehr sie bemüht 
war, den vielfach gerügten Religionsbedrückungen nach besten 
Kräften Abhülfe zu schaffen, war bis zum Herbst 1719 nicht 
in der Lage, irgend welche Vorkehrungen zur Beseitigung des 
Directorialstreites zu treffen; sie hätte denn das Directorium 
dem in Siegesgewissheit triumphirenden Kurfürsten von Sachsen 
ohne Umschweife zugestehen müssen; nach dem Vorausge- 
gangenen aber konnte und wollte sie das nicht. 

Inzwischen hatte sich das Verhältniss zwischen England 
und Preussen zu einem erträglicheren gestaltet; England«hatte 
seit Mai 1719 unverkennbare Zeichen einer Annäherung ge- 
geben und wenn man sich auch zu Berlin über dessen eigent- 
liche Gesinnung nicht täuschen liess, so war man doch gern 
bereit, freundschaftlichere Beziehungen mit demselben anzu- 
knüpfen. Desshalb gelang es den Bemühungen des Mitte Mai 
nach Berlin gesandten Lord Withworth ohne grosse Schwierig- 
keit, schon im August einen Allianzvertrag zu Stande zu bringen 2 ), 
dessen näherer Inhalt sich der vorliegenden Darstellung entzieht. 
Indessen und obwohl derselbe keine auf das Directorium der 



1) So fand namentlich ein Vorschlag vielen Anklang, wonach »man 
anf eine Zeit lang das Directorium quiesciren lassen, hingegen per Coo- 
clusum Corporis feste stellen solle, dass unterdessen primus in ordine, es 
seye, Wer es wolle, jedoch abstrahendo a qualitate directoriali , nee sab 
hoc nomine, Was vorzubringen, proponiren und die ExpediÜones darauf 
abfassen möge«. — Relationen des Hessen -Gasseier Comitialgesandteo 
v. 17. April und 3. August 1719. 

2) Vergl. Droysen a. a. 0. S. 260 ff. 
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evangelischen Stände bezüglichen Vereinbarungen enthält 1 ) 
musste er doch wenigstens erwähnt werden, weil er den Haupt- 
anlass gab für die im folgenden § zu erörternden Preussisch- 
Englischen Verhandlungen. Zuvor muss jedoch eines von Kur- 
sachsen unternommenen Schrittes gedacht werden. 

In Erwägung, dass die von Tag zu Tag sich häufenden 
Religionsbeschwerden bei den evangelischen Ständen den 
Wunsch nach einer endlichen Beseitigung der Zwistigkeiten bis 
zum höchsten Grade gesteigert hatten, hielt man zu Dresden 
den günstigen Zeitpunkt für gekommen, um nochmals mit dem 
Verlangen nach Wiederherstellung des Kursächsischen Directorii 
an dieselben heranzutreten. Desshalb erging, nachdem der 
Comitialgesandte zu Regensburg das Terrain zur Genüge son- 
dirt und für günstig befunden hatte, unter'm 2. October 1719 
von Seiten der evangelischen Geheimen Räthe zu Dresden ein 
gleichlautendes Schreiben 3 ) an eine Anzahl evangelischer 
Stände, u. A. an Dänemark, Anhalt und Hessen-Gassel. In 
diesem Schreiben wurde unter dem Hinweis darauf, dass die 
traurige Lage der Evangelischen an verschiedenen Orten 
Deutschlands eine Wiederherstellung der Zusammenkünfte 
dringend erheische, den einzelnen Ständen die Bitte ausge- 
sprochen, ihre Gesandten zu instruiren, dass sie bei den vom 



1) In Regensburg war allerdings das Gerücht verbreitet, dass in 
dem Vertrage sich auch Bestimmungen über das evangelische Directorium 
befänden. 

2) An die Könige von Preussen und England richteten die Kursächsischen 
Geheimen Räthe unter'm 12. October 17 IQ die Bitte: »Sie wollen die 
Wiederherstellung des guten Vernehmens bey dem Gorpore Evangelicorum 
und der Activität des Chur-Sächssischen Directorii als eine unumgängliche 
und das Gewissen berührende Sache ansehen« und demgemäss Ihren 
Comitialgesandten instruiren, dass er den anzustellenden Berathungen 
beiwohne: »weil dieses Votum doch in alle Wege Evangelisch ist und 
bleibet, die Religions- und Kirchen-Sachen auch allein uns denen Evan- 
gelischen Geheimen Räthen sub perpetua Commissione anvertrauet sind, 
und es an keinem Fleiss und der schuldigen Gebühr, unter Gottes Seegen, 
nie ermangeln wird«. 
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Kursächsischen Gesandten demnächst zu veranstaltenden Con- 
ferenzen erscheinen möchten; zugleich wurde damit das Er- 
suchen verbunden, an die Könige von England und Preussen, 
auf die es vornehmlich ankomme, zu schreiben und sie unter 
Hinweis auf die zwingende Nothwendigkeit zu einer gleichen 
Instruktion zu vermögen *). 

Noch hatte dieses Schreiben wegen Kürze der Zeit seine 
Wirkungen nicht allenthalben äussern können, als die evange- 
lischen Gesandten in Regensburg sich zu einem Schritte einigten, 
über dessen rasches Eintreten man in Dresden selbst trotz der 
kühnsten Hoffnungen einigermassen erstaunt war. Um den 
immer zahlreicher werdenden Religionsbeschwerden Abhülfe zu 
schaffen, trafen nämlich die evangelischen Gesandten zwar nicht 
auf Ansage des Kursächsischen , sondern auf Grund einer am 
Tage vorher genommenen Abrede am 10. October 1719 auf 
dem Rathhause zusammen und beriethen über einen von dem 
Culmbacher Gesandten entworfenen, eine Specification der 
hauptsächlichsten Religionsbeschwerden enthaltenden Aufsatz, 
welchen der Kursächsische Gesandte verlas.. Schliesslich kam 
man überein, diesen Aufsatz durch den Kursächsischen, Branden- 
burger, Sachsen-Weimarischen und Wolfenbütteler Gesandten 
dem Principal-Commissar zur Beförderung an den Kaiser über- 
reichen zu lassen. Zugleich aber beschloss man, die Ver- 
mittelung der Könige von Preussen und England, sowie des 
Landgrafen von Hessen-Cassel in Anspruch zu nehmen, um 



1) In Folge dessen schrieben sowohl an den König von England als 
an den König von Preussen und baten um Anerkennung des Kursächsischen 
Directorii: der Landgraf von Hessen-Darmstadt [10. October], der Herzog 
von Sachsen -Gotha [9. November], der Herzog von Sachsen -Eisenach 
[17. November], der Markgraf von Baireuth [6. November]. 

Der Fürst von Anhalt übersandte einfach das Dresdener Schreiben 
unter'm 8. November 1719 an Preussen, mit dem Bemerken: »Wie nun 
meines *theils hierin einzig pas zu thun , Jch nicht gesinnet , bevor von 
Ew. |L M. hierob führenden Sentimens näher informiret sein werde: So 
habe umb deren Gnädigsten eröffhung Dieselbige hierdurch zu ersuchen 
nicht umbgehen mögen«. 
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Kur-Pfalz und Kur-Mainz zur Abstellung der Religionsbe- 
schwerden zu veranlassen ') 2 ). Kann man nun auch nicht 
geradezu behaupten, dass auf dieser Conferenz eine ausdrückliche 
Anerkennung des Kursachsischen Directorii stattgefunden habe, 
so lässt sich doch soviel nicht verkennen, dass auf derselben 
der erste bedeutungsvolle Schritt gethan wurde, der dann die 
allmähliche Wiedergewöhnung an das Kursächsische Directorium 
zur Folge hatte 8 ). 



§. 9. 

Vertrag zwischen Proussen and England. Wiederaufnahme 
der Directorialfunctionen durch den Kurfürsten von Sachsen. 

Es war eine Folge der, wenn vielleicht auch nur scheinbar 
wiederhergestellten besseren Beziehungen zwischen Preussen 
und England, wie solche sich dokumentirten in dem Abschluss 
des angeführten Allianzvertrages, sowie in Unterhandlungen 
über die Pfalzer Religionsbeschwerden, wenn man zu Berlin aufs 
Neue den Entschluss fasste, die Verhandlungen wegen des 
Directorii des Corpus Evangelicorum mit England wieder zu 
eröffnen. 



1) Hiervon weicht die Darstellung bei Droysen a. a. 0. S. 288 ff. 
in Einzelheiten ab. 

2) Der Beschluss geht dahin: .... »Ihre pp von Corporis 

wegen zu ersuchen .... durch eigene Abschickung an Ihro ChurFürstl. 
Gnad. zu Mainz und ChurFürstl. Durchl. zu Pfalz, dieselbe, dass Sie dem 
petito Corporis Evangelicorum billig massig und in der That deferiren, 
zu bewegen .... Wie dann solchenfalls das Corpus Evangelicorum alles 
dasjenige was Dieselbe zu maintenirung obgedachter Reichsgrundgesetze 
vornehmen werden, als wann es von dem Corpore selbst geschehen, ge- 
nehm halten, auch mit allem erforderlichen Nachdruck souteniren und 
behaupten helfen wollen«. 

3) So erklart es sich, wenn z. B. Pfeffinger, Vitriarius Institutionum 
Juris Publici, Toui. in. p. 954 die vollständige Retablirung des Kur- 
sächsischen Directorii erst in das Jahr 1720 verlegt. 
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Die nächste Veranlassung hierzu gab ein an den König von. 
Preussen gerichtetes Schreiben des Herzogs Wilhelm Ernst von 
Sachsen-Weimar vom 30. September 1719. In demselben wird 
hervorgehoben, »wie bis anhero die Catholischen wider die 
Evangelischen verschiedene beschwerliche Eingriffe unter- 
nommen, gestalt dann solches aus der Gräfl. Wolfsteinischen 
Angelegenheit gegen Chur-Pfaltz, wie auch, da man zu Heydelberg 
Evangelische Kirchen weggenommen, ingleichen aus dem Chur- 
Maynzischen Verfahren in dem Evangel. Rhein -Gräflichen 
jenseit Rheins , zu Genüge erhellet.t Mit Rücksicht auf diese 
Nothstände des evangelischen Wesens wird gebeten, dem 
Preussischen Gesandten sobald als möglich »anzubefehlen, dahin 
mit zu collaboriren , dass man, unter dem GhurSächsischen 
Directorio auf zulänglich und solche Gonditiones, wordurch der- 
gleichen Directorium dem evangelischen Wesen nicht schaden, 
wohl aber durch seine Beybehaltung vielen Nutzen schaffen 
könte, wieder zusammentreten, mithin sich denen Catholischen 
Zumuthungen desto füglicher opponiren könte. c Dieses Schrei- 
ben theilte König Friedrich Wilhelm dem König Georg unter'm 
10. October 1719 mit dem Bemerken mit, dass er sich nicht 
entschliessen wolle, ohne zuvor dessen Ansicht gehört zu haben: 
»Je la prie donc, de vouloir bien me faire scavoir ses senti- 
ments sur la proposition susdite, et me marquer en meme 
tems, si vötre Majeste n'est pas d'avis, que les injustices criautes 
qui sont faites depuis quelque temps aux Protestants dans 
plusieurs endroits de l'Empire, demandent, qu'on songe aux 
moyens convenables, pour pouvoir reprendre au plustot ä 
Ratisbonne les deliberations entre les Princes et Etats Pro- 
testans. Je me souviens de ce, dont vötre Majeste et moy 
sommes convenus cy devant par rapport ä la directum du dit 
Corps Evangelique, et comme je n'ai aucun sujet d'avoir pour 
le Roy de Pologne la moindre complaisance qui pourroit 
tourner au prepidice de la causecommune des Protestants, je 
suis d'autant plus en etat, de pouvoir entrer dans toutes les 
mesures que vötre Majeste trouvera utiles et avantageuses aux 
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inter&s de la Religion.« Es geht schon aus diesem Schreiben 
hervor, dass man in Berlin jetzt ganz anders dachte, als bei 
den früheren Verhandlungen mit England. Indem der König 
bemerkt, dass er in der Lage sei, die Massregeln zu billigen, 
welche England für gut befinden werde, gibt er nicht undeut- 
lich zu verstehen, dass er sich eventuell auch der Forderung 
des früher so entschieden zurückgewiesenen gemeinschaftlichen 
Directorii fügen werde 1 ). Es kann kaum zweifelhaft sein, dass 
diese Sinnesänderung ihren Ursprung zu verdanken hat nicht 
sowohl der Furcht, England könne neben Kursachsen einen 
Antheil an dem Directorium erlangen *), als vielmehr dem Be- 
streben, selbst unter Hintansetzung der eigenen Interessen für 
die Wohlfahrt der Evangelischen ausreichend Sorge zu tragen ; 
indem man in erster Linie immer noch die Unmöglichkeit des 
Kursachsischen Directorii ohne genügende Garantien behauptete, 
wollte man nicht durch starres Festhalten an seinen Forderungen 
die evangelische Sache noch ferner darniederliegen lassen. 

Leider war die Antwort des Königs von England in den 
Berliner Akten nicht zu ermitteln 8 ); doch geht aus dem Folgen- 
den mit ziemlicher Gewissheit hervor, dass dieselbe im Sinne 
eines gemeinschaftlichen Directorii sich aussprach. Bald nach 



1) Das erhellt auch aus dem Rescript an Metternich v. 14. October 
1719, in welchem demselben das Schreiben an den König von England 
mitgetheilt wird. Es heisst daselbst: .... »und wollen nun erwarten, 
was Sie darauf andtworten und was vor Gedancken Sie wegen des 
Directorii fähren werden, denen Wir Uns alssdann auch gar gerne werden 
conforiniren«. 

2) Diese Furcht hatte allerdings, wie mehrfach ausgeführt, bestanden; 
nachdem aber die Verhandlungen mit Kursachsen gezeigt hatten, dass 
es demselben auf eine möglichst uneingeschränkte Führung des Directorii 
ankomme, war kaum anzunehmen, dass es zu Gunsten Englands von 
dem einmal aufgestellten Princip abweichen werde. 

3) Bei den Akten befindet sich nur ein Schreiben des Königs von 
England v. ,% Dezember 1719, welches von der Bereitwilligkeit zur ge- 
meinschaftlichen Führung des Directorii handelt. Möglicherweise ist 
überhaupt vor diesem kein anderes ergangen. 
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dem Erlass des Preussischen Schreibens war nämlich an 
v. Wallenrodt die Anweisung ergangen 1 ), wegen des Directorn 
mit den Englischen Ministern beider Nationen zu sprechen. 
Wall enrodt berichtete schon unter'm 27. October: Das Englische 
und das Deutsche Ministerium seien differenter Meinung; Stan- 
hope halte dafür, dass man das Directorium bei Kursachsen 
lassen könnte, so lange es nichts gegen das Interesse des 
Evangelischen Corpus vornähme; Bernstorff aber meine-, es 
müsse Kursachsen allerdings von dem Directorio ausgeschlossen 
werden, »sonsten es eben so viel wäre, als einem furioso 
den Degen geben.t Diese letztere Ansicht sei auch die des 
Königs. 

Die Preussische Antwort an Wallenrodt Hess nicht lange 
auf sich warten: unter'm 4. November 1719 wurde ihm mitge- 
theilt, er solle die Englischen Minister davon in Kenntniss 
setzen, wie man Preussischerseits mit dem Vorschlag einverstanden 
sei, »das solch Directorium von Uns und dem König von Engelandt 
als Churfürsten von ßraunschweig conjunetim geführt werden 
mögte.« Doch sei es erforderlich, dass '.hierüber ein Vergleich 
aufgesetzt werde. Und unter'm 18. November wurde dieselbe 
Erklärung in einem Rescript an Bonet wiederholt: »Wir blei- 
ben der Resolution, dass dieses Directorium von Uns und 
Engelandt conjunetim zu administriren , und kömmt es nur 
darauf an, dass man diesen Vorschlag den übrigen Evangelischen 
Ständen goutiren mache, und wie solch Directorium zwischen 
Uns und Ghurbraunschweig eigentlich zu exerciren, sich ver- 
gleiche. € 

Im Verlaufe der weiteren Verhandlungen kam man überein, 
dass die beiderseitigen Gomitialgesandten mit der Abfassung 
eines Entwurfes zu dem intendirten Vergleiche betraut werden 
sollten. Der in Folge dessen und zwar im Wesentlichen von 



1) Rescript v. 17. Oct. 1719; auch hierin wird gesagt: »Wir werden 
Uns darunter des Königes in Engelandt Sentimenten schlechter Dinges 
conformiren«. 
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Metternich verfasste Entwurf fand im Allgemeinen den Beifall 
beider Höfe 1 ). Unter' m 30. Dezember erging bereitsein Schrei- 
ben der Königl.Grosbritannischen zur Kurfürstl. Braiinschw. Regie- 
rung verordneten Geheimen Räthe an das Preussische Ministerium, 
worin dieselben mittheilten, dass ihr König nach geschehenem 
Vortrag an der Punktation nichts zu erinnern finde und dass 
daher v.Wriesberg angewiesen sei, dieselbe zu unterzeichnen. 
Zugleich war jedoch hinzugefügt: »Seine K. M. wäre aber an- 
bey der Meinung, dass, wie von beiderseitigen Gesandtschaften 
zu Regensburg, aus gewissen erheblichen Uhrsachen davor ge- 
halten würde, dass man sich wegen solcher alternativen Führung 
besagten Directorii gegen die übrige dortige Gesandtschaften 
noch nichts mercken zu lassen, und mithin ChurSachsen alle Hoff- 
nung an ermeldetem Directorio Theil zu behalten vor der 
Hand nicht zu benehmen habe.« Aehnliches hatte auch der 
König von England in dem S. 139 Anm. 3 angeführten Schreiben 
bereits angedeutet. 

Mag man nun immerhin behaupten, dass für diese von 
Englischer Seite beabsichtigte vorläufige Geheimhaltung des 
Vertrages der Wunsch massgebend war, noch nicht gegen Kur- 
sachsen offen aufzutreten, ja dass vielleicht die Einwilligung 
Englands nur eine scheinbare war und es ihm um eine ge- 
meinschaftliche Ausübung des Directorii gar nicht zu thun war, 
so wird man sich doch der Erwägung nicht verschliessen 
können , dass eine sofort nach der Perfektion des Vertrages 
unternommene Ausführung wenig Aussicht auf Erfolg gehabt 
haben würde. Die Berichte des Preussischen Gesandten geben 
dieses deutlich zu erkennen. So berichtete er unter'm 30. Nov. 
1719: »Ich weiss auch nunmehro keinen einigen, der 
nicht auf die Beibehaltung des Ghur-Sächsischen Directorii 
antrage.t Und am 7. Dezember 1719 schreibt er: »Dannenhero 
kan man sich vor der Hand keine grosse Hoffnung machen, 



1) Es wurde auf Verlangen Englands nur eine weiter unten zu er- 
örternde Einschiebung gemacht. 
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dass der zwischen Euer K. M. und des Königes von Gro$3- 
Brittannien M. getroffene Vergleich , wegen gemeinschaftlicher 
Exercirung des Directorii den effect haben werde, dass Chur- 
Sachsen abgesetzet, und, welche eine nothwendige Folge ist, 
dadurch aus dem Corpore Evangelico gewiesen werde« 1 ). 

Diese voraussichtliche Unmöglichkeit, momentan etwas 
durchsetzen zu können, hatte man auch zu Berlin sehr wohl 
im Auge, wenn man sich dem Englischen Ansinnen ohne 
Weiteres fugte. Der König erklärte sich desshalb im Schreiben 
vom 2. Januar 1720 bereit, »dem Werck noch etwas zuzusehenc, 
nichtsdestoweniger aber den definitiven Abschluss des Vertrages 
vorzunehmen. Desgleichen schrieb das Preussische Ministerium 
am 6. Januar 1720 nach Hannover: »Seine K. M. in Preussen 
.... lassen Ihro auch gantz woll gefallen, dass obgemeldte 
Punktation zu Regensburg in einem förmblichen Vergleich ge- 
bracht, und von beyderseits daselbst sich befindenden 
Ministris unterzeichnet, aber vorerst von der beliebten 
alternativen Führung besagten Directorii denen übrigen Evan- 
gelischen Reichsständen keine Eröffnung gethan 8 ), mithin Chur- 



1) Uebrigen8 war v.Mette mich mit dem Abschluss eines Vergleiches 
durchaus einverstanden: »Doch bleibe ich der Meinung .... dass aus 
gedachtem Vergleich etwas gutes folgen würde. Dieses kan nun, nach 
meiner Einbildung, nichts anders sein, als dass man dadurch dem Miss- 
brauch des Chur-Sächssischen Directorii wird hindern wollen.« 

2) Freilich hatte man zu Berlin bisher das Geheimniss nicht allzu 
streng gewahrt. So war am 18. November 1719 der Feldmarschall Fürst 
von Anhalt von den Preußischen Plänen in Eenntniss gesetzt worden. 
Desgleichen hatte man unter'm 2. Dezember 1719 den Preussischen Ge- 
sandten in Kopenhagen beauftragt, dort vorzustellen, »dass das Corpus 
Evangelicorum, sonderlich jetziger Zeit, da solche Religion in so grosser 
Gefahr zu seyn scheine, sich und seine Angelegenheiten unmöglich einem 
der Gatholischen Religion zugethanen Directori, wie der König in Pohlen 
ist, in die Hände geben könte, sondern da der Chur-Printz von Sachsen 
sich auch zu solcher Religion und zwar mit nicht geringer bigotterie 
bekennt, und dannenhehr wehren Wir mit dem Könige in Englandt schon 
dahin verglichen, dass Wir beyde solch Directorium, welches Uns, alss 
immediate auf C hur Sachsen folgenden Ständen, ohnedem, jure ordinis, 
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Sachsen die Hoffnung an sothanem Directorio Theil zu be- 
halten, vor der Handt noch nicht benommen werde.« 

Der Vertrag wurde endlich am 17. Januar 1720 von den 
beiderseitigen Comitialgesandten zu Regensburg, v. Metternich 
und v. Wriesberg, in zwei Exemplaren unterzeichnet 1 ) und 
diese nach Berlin resp. London gesandt. Unter'm 27. Januar 

erfolgte die Preussische, unter'm ärVc ^ ,e ^S^he R&ü- 

fikation 2 ) und wurden darauf die Ratifikationsurkunden zu 
Regensburg ausgewechselt. 

Nach dem Inhalte des Vertrages wollen Kurbrandenburg 
und Kurbraunschweig auf Verlangen 8 ) und mit Genehmhaltung 
der evangelischen Stande sich zusammen mit dem Directorio 
inter Evangelicos beladen und dasselbe conjunctim verwalten, 
in der Weise, dass von einer Conferenz oder Sitzung zur andern 



bey Abgang und inhabilität des ChurFürsten zu Sachsen, gebührete, 
über Uns nehmen, und Selbiges conjunctim exerciren wollen«. Auch in 
den Antwortschreiben auf die S. 136 Anm. 1 erwähnten Schreiben war 
wenigstens soviel gesagt, dass man mit England in Kommunikation be- 
griffen sei. 

Konnte man nun auch der Discretion des Fürsten von Anhalt so 
ziemlich versichert sein, so war das doch nicht bei den Uebrigen der 
Fall. So erklärt es sich, wenn man in Regensburg schon frühzeitig 
von den Abmachungen unterrichtet war, obschon man die Einzelheiten 
nicht kannte. 

1) Vergl. Anlage A. 

2) Vergl. Anlage B und G. 

3) Die Worte auf Verlangen waren im ursprünglichen Entwürfe 
nicht enthalten und wurden erst später auf den Wunsch Englands hin- 
zugefügt. 

Nachdem die Auswechselung bereits stattgefunden hatte, nahm der 
Kurbraunschweiger Gesandte Anstoss daran, dass in der Preussischen 
Ratifikationsurkunde das Directorium inter Evangelicos als ein Regens- 
burgisches bezeichnet sei. Es erfolgte desshalb in einem an Metternich 
gerichteten Rescript v. 9. März 1720 die Preussische Erklärung, dass das 
Wort »Regensburgisch« als nicht zugefügt angesehen werden solle; 
man habe es nur desshalb so genannt, weil es bisher meistentheils dort 
exercirt worden sei. 



144 

zwischen ihnen im Directorium abgewechselt werden soll. Im 
Uebrigen enthält der Vertrag die näheren Ausführungsbe- 
stimmungen. 

So war zwar endlich die längst erhoffte Einigung zwischen 
Preussen und England zu Stande gekommen l ) : aber es stand 
auch von vornherein fest, dass der Vertrag vorläufig nicht in 
Kraft treten sollte und damit war es überhaupt zweifelhaft, ob 
er jemals in Kraft treten würde 2 ). In der That ist er niemals 
zur praktischen Geltung gelangt, obwohl es die Preussische 
Regierung nicht an Versuchen hat fehlen lassen, dieselbe 
herbeizuführen ; dieselben scheiterten jedoch immer an dem Wider- 
spruche Englands und der Unentschlossenheit der übrigen 
Stände 8 ). Trotzdem aber ist der Vertrag insofern nicht ganz 
ohne Vortheil für die evangelische Sache gewesen, als der 
Kurfürst von Sachsen wenigstens in den nächsten Jahren, unter 
dem unmittelbaren Eindruck der ihm keinesfalls unbekannt ge- 
bliebenen Einigung, vielleicht doch veranlasst wurde, das Direc- 
torium besser verwalten zu lassen, als es möglicherweise sonst 
geschehen sein würde, und sich wahrscheinlich von manchen 
die Evangelischen beeinträchtigenden Massregeln abhalten Hess, 
aus Furcht, der Preussisch-Englische Vertrag könne in Wirk- 
samkeit gesetzt werden. Den übrigen evangelischen Ständen 



1) Metternich erhielt nach erfolgter Ratifikation des Vertrages als 
Anerkennung für seine Bemühungen von England durch v. Wriesberg 
ein Geschenk von 2000 Thalern ausgezahlt. Er berichtet das nach Ber- 
lin mit dem Zusätze, dass derselbe ihm bei üeberreichung des Geschenkes 
nicht verhehlt habe, wie er sich mit der Hoffnung trage, von Preussen 
»einige Medailles als ein Gnadenzeichen« zu erhalten. Wir erfahren jedoch 
nicht, ob diese Hoffnung erfüllt wurde. 

2) Bald nach der Unterzeichnung des Vertrages liess Berns tor ff am 

26. Januar 1720 durch y Wallenrodt abermals darum bitten, »dass die 
6. Februar 

Sache ins-Geheim und en cachet tractiret werde, damit Ghur-Sachsen von 

dem geschlossenen Vergleich keinen Wind bekomme, welcher Hoof sonsten 

viel lermens machen würde, auch bei jetzigen Conjuncturen einige Ver- 

drüsslichkeiten verursachen könte.« 

3) Siehe darüber S. 149 ff. 
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hinwiederum, soweit sie nicht Kursachsen in blindem Gehorsam 
ergeben waren, genügte die blose ihnen bekannt gewordene 
Thatsache der erfolgten Einigung, um sie mit neuer Zuversicht 
und Hoffnung für den Schutz ihres Glaubens dem katholischen 
Directorium gegenüber zu erfüllen und im muthigen Ausharren, 
allen Anfechtungen zum Trotz, zu bestärken , ). 

In Regensburg hatte unterdess der Kursächsische Gesandte, 
in Folge des günstigen Verlaufes der Sitzung vom 10. October, 
allmählich begonnen, eine Directorialhandlung nach der andern 



1) Dass zu dem Preussisch -Englischen Vertrage von irgend einer 
Seite ein Beitritt erfolgt wäre, geht aus dem im Geheimen Staatsarchiv 
zu Berlin befindlichen Materiale, soweit mir dasselbe zu Gebote stand, 
nicht hervor. Bei Droysen, Geschichte der Preussischen Politik, IV. 2 
findet sich allerdings gelegentlich einer Erwähnung der Preussisch- 
Englischen Verständigung — wann dieselbe erfolgte, ist nicht näher an- 
gegeben — auf S. 287 die Notiz, Cassel sei förmlich erst durch den 
Vertrag vom 17. Januar 1720 beigetreten, aber die Verabredungen seien 
bereits im October 1719 gemacht. Diese Notiz scheint mir auf einem 
Irrthum zu beruhen, oder ist möglicherweise auf einen Druckfehler zu- 
rückzuführen. Im Archiv zu Marburg habe ich nicht die geringste Notiz 
zu entdecken vermocht, woraus man schliessen könnte, dass mit Hessen- 
Cassel überhaupt nur Verhandlungen wegen eines förmlichen Beitritts 
geführt worden wären, [wohl aber stand Hessen -Cassel in jener Zeit 
wegen der Pfälzer Religionsbeschwerden mit Preussen und England in 
Verhandlung]. Im Gegentheil bin ich zu der Ueberzeugung gelangt, 
dass Hessen- Cassel von dem Abschluss des Vertrages gar keine officielle 
Mittheilung erhalten hat. So erging auf die Mittheilung des Comitial- 
gesandten zu Regensburg, dass sich England und Preussen des Directorii 
halber mit einander verglichen hätten, an denselben ein Rescript d. d. 
Cassel, den 20. Februar 1720, in welchem es heisst: .... »Nechst dem 
wird uns lieb sein zu vernehmen, auf was art und weise eigentlich die 
beiden Könige in Engelland vnd Preussen des Evangelischen Directorii 
halber sich eventualiter verglichen haben, allermassen die particularia 
hiervon Unss noch zur Zeit nicht zukommen sind«. Ebenso findet sich auch 
später nicht das Geringste über einen derartigen Beitritt. Nur soviel 
erhellt aus den verschiedenen Rescripten [z. B. vom 16. März 1720], dass 
der Landgraf sich seinem Comitialgesandten gegenüber damit einverstanden 
erklärte, dass »woferne .... die Majora auf Chur Brandenburg vndt 
Braunschweig abzielen solten, diesen beiden alsdann da» Directorium con- 
junctim zu führen möge verstattet werden«. 

Frantz, Kath. Direct. des Corpus Evang. 10 
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auszuüben. Schliesslich handhabte er bald nach dem formellen 
Abschluss des Preussisch-Englischen Vertrages das Directoriupi so 
ziemlich wieder in der alten Weise, ohne dass er damit auf erhebliche 
Schwierigkeiten gestossen wäre. Im Gegentheil gingen die 
evangelischen Gesandten damit um, ein ordentliches Conclusum zu 
fassen und darin die bedingungsweise zuzulassende Weiterführupg 
des Kursächsischen Directorii auf Grund der von Friedrich 
August gegebenen Versicherungen auszusprechen. Zugleich 
wollten sie darin die Bestimmung treffen, »dass falls GhurSachssen 
nicht nach sothaner Vorschrift oder Condition des Evangelischen 
Corporis das Directorium exactissime exerciren würde , eo ipso 
und ohne alle fernerweite disposition alsdann die beyden Chur- 
sachssen immediate nachsitzende Churfürsten von Brandenburg 
und Braunschweig sich des Directorii unterziehen, und ohne 
alle contradiction verführen sollen« x ). Indessen blieb es bei 
dem Wollen; zu einem Conclusum über die Prolongation des 
Eursächsischen Directorii ist es weder mit dieser Clausel noch 
ohne dieselbe jemals gekommen; man begnügte sich mit der 
stillschweigenden Anerkennung des faktisch nach und nach 
wiederhergestellten früheren Zustandes. 

Von Seiten der Preussischen Regierung wurden zwar im 
Laufe des Jahres 1720 noch einige Male in den Rescripten an 
den Gesandten zu Regensburg Bedenken geäussert und derselbe 
beauftragt, sich mit dem Kurbraunschweiger Gesandten zum 
Behufe einer Beseitigung des Kursächsischen Directorii in Ver- 
bindung zu setzen; aber da letzterer, unter Hinweis auf seine 
Instruktion, dem Verlangen des Preussischen Gesandten nicht 
nachkam, so musste auch Preussen sich schliesslich der Majo- 
rität fügen, was es um so mehr thun konnte *), als in der That 



1) Eel. des Hessen -Casseler Comitialgesandten v. 15. Februar 1720. 

2) Man begnügte sich mit der im Grunde wenig bedeuten wollenden 
Anweisung an Metternich, er solle zwar dulden, dass der Kursachsische 
Gesandte auch ferner auf dem bisherigen Fuss gebraucht werden möge, 
dabei aber sich der nöthigen Vorsicht bedienen, dass derselbe daraus keine 
Continuation des Directorii erzwingen könne [Bescript v. 12. Nov. 17%)]. 
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in der nächsten Zeit über die Führung (}es Kursachsischen 
Directorii keine erheblichen Klagen laut wurden. 

Was die dem Herzog von Sachsen- Weissenfeis hinsichtlich 
des Directorii früher zugestandenen Befugnisse anlangt, so 
waren dieselben zwar noch nicht zurückgezogen, aber der 
Directorialstreit war Veranlassung geworden, dass sie 
vollständig in Vergessenheit geriethen. Interessant ist in dieser 
Hinsicht ein Bericht der evangelischen Geheimen Räthe zu 
Dresden an den König vom 30. November 1722, worin es 
heisst: .... »So hat doch der von Gerssdorff selbst dabey« 
[nämlich Relationen an den Herzog von Sachsen- Weissenfeis 
einzusenden] »Bedencken gefunden, weil des Herzogs Durchl. 
ratione ihres Querfurthischen Voti, des Königl. Preussischen 
Ministri des Grafen v. Metternich sich bedienen, in die Relationes 
des von Gerssdorff aber nothwendig viele particularia mit ein- 
fliessen müssen, welches eines besonderen Menagements von 
nöthen gehabt, und er also auch nach Weissenfelss zu commu- 
niciren billig angestanden. Da nun nachher auch dieses dazu 
gekommen, dass Ihre Durchl. der Herzog sich in die Stifftisch- 
Naumburgische Angelegenheit Ew. K. M. und Dero hohen 
Churhauses sich dergestalt zu mehren angefangen, dass man 
sich genöthiget gefunden, Ihre Durchl. sogar schrifftlich zu 
dehorciren, nun besagte Stifftisch-Nauniburgische Angelegenheit 
hingegen auch zu Regensburg in discussion gestellet werden 
wollen, und man daher mit besonderer Behutsamkeit darunter 
verfahren müssen; So ist der von Gerssdorff am 31. October 
1718 unter der Hand avertiret worden: Dass, weil in die von 
ihm zeither erstattete Relationes inEvangelicis sehr viele particularia 
mit eingeflossen, welche hauptsächlich secretiret zu werden Ev?* 
K. M. hohes Interesse erfordere, oder auch blos und allein zu 
Ew. K. M. Evangelischen Ministerii Notiz zu bringen gewesen, 
er seine nach Weissenfeis abschickende Duplicate dergestalt ein- 
richten würde, damit die Umstände, so das Stifft Naumburg an- 
giengen, oder sonst besonders wichtig wären, daraus 
weggelassen würden, und dass er von dem, so er solchergestalt 

10* 
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gleichwohl nach Weissenfelss gelangen liesse, Copeyen anher 
einschicken solte.« 

Statt dieser Anweisung nachzukommen , zog es v. Gers- 
dorff vor, auch nach Wiederherstellung der Directorialthätigkeit 
überhaupt gar keine Relationen nach Weissenfeis zu senden 
und dieses scheint in Dresden stillschweigend genehmigt worden 
zu sein ; ja man sah es vielleicht gar nicht ungern. 

Desshalb beschwerte sich Herzog Christian d. d. Weissen- 
fels, den 22. October 1722 bei den evangelischen Geheimen 
Räthen zu Dresden, dass seit 1718 keine Berichte mehr bei 
ihm einliefen, und bat, den Königlichen Auftrag des Directorii 
wieder zur Aktivität zu bringen. Die evangelischen Geheimen 
Räthe wagten jedoch nicht auf eigene Hand diesen Wunsch 
zu erfüllen und erstatteten daher den bereits angeführten 
Bericht v. 30. November 1722 an den König. In demselben 
kommen sie zu folgender gutachtlicher Aeusserung : . . . . »Und 
wolten Wir dahero der ohnmassgeblichen Meynung seyn, dass 
in Betracht obangeführter Umstände, und da hiernechst dieses 
Fürstliche Hauss noch ferner beizubehalten nicht ohne Nuzen 
seyn dürffte, der von Ew. K. M. des Herrn Herzogs Fürstl. 
Durchl. bewilligte Auftrag quoad Ecclesiastica in Comitiis hinwieder 
ebenfalls zur activität dergestalt kommen könnte, dass von hier 
aus mit Ihrer Durchl. in dergleichen Sachen , nach Befinden 
communiciret, die Rescripta an die Gesandtschaft nach Regens- 
burg Deroselben in mundo zur Vollziehung zugeschicket , nicht 
minder der Gesandte beschieden werden könnte, von dem was 
in Evangelicis zu Regensburg vorkommet und weder das Stifft 
Naumburg noch die Beibehaltung des Chur-Sächssischen Directorii 
anbetrifft, oder sonst bloss und allein zu Ew. K. M. evange- 
lischem Ministerii Wissenschaft zu bringen seyn will, seine Be- 
richte, nach wie vor, an des Herzogs Fürstliche Durchlaucht 
erstatte.« 

Es liess sich nicht ermitteln, welchen Bescheid der König 
hierauf ertheilte. Doch dürfte wohl anzunehmen sein, dass 
derselbe sich mit dem ihm gemachten Vorschlag der evange- 



149 

lischen Geheimen Räthe einverstanden erklärt hat. Demnach 
ist zu vermuthen, dass dem Herzog von Weissenfeis seine 
Befugnisse in noch beschränkterem Umfange wieder eingeräumt 
wurden, in der Weise, dass man ihm von den Directorial Vor- 
gängen lediglich das mittheilte, was er eben wissen sollte, bis 
dieser es endlich müde wurde, noch länger die Rolle eines 
Strohmannes zu spielen. Jedenfalls lässt sich soviel behaupten, 
dass in der Folge bei dem Corpus Evangelicorum zu Regens- 
burg dieser seiner Funktionen nicht weiter Erwähnung ge- 
schah und dass er in keinerlei Weise auf dasselbe einen be- 
stimmenden Einfluss geübt hat. 

Zudem erreichten die Weissenfelser Directorialbefugnisse, 
wo nicht früher, so doch jedenfalls mit dem am 16. Mai 1746 
erfolgten Tode des Herzogs Johann Adolf IL, mit welchem die 
Sachsen -Weissenfelser Linie überhaupt erlosch, ohnehin ihre 
Endschaft. 

§. 10. 
Versuche einer Aendenmg des Directorii in den Jahren 1722 

und 1725. 

Hatte die Preussische Regierung auch nothgedrungen ihre 
Ansicht der Majorität der evangelischen Stände unterordnen 
müssen, so betrachtete sie doch die Sächsische Führung des 
evangelischen Directorii immer nur als eine zeitweilige und gab 
die Hoffnung, den mit England geschlossenen Vertrag zum Heile 
des evangelischen Wesens zur endlichen Ausführung zu bringen, 
nicht auf. Der erste darauf gerichtete Versuch wurde im 
Sommer 1722 gemacht. Indem man zu Berlin von der Ansicht 
ausging, dass der Kurfürst von Sachsen sich allenthalben und 
namentlich auch in Religionssachen, zu sehr von dem Kaiser- 
lichen Hofe beeinflussen lasse *), wurde unter'm 22. August 



1) In dem im Text citirten Rescript wird u. A. gesagt: .... »Dan 
selbiger Hoff jetzo in allen Sachen, und in specie auch in dem Religions- 
Wesen, gantz des Kaisers Willen folget«. 
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1722 an den Gesandten zu Regensburg ein Rescript erlassen, 
in welchem die alte Klage, dass die evangelischen Stände sich 
einem katholischen Director unterordnen müssten, wiederholt 
und derselbe beauftragt wird, mit dem Kurbraunschweiger 
Gesandten zu überlegen, ob es rathsam sei, den Preussisch- 
Englischen Vertrag jetzt zum Effect zu bringen. Der Kurbraun- 
schweiger Gesandte verhielt sich jedoch seiner Instruktion ge- 
mäss ziemlich ablehnend und so wurden auch von Seiten 
Preussens vorläufig keine weiteren Schritte gethan. 

Nur ein Zugeständniss ziemlich geringfügiger Natur ver- 
mochte Metternich von dem Kurbraunschweiger Gesandten 
zu erlangen. Derselbe duldete nämlich nach vorgängiger Be- 
sprechung, dass, als Ende November 1722 v. Gersdorffim 
Auftrage seines Hofes nach München verreist war und eine 
schleunige Angelegenheit eine Conferenz der evangelischen Ge- 
sandten erheischte, Metternich diese Conferenz am 28. November 
auf dem Rathhause veranstaltete und dabei dirigirte 1 ). Auf 
dieser Conferenz waren sämmtliche Gesandten mit Ausnahme 
der Vertreter der Sächsischen Häuser erschienen und kam es 
auch zu einem ordentlichen Conclusum, woran der Kursächsische 
Gesandte nach seiner bald erfolgten Rückkehr ganz wider Er- 
warten nichts zu erinnern fand 2 ). 



1) Es heisst in der Relation nach Berlin v. 30. November 1722: »Es 
ist dieses alles von mir mit dem Chur- Braunschweig. Gesandten con- 
certiret worden, und woferne man in der proponirten Materie bey ad- 
justirung des Conclusi Evangelischer Seiten etwas zu momren findet, 
wird nach der zwischen Euer E. M. und des Königs von Gross-Britannien 
getroffenen Convention die Reihe nun im Directorio an dem Chur- 
Braunschw. Gesanten seyn, es müste denn der Chur -Sächsische sich be- 
greiffen und dasjenige was bey dieser Conferenz in seiner abwesenheit 
beschlossen worden, genehmhalten«. 

2) Dagegen wurde später in Dresden dem dortigen Pre assischen Ge- 
sandten bemerkbar gemacht, dass »von dem Herkommen, dass der Chur- 
brandenb. Gesandte zu Regensburg bey abwesenheit des ChurSächs. Ge- 
sandten und wieder dessen Willen zu Conferentzien inter Evangelicos 
ansagen lassen könne, diesseits nichts bekandt« sei. 
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Gleichwohl wurde die Abhaltung dieser Conferenz von keiner 
Seite als etwas Anderes betrachtet, als eine Ausübung des von 
Preussen stets in Anspruch genommenen Interimsdirectorii, was 
sie in der That war. Und in Berlin selbst knüpfte man keine 
weiteren Folgerungen an dieselbe an, so dass v. Gersdorff 
die Directorialgeschäfte "alsbald nach seiner Rückkehr ohne 
irgend welche Opposition wieder übernehmen konnte. 

Ein zweiter Versuch , den Preussisch-Englischen Vertrag zu 
realisiren, wurde 1725 gemacht. Den Anlass dazu bot ausser 
der immer noch in Bewegung befindlichen Naumburger Postu- 
lationssache vornehmlich das Thorner Blutbad *) , welches die 
Herzen aller Evangelischen mit Grauen und Entsetzen erfüllte. 

Unterm T Ä 8 . Februar 1725 berichtet Wall enr od t aus London, 
dass Townshend ihm gesagt habe, er sehe, wie das evan- 
gelische Wesen einen so Übeln Gang nehme, dass es zu einer 
»protestantischen Ligue« würde kommen müssen, »umb solche 
dem torrent der Catholischen zu opponiren« , und dass es auch 
nöthig sein würde, Kursachsen das Directorium beim Corpus 
Evangelicorum zu nehmen, »weil es sich durch den Kayserlichen 
Hof und die Catholiquen gantzlich gouverniren Hesse, und 
wäre Er, Mylord Townshend gantzlich versichert, dass der 
Pohlnisclie Hoof die Thornsche Exekution vorgenommen mit 
Genehmhaltung des Kayserlichen und des Päbstlichen Hofes«. 
Es wurde darauf eine Abschrift des Vertrages v. 17. Januar 1720 
an Wallenrodt gesandt und diesem anbefohlen, über eine 
Efifectuirung desselben mit Townshend zu conferiren. 



1) In Thorn hatten bei einer Procession am 16. Juli 1724 Jesuiten- 
schüler Protestanten misshandelt; in Folge dessen kam es zu Thätlich- 
keiten, bei denen das Jesuitenkollegium gestürmt und verwüstet wurde. 
Darauf wurde über eine Reihe der Betheiligten und die Häupter des 
Magistrats das Todesurtheil gefällt, welches, trotz der dringendsten Vor- 
stellungen Preussens und anderer Mächte, vom König mit einer Ausnahme 
bestätigt und am 7. Dezember 1724 vollstreckt wurde. — Vgl. Böttiger, 
a. a. 0. IL S. 357. — Gretschel a. a. 0. IL S. 572. — Droysen a. a. 0. 
IV. 2, S. 361 f. 
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Townshend, welcher diesen Vertrag gar nicht kannte oder 
wenigstens ihn nicht zu kennen behauptete, erklärte sich dar- 
über nicht sogleich auslassen zu können, meinte auch, die Sache 
würde sich am besten in Deutschland verhandeln lassen, wohin 
er demnächst zu kommen gedenke. Aus dieser Bemerkung 
Towshends schloss man nicht ohne»Grund, dass demselben 
überhaupt gar nichts daran liege, ernstliche Schritte wegen 
einer Ausführung des Vertrages zu thun. Zudem war man 
ziemlich überzeugt, dass die Hannoverschen Minister sich gegen 
ein von England und Preussen gemeinschaftlich zu führendes 
Directorium aussprechen würden 1 ). 

Noch ehe diese wenig versprechende ErklärungTownshends 
erfolgte, hatte der Kurbraunschweiger Gesandte in Regensburg 
mit Metternich conferirt und in Anregung gebracht, das 
Corpus Evangelicorum solle wegen des Thorner Bluturtheils, 
sowie wegen der Naumburger Postulationssache ein Schreiben 
an den König Friedrich August ergehen lassen und, wenn 
darauf keine Antwort erfolge, in Gemässheit des Gonclusi vom 
20. Mai 1718 erklären, dass das Directorium bis zur erfolgten 
Satisfaktionsertheilung in beiden Sachen zu suspendiren sei 2 ). 
Hiermit erklärte sich der durch Metternich benachrichtigte 
König von Preussen durchaus einverstanden 8 ). Zugleich erliess 
er, um auch seinerseits das Werk fördern zu helfen, unter'ra 



1) Preussisches Rescript nach Regensburg v. 17. April 1725: . . . . 
»Wir glauben aber, dass die Hannoversche Ministri gar zu viel e*gard 
vor den König in Poblen, und gar zu viel menagement vor den Eaiserl. 
Hoff haben, umb diese Sache, wieder deren Willen, alsdann noch jemahlen 
zum Effect kommen zu lassen«. 

2) Bericht Mette mich 's v. 8. März 1725. 

3) Durch Rescript v. 17. März 1725; es wird darin gesagt, dass man 
»wann in der Naumburgischen affaire, keine vergnügliche Erklärung auf 
des Corporis Evangelici dem Chur- Sächsischen Gesandten desshalb zu 
thuende repraesentationes erfolgen solte, demselben zu declariren hätte, 
wie das Corpus Evangelicum sich gemüssiget fände, das ChurSächsische 
Directorium so lange zu suspendiren bis Ihro K. M. in Pohlen gefällig 
seyn würde, dehnen Evangelischen so woll wegen der Thornschen Sache, 
als wegen der Naumburgischen Satisfaction zu geben«. 
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17. März 1725 ein Circularschreiben an die Höfe zu Baireuth, 
Ansbach, Cassel und Darmstadt. In demselben wird daran 
erinnert, wie die evangelischen Stände beim Religionswechsel 
erst des Kurfürsten von Sachsen und sodann des Kurprinzen 
grosses Bedenken getragen hätten, das Kursächsische Directorium 
zu agnosciren, wie sie es aber schliesslich doch continuirt 
hätten, in der Hoffnung, es werde dasselbe mit Zuthun des 
Herzogs von Sachsen-Weissenfels auf eine solche Art geführt 
werden, dass das Corpus Evangelicorum damit zufrieden sein 
könnte. Die Erfahrung habe aber gelehrt, wie sehr man sich 
in dieser guten Zuversicht betrogen habe, da der Dresdener 
Hof nicht allein den Herzog von Sachsen-Weissenfels von dem 
Coexercitium des Directorii fast gänzlich ausschliesse , sondern 
auch in den übrigen Punkten sich dergestalt betrage, dass man 
handgreiflich sehen könne, wie es ihm keineswegs um eine 
Förderung des evangelischen Wesens, »sondern blos und allein 
darumb zu thun sey, wie Er sich bey Führung sothanen 
Directorii dem Kayserl. Hoffe gefallig erweisen, und nach des- 
selben Absichten und Gutfinden, alle bey dem Gorpore Evangelico 
zu Regensburg vorfallenden Sachen menagiren und einrichten 
könne«. Es sei daher überaus nöthig, bald eine Aenderung 
zu treffen, »bevorab da die cruelle Thornsche Affaire, und 
dass der König in Pohlen selbiges Blut Urtheil unterschrieben, 
und es exequiren lassen, ohne dass Jemandt von Seinen Säch- 
sischen Ministris die geringste Vorstellung dawider zu thun 
begehret, ingleichen die Einziehung des Stifts Naumburg, klärlich 
zeigen, wessen man sich, Evangelischer Seits , zu dem Dresden- 
schen Ministerio zu versehen habe«. Erwecke es doch ausser- 
halb des Reiches keine geringe Verwunderung, dass das Corpus 
Evangelicorum immer noch einen katholischen Director dulde. 
Schliesslich eröffnet der König, wie er mit dem König von 
Grossbritannien der Meinung sei, dass man nicht länger an- 
stehen dürfe, dem Werk eine andere Gestalt zu geben und 
dasselbe so zu fassen, »dass das Corpus Evangelicum zuförderst 
der Chur- Sächsischen Gesandtschaft zu Regensburg, sowohl 
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wegen der Thornschen Affaire, als auch wegen der Naum- 
burgischen Sache, ernst- und nachdrückliche repraesentationes 
thun, und wenn darauf gar keine Antworth, oder doch keine 
zulängliche erfolgen solte, ermeldtem Chur- Sächsischen Ge- 
sandten , von Corporis Evangelici wegen, declariret würde, dass 
man nicht umbhin könte, das Ghur-Sächsische Directorium 
inter Evangelicos solange zu suspendiren, bis Ihro K. M. in 
Pohlen, denen Evangelischen, sowohl wegen der Naumburgischen, 
als Thornschen Sache , satisfaction gegeben haben würde«. Es 
wird gebeten, in diesem Sinne die Regensburger Gesandten zu 
instruiren. 

Die Antworten, welche auf dieses Schreiben ergingen, 
lauteten keineswegs ermuthigend. Die verwittwete Markgräfin 
von Baireuth bemerkte, »dass diesse Sache noch einigen 
Difflcultäten und bedencklichen Umständen unterworffen« sei und 
fast Alle gaben ziemlich deutlich ihre Ungeneigtheit zu erkennen, 
auf den ihnen gemachten Vorschlag einzugehen. Nur der 
Landgraf von Hessen-Cassel, dessen Antwortschreiben leider 
weder in Marburg, noch in Berlin zu ermitteln war, scheint, 
wie aus einer spätem Notiz hervorgeht, nicht geradezu ab- 
lehnend geantwortet zu haben. 

Das Preussische Schreiben wurde bald am Englischen Hofe 
bekannt und dort mit unverhohlenem Missbehagen betrachtet. 
Trotzdem dass von England erst die Initiative ausgegangen 
war, wollte es sich, der bisher befolgten Politik getreu, zu 
weitern Schritten nicht verstehen, ^die England in den 
Augen katholischer Staaten irgendwie hätten kompromittiren 
können. Unter solchen Umständen und bei der bekannten 
Uneinigkeit zu Regensburg musste natürlich die Bewegung 
abermals im Sande verlaufen. Es kam weder zu einer Erklä- 
rung des Corpus Evangelicorum an Kursachsen, noch zu 
einer Vereinbarung über das Inkrafttreten des Vertrages vom 
17. Januar 1720 *). 



1) Die Thorner Frage bildete übrigens den Gegenstand eines geheimen 
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Noch einmal schien sich im Herbst 1725 eine günstige 
Gelegenheit zu bieten, Kursachsen seiner Directorialstellung zu 
entsetzen. Mitte October 1725 war der Kursächsische Ge- 
sandte v. Gersdorff gestorben. Dieser Todesfall gab den 
Gesandten Veranlassung , die so gut wie ganz beseitigte Directo- 
rialfrage einer neuen Erörterung zu unterziehen , umsomehr als 
der Dänische Gesandte, der sich bisher sehr im Hintergrunde 
gehalten hatte, mit eitlem Rescripte seines Königs hervortrat, 
worin derselbe erklärte, er wolle das Kursächsische Directorium 
inter Evangelicos nicht länger anerkennen. 

In Berlin wollte man die günstige Gelegenheit nicht unbe- 
nutzt verstreichen lassen. Es erging desshalb nicht blos die 
Anweisung *) an Metternich: .... »so werdet Ihr nicht er- 
manglen, Euch nunmehro des Directorü unter denen Evange- 
lischen gehörig anzunehmen«, sondern das Preussische Ministerium 
richtete auch unter'm 3. November 1725 an die Geheimen Räthe 
zu Hannover die Anfrage, ob es mit Rücksicht auf die Dänische 
Erklärung nicht gerathen sein dürfte, das Kursächsische 
Directorium dadurch gleichsam von selbst fallen zu machen, 
dass Preussen und England und vielleicht noch ein anderer 
Staat, z. B. Hessen-Gassel , eine ähnliche Declaration abgäben. 
Einigermassen befremdend ist es, dass man ein derartiges 
Schreiben nach Hannover erliess, wo man doch die dortige 
Stimmung zur Genüge kennen musste. Aber vielleicht hoffte 
man immer noch auf eine günstige Entschliessung; vielleicht auch 
sollte im Verneinungsfalle die Anfrage blos den Zweck erfüllen, 
die von Preussen etwa einseitig zu treffenden Massregeln England 
gegenüber zu entschuldigen, das man wegen des Vertrages 
vom 17. Januar 1720 immerhin nicht ganz unberücksichtigt 
lassen konnte. 



Artikels einer zwischen Preussen, England und Frankreich im Sommer 
1725 geschlossenen Defensivallianz. — Vergl. Droysen a. a. 0. IV. 2, 
S. 380. 

1) Rescript v. 30. October 1725. 
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führte, hatte sein Ausbleiben mit einem ausdrücklichen Befehle 
seiner Principale entschuldigt 1 )- 

Zu etwas Anderem als einer Ausübung des Interimsdirectorii 
kam es indessen auch dieses Mal nicht. Der Kurbrandenburger 
Gesandte veranstaltete zwar noch einmal eine Besprechung in 
der Naumburger Sache, konnte im Uebrigen aber selbst nicht 
rathen, nach der im Dezember 1725 erfolgten Ankunft des 
neuen Kursächsischen Gesandten, des Baron von Schönberg, 
demselben die Ausübung des Directorii streitig zu machen, weil 
sonst eine bedenkliche Trennung im Corpus Evangelicorum zu 
befürchten sei. Desshalb und weil Preussen mit Rücksicht auf 



1) In Folge dessen erging von Berlin unter 'm 1. Dezember 1725 
ein Beschwerdeschreiben an die Herzöge von Sachsen- Weimar und 
Sachsen-Eisenach. 

Bei Abfassung dieses Schreibens passirte dem mit den früheren Er- 
eignissen nicht ganz vertrauten Decernenten das Malheur, dass er sich 
durch die Fassung des Art I. im Vertrage v. 17. Januar 1720 irre führen 
Hess, sodass in das Schreiben der Passus aufgenommen wurde: .... 
»Wir dennoch zu dieser Exercirung, vermöge des Unss und des Königs 
von GrossBrittanien Mt. als Churfürsten zu Braunschweig Lüneburg, von 
dem gesamten Corpore Evangelicorum geschehenen solennen Auftrags, 
vom 17*en Jan. 1720 allerdings befugte sind. 

Gegen eine derartige Autfassung versäumten beide Herzöge nicht, 
energisch zu protestiren. Der Herzog von Sachsen- Weimar schrieb 
unter' m 15. Dezember 1725: .... »Dass aber Ihnen beederseits das 
Condirectorium in Causis Evangelicis, als worauf Cardo Negotii beruhet, 
solenniter wäre aufgetragen worden und Wir darin condescendiret hätten, 
davon ist Uns nichts bekannte. Zugleich gab er als Grund des Aus- 
bleibens seines Gesandten an, dass, »sobald als der nun verstorbene 
ChurSächss. Gesandte von Gerssdorf mit schwerer Unpässlichkeit be- 
fallen worden, das würekliche Evangelische Geheim te Raths-Collegium 
zu Dressden ermeld tem Unsern Gesandten die Interims-Besorgung des 
ChurSächss. Voti aufgetragen, auch an Uns deshalber eine Notifikation, 
mit angehängtem Ersuchen darein zu willigen, abgelassene. 

Der Herzog von Sachsen-Eisenach schreibt unter'm 31. Dezember 1725: 
.... »Es findet sich aber in denen allhier vorhandenen actis nicht, 
dass Deroselben das Directorium in causis Evangelicis solenniter wäre 
aufgetragen, oder von denen Fürstl. Sächsischen Häusern darin condes- 
cendiret worden«. 



15ß 

seine äussere politische Lage nicht in der Weise vorgehen konnte, 
wie es unter andern Verhältnissen wohl gethan haben würde, 
wurden die Bemühungen abermals eingestellt und bald bewegte 
sich das Kursächsische Directorium wieder in dem alten Gleise. 



§. 11. 
Letzte Versuche einer Aenderung des Directorii seit 1731. 

In der folgenden Zeit bis zum Tode des Kurfürsten 
Friedrich August wurde demselben das Directorium von 
keiner Seite wieder ernstlich angefochten. Nur einmal, als im 
Sommer des Jahres 1731 der Kursächsische Gesandte gerade 
auf einige Wochen verreist war, erging von Berlin [21. August 
1731] an den in Regensburg befindlichen von Broich der 
Befehl, er solle mit dem Kurbraunschweiger Gesandten be- 
sprechen, ob man für den Fall, dass wichtige Sachen vorfielen, 
nicht das »alternative Directorium der bewussteji Convention« 
einzuführen sich angelegen sein lassen solle. »Wir glauben, 
dass man, jetziger Zeit, den Chur Sächsischen Hof, da derselbe 
gäntzlich auf der Franzosen Seite ist, Er auch auf allerhand 
schädliche Gonsilia abzuzielen scheinet, vielweniger als vorhin 
zu menagiren Ursach habe«. Bei der in Folge dessen zwischen 
v. Broich und dem Kurbraunschweiger Gesandten stattgehabten 
Unterredung erklärte letzterer zwar, d^tss er kein Bedenken 
tragen würde, bei vorkommenden Fällen, wo periculum in mora 
wäre, nach dem Inhalte der Convention zu verfahren, fügte 
jedoch nach dem Berichte v. Broich's hinzu: »Weilen aber 
dergleichen bis dato nicht vorgekommen, so fände er Bedencken, 
ohne Befehl seines Hofes solches vorzunehmen« 1 ). M. a. W. 
zur gemeinschaftlichen Führung eines Interimsdirectorii , aber 
auch zu weiter Nichts, wollte er sich eventuell verstehen. 
Damit war jedoch den Preussischen Intentionen wenig gedient, 



1) Bericht des von Broich v. 30. August 1731. 



159 

welche vielmehr darauf hinausliefen, das Interimsdirectorium 
nur als äussern Anlass zu benutzen, um die endliche Beseitigung 
des Kursächsischen Directorii überhaupt herbeizuführen und den 
Vertrag vom 17. Januar 1720 definitiv in Kraft zu setzen *). 
Bei der ablehnenden Haltung des Kurbraunschweiger Gesandten 
konnte man an eine Verwirklichung dieses Projektes nicht 
denken und musste es desshalb geschehen lassen, dass der bald 
darauf zurückgekehrte Kursächsische Gesandte die Direclorial- 
geschäfte wieder in ihrem früheren Umfange übernahm. 

Dagegen gab der am 1. Februar 1733 erfolgte Tod von 
Friedrich August der Preussischen Regierung Veranlassung, 
die Frage, ob auch seinem Nachfolger die Führung des Directorii 
des Corpus Evangelicorum zuzugestehen sei, einer ernsthaften 
Erörterung zu unterziehen. War doch die Furcht nur zu sehr 
begründet, dass der neue Kurfürst, der nicht in demselben 
Masse, wie sein Vater, geistige Regsamkeit und energische 
Willenskraft an den Tag legte, früher oder später durch Ver- 
mittelung seiner .bigotten Gemahlin sich zum fügsamen Werk* 
zeuge der Jesuiten hergeben und dann seine Stellung den Evange- 
lischen gegenüber zum Nachtheil derselben gebrauchen werde. 
Einem solchen zu befürchtenden Missbrauch des Directorii der 
Evangelischen wollte Preussen zuvorkommen, wenn es noch 
einmal mit Plänen hervortrat, die auf Beseitigung des Kur- 
sächsischen Directorii gerichtet waren. Fand die Preussische 
Regierung auch dieses Mal bei den evangelischen Ständen und 
vor Allen bei England keinen Anklang, so stand freilich zu 
erwarten, dass das durch die Länge der Zeit geheiligte katholische 
Directorium der evangelischen Stände überhaupt niemals werde 
beseitigt werden können. Immerhin aber hatte dann Preussen 
doch wenigstens seine Schuldigkeit gethan und konnte der 
weitern Entwicklung der Ereignisse mit diesem Bewusstsein 
entgegensehen. 



1) Es erhellt diese Absicht u. A. aus den im Text abgedruckten 
Worten des Rescripts v. 21. August 173).: »Wir glauben, dass man« pp. 
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Desshalb erging gleich nach erlangter Kunde von dem 
Ableben des Kurfürsten Friedrich August I. am 9. Februar 
1733 ein Rescript an den damaligen Preussischen Gesandten 
zu London, den Grafen von Degenfeld, in welchem derselbe 
beauftragt wurde, unter Bezugnahme auf den Vertrag vom 
17. Januar 1720 den Geheimerath von Hattorff und die 
andern Englischen Minister um ihre Meinung hinsichtlich des 
Regensburger Directorii inter Evangelicos zu befragen *). 

Noch ehe die Antwort hierauf erfolgt war, wurde ein 
Rescript an den Preussischen Gesandten zu Regensburg, von 
Danckelmann, erlassen, worin gesagt wird: .... »Da sehen 
Wir nicht ab , wie solch Directorium solte in der Persohn des 
jetzigen Churfürsten von Sachsen fuglich continuiret werden 
können c. Zugleich wurde Danckelmann angewiesen, diesen 
Gedanken als seine Privatmeinung gegen »Confidentioresc zu 
äussern und dieselben zu sondiren, auch sich mit dem Braun- 
schweiger Gesandten zu besprechen; »indessen aber müsset Ihr 
keine Conferentz unter den Evangelischen besuchen, wann 
dieselbe von dem Chur-Sachsischen Ministro angesaget wird, 
sondern Euch derselben unter dem Vorwand enthalten, das3 
Ihr zuforderst Befehl von Uns erwarten müsset, ob oder wie 
weit Ihr das Directorium Saxonicum inter Evangelicos noch 
femer agnosciren soltet«. Auch sollte er die übrigen Gesandten 
veranlassen, sich zu einer von dem Kursachsischen Gesandten 
etwa zu veranstaltenden Conferenz nicht einzufinden. 

Die Antwort Hattorffs, welche De gen fei d von London 
berichtete 8 ), ging dahin, dass man zwar Englischerseits von 
dem Vertrage vom 17. Januar 1720 nicht abgehen wolle; dass 
die Angelegenheit aber sehr delicat sei und vielfache Ueber- 
legung verdiene ; denn nähme man dem Kurfürsten von Sachsen 



1) Gleichzeitig sollte er auch Bücksprache nehmen wegen des Di- 
rectorii im Obersächsischen Kreise. Eine Erörterung hierüber wurde 
jedoch Englischerseite mit dem Bemerken zurückgewiesen , dass England 
in diese Angelegenheit sich nicht zu mischen beabsichtige. 

2) Relation v. 24. Februar 1733. 
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das Directorium, so könnte man ihm nicht verwehren, fortan 
einen katholischen Gesandten nach Regensburg zu senden. 
Mit dieser ausweichenden Erklärung war Preussen gar Nichts 
gedient und es wurde daher Degenfeld beauftragt, Hattorff 
um eine bestimmtere Erklärung zu ersuchen. Eine solche, die 
an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig Hess, erfolgte denn 
auch bald. Degenfeld berichtete unter* m 6. März 1733, dass 
Hattorff ihm mitgetheilt habe, »IhroK. M. von Grossbritannien 
hätten Ihm befohlen, mich zu versichern, dass Sie davont 
[nämlich von dem Vertrage vom 17. Januar 1720] »nicht im 
geringsten abgehen würden. Gleichwie aber erwehnter Vertrag 
nur gemacht wäre, zu präcaviren, dass zum Präjudiz der 
Protestantischen Religion ferner nichts vorgenommen werden 
möchte, der jetzige Ghurfürst von Sachsen auch bey seiner 
angetretenen Regierung es in Religions-Sachen bey dem vorigen 
gelassen hätte, und der Recess, dass die Lutherische Religion 
in Sachsen nach wie vor conservirt bleiben solte, beschworen 
wäre, so sähen Sie nicht ab, was man anitzo vor Exception 
wieder Ihn machen, oder unter welchem Prätexte man Ihm 
das Regensburgische Directorium inter Evangelicos disputiren 
könte .... Solte inzwischen der Churfürst von Sachsen einige 
Neuerungen in Religionssachen machen wollen, so würden Ihro 
Grossbritannische Maj. Sich denenselben mit Nachdruck opponiren 
und erwehntem Vergleiche vom 17ten Januar 1720 in allen 
Stücken nachkommen«. Bei dieser Erklärung blieb Hattorff, 
mochte man zu Berlin auch noch so triftige Gründe dagegen 
in's Feld führen *) , so dass schliesslich unter'm 14. April 1733 



1) Das Rescript v. 28. März 1733 hebt hervor, es lasse sich schwer 
vereinigen, wie England sich an den Vertrag binden und doch eine 
Continuation des Kursachsischen Directorii zulassen wolle .... »Es hat 
sonst hie bevor allemahl geheissen, dass sofort nach des Königes in Pohlen 
tödtlichem Hintrit, oberwehnter Tractat, und was darin enthalten, zum 
effect gebracht werden solte .... Es zeiget auch schon jetzo die Stift 
Naumburgische postulations-Sache , was vor ein embarrassantes Werck 
es sey, Chur- Sachsen bei dem Corpore Evangelicorum zum Directore zu 

Frantz, Kath. Direct. des Corpus Evang. \ \ 
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Degenfeld instruirt wurde, ihm mitzuthälen, dass, wenn man 
sich dort nicht an den Vertrag binde, Preussen sich auch nicht 
an dasjenige binden werde, was es sonst mit Kurbraunschweig 
vereinbart hätte. 

Die Nachrichten, welche aus Regensburg in Berlin einliefen, 
lauteten ebenfalls nichts weniger als günstig. Danckelmann 
berichtete wiederholt 1 ), dass die Gesandten durchgehends für 
eine Fortsetzung des Kursächsiscben Directorii instruirt zu sein 
schienen und dass namentlich der Kurbraunschweiger Gesandte 
kein Hehl daraus mache, wie sein Hof Willens sei, das 
Directorium vorläufig auf dem bisherigen Fuss zu lassen. Es 
dürften sich daher bei der intendirten Veränderung noch weit 
mehr Schwierigkeiten ergeben, als dies 1717 der Fall gewesen 
sei und würde eine vollständige Trennung die nothwendige 
Folge sein. Dieser Ansicht wären alle Gesandten, mit denen 
er darüber gesprochen hätte, so namentlich auch der Baireuther 
und der Hessen-Casseler. Uebrigens habe der Kursächsische 
Gesandte bereits am 25. Februar zur Dictatur ansagen lassen 8 ) 
und sei dieselbe von allen Gesandten beschickt worden. Es 
, stehe zu 'erwarten , dass er demnächst auch zu einer Gonferenz 
ansagen lassen werde. 

Die von Danckelmann beigebrachten Gründe wirkten zu 
Berlin überzeugend, so dass man, um die zu befürchtenden 



haben, da selbiger ChurFürst bereits anfangt, das DomCapitul zu Naum- 
burg und Zeitz, mit der äussersten Härtigkeit und weit ärger als vorhin 
geschehen, zu opprimiren und dasselbe seines wohl hergebrachten 
Juris postulandi zu berauben«. 

1) Relationen t. 26. Februar, 5. und 17. Marx 1733. 

2) Wie Danckelmann hervorhebt, sei das nur geschehen, um >einen 
actum Directorialem zu exerciren« , da pressante Angelegenheiten gar 
nicht vorgelegen hätten. Diese Ansicht war auch in katholischen Kreisen 
verbreitet; so berichtet z. R die Principal -Commission am 27. Februar 
1733 nach Wien: Es sei die Dictatur geschehen »ohne Zweifel in der 
Absicht, bey nunmehro angetrettener neuen Regierung einen actum 
agnitioni8 vor das Chur -Sächsische Directorium, in Sachen die Pro- 
testantische Religion betreffend, herauszubringen«. 
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grössern Uebel zu vermeiden, lieber das katholische Directorium 
anzuerkennen beschloss. Nur das Eine glaubte man mit Fug 
und Recht verlangen und die Ertheilung der Genehmigung 
davon abhängig machen zu dürfen, dass nämlich der neue 
Kurfürst von Sachsen dem Corpus Evangelicorum Sicherheit 
leiste für eine unverfängliche Führung des Directorü und den 
Schutz der evangelischen Religion: »Es wehre aber doch auch 
woll höchst nötig, dass das Corpus Evangelicum, ehe und 
bevor selbiges die continuation des Chur-Sächsischen Directorü 
völlig agnosciret, dem Chur-Fürsten von Sachsen gewisse 
postulata wie solch Directorium von nun an auf eine dem 
Evangelischen Wesen unverfängliche Art zu führen, auch der 
Evangelischen Religion in Sachsen hinlänglich zu prospiciren 
sey, proponirte, und des Chur-Fürsten Erklährung darüber 
forderte, auch wann solche postulata eingegangen würden, 
bündige Reversales von demselben darüber ausstellen liessec. 
In diesem Sinne wurde Danckelmann instruirt, sich mit den 
übrigen Gesandten zu besprechen. Zugleich wurde er ange- 
wiesen, die Conferenzen zwar zu besuchen, »jedoch unter der 
ausdrücklichen Reservation, dass Wir durch den Euch deshalb 
ertheilten Befehl , die Continuation des Directorü inter Evan- 
gelicos .... so lange nicht agnosciren könten, noch würden, 
alss bis derselbe Uns und Unsere Evangelische Herren Mit- 
Stände .... durch die verlangende Reversales gehörig und 
hinlänglich beruhiget haben würde« J ). 

Inzwischen hatte der Kursächsische Gesandte, bevor noch 
die erste derartige Instruktion [vom 28. März 1733] Danckel- 
mann erreicht hatte, im Vertrauen auf die Kurbraunschweiger 
Unterstützung, Ende März zur Conferenz ansagen lassen. Auf 
alle Vorstellungen, die Danckelmann dagegen durch den 
Baireuther Gesandten machen Hess und auf die Drohung, »dass 
er mich nöthigen würde, durch meine declaration die Sache 
in contradiction zu setzen, woferne die angesagte Conferenz 



1) Reacripte v. 28. M&rz und 14. April 1733. 

11 
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nicht abgesaget würdet , erwiderte der Kursachsische Gesandte, 
die Conferenz könne er nicht absagen, wolle »jedoch keine 
Session veranlassen, nichts wichtiges eigentlich proponiren, 
sondern nur von denen vorhandenen Materien in circulo Er- 
wehnung thun, damit man sich darauf praepariren könnet. 
Auf diese Weise wurde dann in der That die Conferenz ab- 
gehalten; sämmtliche Gesandten waren erschienen und nur 
Danckelraann, der frühern Instruktion gemäss, davon fort- 
geblieben *)• 

Als darauf die neue Instruktion in Regensburg eintraf, 
richtete Danckelmann alsbald sein Augenmerk darauf, der 
darin ausgesprochenen Ansicht bei den evangelischen Gesandten 
Eingang zu verschaffen. Indessen auch damit hatte er keinen 
sonderlichen Erfolg: die meisten Gesandten hielten, wie ge- 
wöhnlich, mit ihrer Meinung hinter dem Berge und suchten 
einer bestimmten Auslassung auszuweichen , wogegen der Kur- 
braunschweiger Gesandte ihm rundweg erklärte, er könne 
nichts Anderes thun, als »die Continuation simpliciter zu 
agnosciren«; auf der Ausstellung von Reversalien zu be- 
stehen, hätte er keine Instruktion. Uebrigens würden dieselben 
auch nicht kräftiger sein , als die dem Kursachsischen Landtage 
abzugebenden Religionsversicherungen 9 j. 

Nichtsdestoweniger aber wollte der König von Preussen 
wenigstens vorläufig an dieser gewiss gerechtfertigten Forderung 
festhalten. Desshalb erhielt Degenfeld unter'm 9. Mai 1733 
den Befehl, Ha ttorff gegenüber mit allem Nachdruck darauf 
zu bestehen, dass der Kurbraunschweiger Gesandte unverzüglich 
instruirt werden möchte, auf die Ertheilung von Reversalien zu 
dringen. »Ihr könnet dabey zu erkennen geben, Uns wehre 
gar wohl bewust, dass alles, so Wir dieser affaire halber alldort 
vorstellen Hessen, dem Chur-Sächsischen Hoffe hinterbracht 
würde, solches aber solte und könte Uns nicht abhalten, 



1) Relation v. 30. März 1733. 

2) Relationen Danckelinann's v. 13. und 23. April 1733. 
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dass Wir nicht in einer so wichtigen und dem Evangelischen 
Religionswesen im Reich so hoch angelegenen Sache, ferner 
alle die Sorgfalt und Bemühungen anwenden würden, zu 
welchen Wir, vor Gott und Unserem Gewissen Uns schuldig 
und verbunden erachteten«. Auch das Preussische Ministerium 
richtete am 7. Mai 1733 an die Geheimen Räthe zu Hannover 
ein Schreiben, in welchem das gleiche Ersuchen ausgesprochen 
wurde. 

Aber alle Anstrengungen waren vergebens. Die Antwort, 
welche von beiden Seiten erfolgte, war so kühl und . ablehnend 
als möglich gehalten: Man sehe nicht ein, welchen Vortheil 
die verlangte Ausstellung von Reversalien ^dem evangelischen 
Wesen bringen solle; man könne nur bei dem frühern Ent- 
schlüsse bleiben, der dahin gehe, dass man schlechthin in die 
Continuation des Kursächsischen Directörii willigen wolle, so . 
lange dasselbe nichts Widriges vornehmen würde *). Vergebens 
waren alle gegen diese Ansicht von Preussen beigebrachten 
Gründe , so dass endlich die Preussische Regierung, die Erfolg- 
losigkeit ihrer Bemühungen einsehend, dem Englischen Hofe 
»raisonablere Gedanken« beizubringen, am 16. Juni 1733 
Degenfeld anwies, von weiteren Versuchen Abstand zu 
nehmen. 

Jetzt kam es darauf an, die übrigen evangelischen Stände 
zu veranlassen, die einmal für nöthig erachtete Ausstellung 
von Reversalien von Kursachsen zu verlangen. Aber auch da 
stiess man auf eine wenig entgegenkommende Haltung und 
vor allen Dingen fehlte es an der Geneigtheit zu einem ent- 
schiedenen Handeln. So berichtet Danckelmann unter'm 
18. Juni 1733 aus Regensburg: Wenn er den evangelischen 
Gesandten vorstelle, von wie grossem Nutzen es sein würde, 



1) Ein Rescript v. 19. Mai 1733 an Danckelmann klagt bitter 

über das Verhalten des Englischen Hofes »dass Er, aus blosser 

Jalousie jegen Uns, und umb Sich dem Churfürsten von Sachsen gefällig 
zu erweisen, das Interesse Evangelicorum .... mit so grosser legeretä 
hindansetzet«. 
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vom Kurfürsten von Sachsen die Ausstellung bündiger Rever- 
salien zu verlangen, so erkannten sie das durchgehends an, 
mit alleiniger Ausnahme des Kurbraunschweiger Gesandten; 
wenn er aber dann ihnen vorschlage, gemeinschaftliche Schritte 
zu thun, so zögen sie sich alle zurück und schützten allerlei 

Bedenken vor. Und unter'm 6. August berichtet derselbe : 

»Da man bishero aller von mir geschehenen und wiederhohlten 
Vorstellungen des Directorii inter Evangelicos wegen ohnge* 
achtet, deshalb in einer gantz sorglosen Gelassenheit bleibet«. 

Noch unterliess es Preussen nicht, den letzten ihm frei- 
stehenden Weg einzuschlagen und direkt bei dem Sächsischen 
Hofe in Dresden durch seinen dortigen Gesandten v. Lüderitz 
die Ausstellung von Reversalien als Bedingung der Weiter- 
führung des evangelischen Directorii zu verlangen. Da ward 
demselben die überraschende Antwort, dass .... »von dem 
Corpore Evangelico die Continuation des Directorii inter Evan- 
gelicos des Churfürsten Königl. Hoheit, nachdem Dieselbe 
die begehrte Reversales ausgestellt, accordiret worden 
wäre« *). Es ergab aber alsbald eine Anfrage in Regensburg, 
dass diese Erklärung des Kursächsischen Minis terii auf einem 
Missverständniss beruhen müsse. DennDanckelmannschriebam 
19. October 1733, dass ihm von derartigen Reversalien nicht 
das Geringste bekannt sei : »So wenig nun Corpus Evangelicorum 
die qu. Reversalien von Chur-Sachsen bishero verlanget, so 
wenig sind sie auch Chur-Sächsischer Seits ultro angebothen, 
weniger ertheilet worden«. Auf Vorhalt dieser Erklärung wurde 
Lüderitz 2 ) die Antwort, dass die Ausstellung von Reversalien 
allerdings nur irrthümlich erwähnt sei, dass aber der Kur- 
sächsische Gesandte zu Regensburg dem Corpus Evangeliconur 
»zur gnugsamen Sicherheit hinlänglich Declarationes gemacht' 
habe. 



1) Bericht des v. Lüderitz d. d. Dresden, den 26. September 17' 

2) Desgl. d. d. Dresden, den 27. November 1733. 
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Was es mit diesen »Declarationesc für eine Bewandtniss 
hatte, geht zur Genüge hervor aus einer Relation Danckel- 
mann's vom 17. Dezember 1733. Derselbe theilt darin mit, 
der Kursächsische Gesandte habe, soviel ihm bekannt sei, 
»keinem einlzigen Evangelischen Gesandten , geschweige Corp. 
Evangel. auf Befehl Seines Herrn , einige Declaration zur Sicher- 
stellung des Evang. Wesens, bey fortführendem Directorio 
gethan; Sondern, alles, was Er dieserwegen gegen ein oder 
andern Evangel. Gesandten und mich selbsten geredet, ist par 
forme de discours , und nur dahin geschehen, dass Er für seine 
Persohn nicht nur verhoffe, sondern versichert sey, sein 
gnädigster Herr würde es auf gleiche Weise, als Sein Herr 
Vater gethan, in Religions-Sachen halten«. 

Zu etwas Weiterem kam es auch in der Folge nicht. Der 
Kurfürst von Sachsen glaubte, im Vertrauen auf die Englische 
Hülfe, ohne Gefahr für seine Directorialstellung von der Er- 
theilung der geforderten Reversalien an das Corpus Evan- 
gelicorum abstehen zu können und begnügte sich lediglich mit 
der Ausstellung der üblichen Religionsversicherungen an die 
Sächsischen Stände, wie solches insbesondere unter'm 12. Mai 
und 19. August 1734 geschah *). 

Dem gegenüber war Preussen allein nicht im Stande, auf 
seiner Forderung der Reversalien noch ferner zu beharren. Es 
erging desshalb das Rescript vom 7. Januar 1734 an Danckel- 
mann: »Sehen Wir nicht ab, was bey denen .... berichteten 
Umständen, des Chursächsischen Evangelischen Directorii halber, 
vor der Hand anderes zu thun, als noch etwas weiter abzu- 
warten, wo es mit dem ChurSächsischen Hofe desfalls hinaus 
wolle, und ob derselbe solche triftige Uhrsachen zu einer ge- 



1) Vergl. Weisse, Neueste Geschichte des Königreichs Sachsen seit 
dem Prager Frieden, Bd. IL S. 161 ff. — Gretschel a. a. 0. III. S. 81. 

In der Assekuration v. 19. August ist gesagt ,' »dass Ihro Königl. 
Maj. ihrem geheimen Consilio in der demselben ertheilten Instruktion 
diejenigen Sachen auch in Zukunft übertragen habe, so die Religion, 
das Directorium inter Evangelicos in Imperio .... beträfen«. 
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gründeten meflance äussern und geben wird, dass man bey 
dem Corpore Evangelicorum eine Aenderung mit dem Directorio 
wird treffen müssen«. 

Bei diesem Abwarten blieb es und die Kurfürsten von 
Sachsen behielten seitdem den unangefochtenen Besitz des 
Directorii im Corpus Evangelicorum bis zu dessen Auflösung 1 ). 
Die Preussische Regierung hatte aus den bisherigen verunglückten 
Versuchen zur Genüge ersehen, dass die Uneinigkeit und das 
Zögern der evangelischen Stände es niemals zur Ausführung 
ihrer lediglich das gemeinsame Interesse der Evangelischen be- 
zweckenden Vorschläge kommen lassen würde. Sie unterliess 
es desshalb, soweit ersichtlich, in Zukunft überhaupt wieder 
mit solchen Vorschlägen hervorzutreten. Vielmehr zog sie es 
vor, bei der in der Folge immer bedeutungsloser werdenden 
Stellung des Directorii der evangelischen Stände, auf eigene 
Hand für den Schutz und die wahre Wohlfahrt des evangelischen 
Wesens in Deutschland zu sorgen und so, auch ohne die 
formelle Sanktion des Corpus Evangelicorum, allen feindlichen 
Bestrebungen ein wirksames Gegengewicht gegenüberzustellen. 

§. 12. 
Die Bedeutung des katholischen Directorii. 

Es ist bereits mehrfach hervorgehoben worden und muss 
an dieser Stelle nochmals betont werden, wie das Kursächsische 



1) Dadurch war nicht ausgeschlossen, dass Preussen auch später 
noch mehrfach das Interimsdirectorium ausübte, auch einige Male, wo 
der Kursächsische Gesandte sich weigerte, zur Conferenz ansagen zu 
lassen, im Ein verstand nies mit Kurbraunschweig dieselbe veranstaltete. — 
Vergl. Mo ser, Von der Teutschen Religions- Verfassung, S. 368 ff. 

Immerhin aber lassen sich eigentliche Versuche, das Kursächsische 
Directorium zu beseitigen, nicht nachweisen. Insbesondere gab der nach 
der kurzen Regierung des Kurfürsten Friedrich Christian erfolgende 
Regierungsantritt des Kurfürsten Friedrich August III. zu keinerlei 
ernstlichen Erörterungen Anlass. 
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Directorium des Corpus Evangelicorum seit 1697, wo nicht 
schon früher, immer mehr von seiner ursprünglichen Bedeutung 
als Hort und Vormacht des Protestantismus , als oberster Ver- 
treter der Evangelischen dem Katholicismus gegenüber verlor, 
und wie sich der Schwerpunkt der evangelischen Angelegen- 
heiten immer mehr zu Preussen neigte, so dass schliesslich 
nach dem Directorialstreit Preussen die Spitze der Evangelischen 
bildete und das Kursächsische Directorium nichts Anderes war, 
als eine inhalts- und bedeutungslose Form *). Der Kursächsische 
Gesandte verrichtete zwar nach wie vor alle diejenigen Hand- 
lungen, welche sich als Ausfluss der Directorialstellung dar- 
stellten; aber dieselben trugen lediglich einen formellen Charakter. 
Wenn es darauf ankam , einen wichtigen Beschluss zu fassen, 
so konnte er sich keines hervorragenden Einflusses auf die 
Entscheidung des Corpus Evangelicorum rühmen. Ging es doch 
sogar soweit, dass das früher allgemein anerkannte Recht des 
Directorii, einlaufende Sachen, die dasselbe für ungeeignet zur 
Behandlung durch das Corpus befand, ohne Weiteres nach 
eigenem Ermessen zurückzuweisen, nach dem Directorialstreit 
demselben nicht mehr zugestanden wurde; vielmehr verlangten 
die Vertreter der angeseheneren Stände, vor Allen derPreussische 
Gesandte, dass solche Angelegenheiten vorher ihnen unter- 
breitet und sie um ihr Gutbefinden befragt würden 2 ). Und 
dem Kursächsischen Gesandten blieb in der Regel nichts 
Anderes ' übrig , als diesen und ähnlichen Anforderungen sich 
zu fügen , wollte er nicht Gefahr laufen , dass die Gesandten 
unter Ignorirung seiner Entscheidung zur Behandlung der be- 



1) Vgl. Böttiger a. a. 0. II. S. 313. — Mirabeau, De la Monarchie 
Prussienne sous Fräderic le Grand bemerkt Tome IV. p. 20: »Ce qui 
peut paroitre singulier, c'est que l'electeur, quoique catholique, ait con- 
serve* Poffice de directeur des ätats protestans ä la diete; mais on doit 
comprendre que si le chef de Tempire y possede des pouvoirs si bornäs, 
ceux du directeur d'une certaine classe d'ätats le sont bien davantage 
encore. üs ne portent en effet que sur des objets sans importance«. 

2) Vergl. Moser, Von der Teutschen Religions-Verfassung, S. 370 ff. 
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treffenden Angelegenheiten schritten. Ja, die UnSelbstständigkeit 
des Kursachsischen Directorii erreichte schliesslich einen solchen 
Grad, dass der Kursächsische Gesandte nicht einmal mehr die 
Ansage zur Conferenz ergehen zu lassen wagte, ohne zuvor 
mit den einflussreicheren Gesandten über den Tag der Zusam- 
menkunft und die zu behandelnden Gegenstände Rücksprache 
genommen zu haben *). 

Aus dem Gesagten erhellt zur Genüge, dass die Kurfürsten 
von Sachsen, selbst wenn sie die Absicht gehabt hätten, ihre 
Directorialstellung zum Nachtheil der Evangelischen auszubeuten, 
dazu doch in Folge der geringen, ihnen durch dieselbe ge- 
währten Befugnisse nicht im Stande gewesen sein würden. 
Freilich hat es von Anbeginn des Directorii nicht an den 
mannigfachsten Beschwerden über dessen Verwaltung gefehlt. 
So wurde ihm bald der Vorwurf der Parteilichkeit , bald der 
Hinneigung an den Wiener Hof, bald der Nachlässigkeit und 
Verschleppung der eingegangenen Sachen und dergleichen mehr 
gemacht 2 ). Aber alle diese Vorwürfe, die in einzelnen Fällen 
wohl berechtigt gewesen sein mögen, wollten im Grunde wenig 
bedeuten und würden bald in höherem, bald in 'geringerem 
Grade auch vorgebracht worden sein, wenn das Directorium 
in die Hände eines andern evangelischen Standes übergegangen 
wäre. 

Der beste Beweis dafür , dass die Kurfürsten von Sachsen 
die durch ihr Directorium ihnen gewährten Befugnisse nicht 
missbraucht haben, um die Evangelischen zu Gunsten der 
Katholiken zu benachtheiligen , dürfte aus dem Verhalten der 
letzteren, insonderheit der Curie und des Wiener Hofes, ab- 
zunehmen sein. Anfanglich beim Uebertritt des Kurfürsten 
Friedrich August I. sah es allerdings die katholische Partei 



1) Vergl. Mo ser, Staats-Recht, X, S. 151. 

2) Henniges, Meditationes ad Instrumentum Paris, Tom. II. SpecIIX. 
p. 1298 squ. zählt eine Reihe der älteren Beschwerden auf. — Vgl. auch 
Moser, Staats-Recht, X. S. 140 ff. 
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gern, dass er das Directorium weiter führte und hegte die 
grössten Hoffnungen, dass aus einer derartigen Stellung ihr 
erhebliche Vortheile erwachsen würden. Indessen bereits beim 
Uebertritt des Kurprinzen war sie anderer Meinung und hielt 
es desshalb seit 1717 für vortheilhafter, wenn der Kurfürst das 
Directorium aufgäbe und der evangelischen Partei vollständig 
entsagte [siehe oben S. 75 f.], was doch gewiss nicht geschehen 
sein würde, wenn ihre Hoffnungen sich bisher auch nur in 
etwas erfüllt hätten *). 

In der Folge, namentlich als nach dem Regierungsantritt 
von Friedrich August II. Preussen die geschilderten An- 
forderungen stellte, wurde diese Ueberzeugung immer mehr in 
der katholischen Partei befestigt. Ein zu Wien befindliches 
Schriftstück aus dem Jahre 1735 ergeht sich in lebhaften 
Aeusserungen des Unwillens über die dem katholischen Kur- 
fürsten von Seiten der Evangelischen gemachten Zumuthungen. 
Es heisst darin u. A. : »Endlich ist durchauss für höchst unbillich 
anzusehen, dass man einem Catholischen LandesFürsten zu- 
muthen will, dass er gleich einem Protestantischen Fürsten 
alles vorkehre, was nur von weiten nit allein zu erhaltung, 
sondern auch zu besseren aufnahm der Augspurg. Confession 
vorträglich scheinet , herentgegen aber seines Glaubens Genossen 
alles unter- und aufkommen unmöglich mache, auch zugleich 
seiner Unterthanen gewissen also binde, dass keiner ohne 
schaden an ehr und gut zu der Catholischen religion sich 
wenden könne« .... 

Dieser Unwille machte sich auch später noch in den ver- 
schiedensten Aeusserungen Luft, als man merkte, dass auch 
Friedrich August II. die bereits in seinen Vater vergeblich ge- 
setzten Hoffnungen zu erfüllen nicht geneigt war. So wird in 



1) Vergl. v. Bülow, Ueber Geschichte und Verfassung des Corporis 
Evangelicorum, S. 129 f. — Pütter, Historische Entwickelung der heutigen 
Staatsverfassung des Teutschen Reichs, IL S. 355. — Menzel, Neuere 
Geschichte der Deutschen, IX. S. 254. — Gretschel, Geschichte des 
Sächsischen Volkes und Staates, II. S.595. 
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einem Wiener Aufsatze aus dem Jahre 1759 gesagt, dass »die 
Verführung des Directorii per Chur-Sachsen . . . dem catho- 
lischen Wesen, wider anfanglich Verhoffen zeither schlechten 
Vortheil gebracht« habe *). Und in einem andern Aufsatz heisst 
es: ... . »gleich dann dieses, dass. das catholische Wesen da- 
von schlechten Vortheil gehabt, dass Chur-Sachsen .... bei 
den Protestanten geblieben, nur allzurichtig und bekannt ist, 
und sich dadurch veroffenbahret , wenn man in Erwegung 
ziehet, dass die Protestirende in ihren Principiis niemals so 
weit gegangen, und zu so vielen, dem catholischen Wesen 
höchst bedenklichen Schlüssen und deren eigenmächtiger Voll- 
streckung geschritten seynd, als seitdem das Directorium von 
ihren Conferenzien in denen Händen eines catholischen Standes 
ist, der aber selbst und unmittelbar nichts dabey thun darf, 
noch von seiner Stimme Meister ist« *). 

Am Klarsten aber erhellt die Anschauung der Katholiken 
daraus, dass man 1768 nach dem Regierungsantritt Friedrich 
August III. katholischerseits allen Ernstes damit umging, den- 
selben zu einer Niederlegung des Directorii zu veranlassen. 
Bei den einschlagenden Akten des Wiener Archivs [Rel.-Akten 
fasc. 27] findet sich zunächst ein Gutachten , dessen Verfasser 
sich leider nicht nennt: »Ohnmaasgeblicher Vorschlag, das der- 
malen per KurSachsen verführte Directorium inter Protestantes 
betreffend.« In demselben wird eine kurze Entwickelung des 
Directorialstreites von 1697 resp. 1717 und 1718 gegeben und 
sodann gesagt: »Und wie nun also protestantischer Seits die 
Fortführung des Directorii per KurSachsen verschiedene Be- 
dencklichkeiten gefunden hat; So ist solche auch auf katholischer 
Seite nicht für gleichgültig angesehen worden, so dass des 
Königs von Pohlen Majest. diesertwegen von Päpstl. Heilichkeit 
eine eigene Concession und Dispensation erhalten haben, wo- 
durch Ihnen solches gebilliget wird, weilen man natürlicher 



1) Vergl. Faber, Neue Europäische Staatscantzley, IV. S. 251. 

2) Vergl. Faber, a. a. 0. IV.'s. 261. 
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weisse davor gehalten, dass Rei Catholicae hierdurch mehr ge- 
rathen seye, wann ein lutherisches Ministerium eines katho- 
lischen Herrn in Sachen der Protestirenden das Directorium 
führe, alss wann solches an einen pur-Protestantischen Hohen 
Reichss-Stand nebst seinen Ministris und Dieneren, der vor 
seine Person selbst der A. C. zugethan wäre, gelangen solte.« 
Es wird darauf ausführlich erörtert, dass aus dem Directorium 
des Kurfürsten von Sachsen den Katholischen nicht nur kein 
Vortheil, sondern geradezu Schaden erwachsen sei, indem ihnen 
dadurch ein Kurfürstliches Votum entzogen werde. Der Verfasser 
kommt daher zu dem Resultate: »Dass pro Re Catholica die 
fernere Verführung des protestantischen Directorii per Kur- 
Sachsen nicht rathsam seye, und dieser für die Katholische 
Religion sehr eifrige Herr sich dessen vielmehr zu entschlagen 
habe, solches auch zu thun befugt seye.« Er fügt noch hinzu: 
.... »Man darf dabey wohl sagen, dass das KurSächsische 
Directorium die letztere Zeiten her, ein Directorium precarium 
gewesen, da der KurSächsische auch dirigendo nicht das, was 
er davor gehalten, sondern was KurBrandenburg und Kur- 
Braunschweig gut gefunden, zu thun vermögt, dass also durch 
den Verzicht auf dieses Directorium man ehender eine be- 
schwerliche Last, als einen Vorzug ableget.« 

Die nächste Veranlassung zu einer Erörterung der Frage 
am Wiener Hofe gab ein Bericht des in Dresden als Gesandter 
befindlichen Grafen von Wurmbrand. Derselbe berichtete 
unter'm 29. October 1768, dass ihm die verwittwete Kurfürstin 
von Sachsen im Vertrauen von einem Projekt Mittheilung ge- 
macht habe, »so der Beichtvater P. Herz dem Churfürsten 
beybringen wolle, und in dem bestehet, dass der Churfürst die 
religions-reversalien nicht bestätigen und das sog. Corpus Evan- 
gelicorum abgeben solle.« 

In Folge dieses Berichtes fand über die zu treffenden Mass- 
regeln am 16. November 1768 zu Wien eine eingehende Be- 
rathung statt, an welcher Theil nahmen der Reichs- Vicekanzler 
Fürst von Coloredo, der Staätsminister v. Pergen, der 
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Staatsrat!) v. Binder und der Reichs-Referendar v. Leykam. In 
dem uns erhaltenen Protokoll wird ausgeführt, dass es aller- 
dings »vor das Catholische weesen, vor den Kais. Hof .... 
verträglich und nützlich, wenn der Ghurfürst von Sachssen 
von seinen Religions reversalien lossgemacht, mithin von 
der abhängigkeit eines Protestant, geh. RathsCollegii und 
von dem sogen. Corpore Ev. befreyet und entfernet, fort in den 
Stand gesetzet werden könne, als ein Catholischer Reichsstand 
frey und zum Nutzen der religion des R. Hofs und des . . Ertz- 
hauses öffentlich zu erscheinen und zu handeln.« Indessen 
werden doch allerhand Bedenken geltend gemacht, welche zur 
Zeit gegen ein direktes Vorgehen des Wiener Hofes sprächen; 
namentlich wisse man nicht, wie der Kurfürst über das Projekt 
denke, sodass »Ihr. K. M. sich in der sache dermahlen — im 
mindesten öffentlich einzulassen, nicht einzurathen.« 

Daher wurde der Graf von Wurmbrand lediglich beauf- 
tragt, der Kurfürstin für ihre Mittheilung zu danken und sie um 
weitere Nachricht zu ersuchen. Im Schreiben v. 28. November 
1768 berichtet derselbe über die Erledigung dieses Auftrags 
und verspricht, weiteren Bericht abzustatten. Leider brechen 
die Akten hier ab und wir erfahren desshalb nicht, ob etwa 
von Wien noch andere Schritte gethan sind. Doch geht 
wenigstens soviel aus dem Schreiben v. 28. November hervor, 
dass das Projekt des Pater Herz beim Kurfürsten eine ungünstige 
Aufnahme erfuhr und auch die verwittwete Kurfürstin dem- 
selben nachträglich ihre Unterstützung verweigerte *). 

Es ist mehrfach behauptet worden, dass das katholische 
Directorium wenigstens insofern indirekt einen schädigenden 
Einfluss auf die Entwicklung des evangelischen Religionswesens 
in Deutschland geübt habe, als dadurch den Aeusserungen des 
Corpus Evangelicorum der Gegenpartei gegenüber ihr Gewicht 
entzogen worden sei, weil dieselbe gewusst habe, dass der Kur- 



1) Es heisst in dem Schreiben, die Kurfürstin habe erklärt, sie 
»hoffete, es würde dieser Antrag seines Beichtvaters nicht statt finden c. 
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fürst von Sachsen den Beschlüssen doch niemals den gehörigen 
Nachdruck zu geben gesonnen sei *). Es mag dies ja in ge- 
wissem Sinne zutreffend sein ; indessen vermag ich nicht darauf 
ein so grosses Gewicht zu legen. In erster Linie war es viel- 
mehr die Uneinigkeit und Rivalität der evangelischen Fürsten 
unter einander, welche ein Zusammenhalten derselben er- 
schwerte und die Bedeutung des Corpus Evangelicorurn immer 
mehr herabdrückte. Dieselben Umstände würden auch vorge- 
legen haben, wenn das Directorium in die Hand eines evange- 
lischen Fürsten, etwa des Königs von Preussen, übergegangen 
wäre. Auch in diesem Falle würde die Uneinigkeit der evan- 
gelischen Fürsten einem kräftigen Auftreten des Corpus hin- 
dernd im Wege gestanden haben und Preussen nicht im 
Stande gewesen sein, mehr für das evangelische Beste zu leisten, 
als es ohnehin, auch ohne das Directorium zu führen, geleistet 
hat. Vielmehr würde gerade eine Beseitigung des katholischen 
Directorii in mehrfacher Hinsicht, wie früher hervorgehoben 
wurde, schädliche Folgen gebracht haben. Wir müssen daher 
sagen, dass das katholische Directorium des Corpus Evangeli- 
corurn allerdings ein merkwürdiges, einzig in seiner Art da- 
stehendes factum ist , dass dasselbe aber auf die Entwickelung 
des evangelischen Religionswesens in Deutschland einen wesent- 
lichen Einfluss nicht geübt hat. 



1) Vergl. Menzel a. a. 0. IX. S. 254 f. — Gretsohel a. a. 0. IL 
S. 595. 



Anlagen. 



A. 

Vergleich zwischen Ghur-Brandenbnrg und Ghur-Braunschweig 

in der Directorial-Sache ] ). 

Demnach Occasione des Uebertriets Sr. Durchleuchtigkeit 
des Chur-Printzens von Sachsen zu der Römisch-Catholischen 
Religion, in Corpore Evangelicorum allerley Irrungen und Miss- 
helligkeiten sonderlich wegen Führung des Directorii, entstanden, 
zu deren Abhelffung man in Corpore Evangelicorum ein gutes 
Vernehmen und Vereinbahrung zwischen denen beeden Chur- 
Häussern, Brandenburg und Braunschweig, vorlängst schon 
gerne gesehen und gewünscht hätte: Alss ist endlich, durch 
Gottes Beistand es dahin gediehen, dass man Chur-Branden- 
burg- und Chur-Braunschweigischer Seits, wegen Führung ob- 
gedachten Evangelischen Directorii, sich folgendergestalt gesetzet 
und vereinbahret, nehmlich: 

I. 

ChurBrandenburg und ChurBraunschweig wollen auf Ver- 
langen und mit Genehmhaltung der übrigen Evangelischen 
Stände, Sich zusammen mit dem Directorio inter Evangelicos 
beladen und solches conjunctim verwalten, Und soll 



1) Nach dem zu Berlin befindlichen Original. 
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IL 

Eine gäntzliche Alternation zwischen ChurBrandenburg 
und ChurBraunschweig in dirigendo observiret und auf Reichs- 
und Deputations-Conventen von einer Conferentz oder Session 
zur andern im Directorio abgewechselt; von GhurBrandenburg 
aber der Anfang geniachet werden. 

in. 

Doch soll das Directorium agens deshalb vor dem andern 
keinen Vorsitz praetendiren, sondern Jeder seinen rang oderOhrt 
behalten. 

IV. 

Wenn Schreiben oder Memorial ien an das Corpus Evange- 
licorum einlauffen, soll derjenige von den Gesandten, an dem 
die Ordnung zu dirigiren ist, dieselbe erbrechen, dem anderen 
communiciren und hernach dictiren lassen. 

V. 

An Wem die Ordnung zu dirigiren ist, der lasset auch zur 
Conferentz ansagen. 

VI. 

Gleichwie auch wenn der Eine abwesend oder Krankheit 
halber verhindert wird. 

VII. 

Schreiben und anders, so beym Corpore resolviret worden, 
lasset der von denen Directorial-Gesandten expediren , welcher 
in der Sache zuletzt dirigiret hat. 

VIII. 

Bey entstehenden Zweifel soll ad Corpus referiret und 
dessen Entscheidung erwartet werden. 

Frantz, Kath. Direct. des Corpus Evang. 12 
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IX. 

Im Fall kein Reichstag wäre, und eine anderweite Convo- 
cation würde von beiden Directoribus für nöthig erachtet, so 
ist das Ausschreiben von gesarnbten Directorii wegen zu thun, 
und sodann wie auf Reichs- und Deputations-tägen von einer 
Conferentz zur anderen in dirigendo zu wechseln. 

Zu Uhrkund dessen ist dieser Vergleich in duplo ausgefertiget, 

« 

von beyden Theilen unterschrieben und besiegelt auch aller- 
gnädigste Ratificationes allerunterthänigst einzuhohlen hiermit 
verabredet worden. So geschehen Regensburg den 17. Januarii 
1720. 

Ernst 6. von Metternich. R. von Wriessberg. 

[L.S.] [L.S.] 



B. 



Ratification der zwischen Sr. K. Mtt. in Preussen und Ihro 

K. Mtt. v. Gros Britannien, wegen des Regenssb. Directorii 

inter Evangelicos aufgerichteten Convention *). 

Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König in 
Preussen etc. Fügen hiemit zu wissen: Nachdem zwischen Uns 
und Ihro Königl. Mtt. von Gros Britannien , durch beyderseits 
dazu authorisirte Ministros, ein gewisser Vergleich, wegen des 
Regcnssburgischen Directorii inter Evangelicos, Sub dato 
Regenssburg den 17. Jan. 1720 errichtet worden, welcher von 
Wordt zu Wordt also lautet: 



1) Nach dem Berliner Concept. 
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Inseratür 

dass Wir solchen Vergleich, in allen Seinen Articulen, Clausulen, 
und gantzem Begriff, approbiret und genehm gehalten haben, 
immassen Wir denselben hieniit, und in Krafft dieses, approbiren 
und ratificiren , Bey Unserem Königl. Wordt und Glauben ver- 
sprechend!;, dass Wir Selbigen, so viel an uns ist, unverbrüchlich 
halten und getreulich erfüllen wollen. Des zu Uhrkund etc. 
Berlin d. 27. Jan. 1720. 



C. 



Englische Ratifikation '). 

Wir Georg von Gottes Gnaden König von Gross-Britannien, 
Frankreich und Irland, Beschützer des Glaubens, Herzog zu 
Braunschweig und Lüneburg, des Heyl. Rom. Reichs-Ertz- 
Schatzmeister und ChurFürst etc. Für Uns und Unsere Nach- 
kommen an der Chur Uhrkunden hiemit und bekennen. Als 
wegen Führung des Directorii bey dem Corpore Evangelico Wir 
mit des Königes in Preussen Maj. Handlung pflegen lassen, 
und es nunmehr dahin gekommen, dass deswegen zwischen 
dem Chur-Brandenburgischen Gesandten und Unserem Chur- 
Fürstlichen Gesandten zu Regensburg eine gewisse Convention 
errichtet und unter'm 17. Jan. letzthin signiret worden, welche 
von wort zu wort lautet, wie folget: 



1) Nach dem in Berlin befindlichen Original. 
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Inseratur. 
Dass demnach Wir als ChurFürst zu Braunschweig und 
Lüneburg solche vorinserirte Convention vom 17ten j an . 1720 
approbiret und genehm gehalten haben, declariren auch solches 
hiemit, approbiren, confirmiren und ratificiren sothane vor- 
inserirete Convention mit allen ihren puncten clausulen und 
gantzem Inhalt und versprechen, dass Wir solcher Convention 
allerdings nachleben und Uns gemäs bezeigen wollen, auch 
Unsere Nachkommen an der Chur sollen. Ohn Gefehrde. Uhr- 
Kundlich unter Unserem Handzeichen und beygedrucketen 
Insiegel. Geben auf Unserem Palatio zu St. James den 

2~Febr 1 ^ ^^Q ten Jahres, Unseres Reichs im Sechsten. 



[L. S.] Georg R. 



Hattorf. 



Marburg. Unirertitils-Buchdrurkerei. ( R. Friedrich). 
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